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Die Expedition ift Verrenſtrasse Ar. 20. 


M 224. 


Mittwoch den 26. September 


An die geehrte 


= 


n Zeitungd-2efer. 


Die Pränumeration auf die Breslauer Zeitung für das nächſte Vierteljahr — Oktober, November, Dezember — beliebe man fo zeitig zu veranlaſſen, daß 


vor dem 1. Oktober auch von auswärts die Beſtellungen durch die nächſte Poſt 
jährliche Pränumerationspreis für die Breslauer Zeitung iſt am hieſigen 
r die biefigen Abonnenten erfolgt die Ausgabe 
der Zeitungen wird dieſe ſchleunige Beendigung des Druckes nur dadurch ermöglicht, 


incl. Porto. — 


Orte 1 Ntlr. 15 


behörde bei dem hieſigen königlichen Ober-Poſt-Amte eingegangen find. — 


der Zeitung Morgens um 6 Uhr. 
daß der Betrieb unſerer drei großen Doppel: und zwei einfachen Schnell⸗ 


Der viertel⸗ 


Sgr., auswärts im ganzen preußiſchen Staat 1 Rtlr. 24½ Sgr. 


Bei der Stärke der Auflage und dem Umfange 


preffen mittelſt Dampfkraft ſtattfindet. — Die neuen Pränumerationsſcheine wollen die hieſigen Abonnenten in einer der ihnen zunächſt gelegenen nachbenannten 
Kommanditen, welchen die Exemplare täglich um 6 Uhr von uns ausgehändigt werden, in Empfang nehmen. 


Albrechtsſtraße Nr. 27, bei Herrn J. He 
Albrechtsſtraße Nr. 53, bei Herrn S 3 1 94 n. 
Breiteſtraße Nr. 40, bei Herrn Steulmann. 
Bürgerwerder, Maffergaffe Nr. 1, dei Herrn Rösner. 
Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 5, bei Hrn. Herrmann. 
Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 9, bei Hrn. Schwarzer. 
Goldene Radegaſſe Nr. 7, bei Herrn Pinoff. 
Goldene Radegaſſe Nr. 26, bei Hrn. Bergmann. 
Gräbſchner Straße Nr. 1 a, bei Herrn Junge. 
Junkernſtraße Nr. 33, bei Herrn H. Straka. 
Karlsplatz Nr. 3, bei Herrn Kraniger. 

Kloſterſtraße Nr. I, bei Herrn Beer. 

Kloſterſtraße Nr. 18, bei Herrn Syring. 


Preußen. 
Kammer ⸗ Verhandlungen. 


J. Kammer. 43ſte Sitzung vom 23. Septbr. 


Präſident v. Auerswald eröffnet die Sitzung um 
10%, Uhr. — Am Miniſtertiſch: Graf Branden⸗ 
burg, v. Strotha, v. Rabe, Simons und 
v. Schleinitz. 

Der Abgeordnete Hecker (für Trier) hat ſein Man⸗ 
dat niedergelegt. © 

Fiſcher (zur Geſchäftsordnung): Oeffentliche Blät⸗ 

ter haben die Wahl zweier Männer angezeigt, die ge: 
genwärtig im Kerker ſitzen; ich halte mich verpflichtet, 
für die Rechte der Abgeordneten einzutreten, die gegen⸗ 
wärtig unfrei ſind. Gewöhnlich pflegt die Wahl der 
Abgeordneten angezeigt zu werden, alsdann werden ſie 
einberufen und ihre Wahlen werden geprüft, worüber 
3 — 6 Wochen vergehen können, Im vorliegenden 
Falle iſt es anders; ehe den Gewählten die betreffende 
Anzeige gemacht wird, iſt nöthig, daß die Kammer die 
Genehmigung zu ihrer vorläufigen Freilaſſung gebe. 
Ich frage nun: ob der Herr Präſident die Anzeige von 
der Wahl der Abgeordneten Waldeck und Temme durch 
die Regierung erhalten hat, und ob er fofort die Un⸗ 
terſuchungs⸗Akten eingefordert, um die Genannten kei⸗ 
nen Augenblick länger im Kerker ſchmachten zu laſſen, 
wenn die Kammer dazu ihre Zuſtimmung nicht gebe 
ollte? — 
f Präſi dent bezweifelt, daß die Frage des Abgeord⸗ 
neten Fiſcher zur Geſchäftsordnung gehöre; er habe 
übrigens der Kammer noch nie die Mittheilung einer 
Wahl vorenthatten und würde es auch im gegenwär⸗ 
tigen Falle nicht thun. doch ſei ihm bis jetzt noch 
ma über die beregte Wahl offiziell zugegangen. 

Tages ⸗ Ordnung: Fortſetzung der Debatte vom 
22, d. Mes, über Art. 38 der Verfaſſungs⸗Urkunde. 

Abe. Heffter reicht ein Zuſatz⸗Amendement zum 
Ane Bec n A in: 

= er Familien = i 
bleibt der Gefeggsbung vorbehalten.“ deikommiſſe 

v. u hi sie; in längerer Rede den Kom: 
miſſions⸗Antrag, indem er vom national⸗ökonomi 
an liiicen Standpunkte die Fideikommiſſe —8 
der Redner hält es für falſch, den Staat durch Ju⸗ 
ſtitute aufrecht erhalten zu wollen, die mit vollem 
Grunde die öffentliche Meinung gegen ſich haben. 
Event. empfiehlt er das Amendement Kisker. 

Graf Fürſtenberg berichtigt die Angabe eines Ab⸗ 
geordneten in der vorigen Sitzung (o. Ammon) Hinz 
ſichts des Rechts der Autonomie der rheiniſchen Rit⸗ 
terſchaft, welches derſelben nicht erſt in der neueſten 
Zeit, ſondern ſeit dem 17. Jahrhundert zuſtehe. 

v. Ammon führt dagegen den Gerichtsgebrauch an, 
wonach bei Urtheilen nur die Verleihung der Autono⸗ 
mie aus den 30. Jahren zu Grunde gelegt werde. 

v. Ib enplitz berichtigt v. Winde, welcher dage⸗ 


gen replicirt. 


Königsplatz Nr. 3b bei Herrn F. Germershauſen. 
Kupferſchmiedeſtraße Nr. 14, bei Herrn Fedor Riedel. 
Matthiasſtraße Nr. 17, bei Herrn Schmidt. 
Neumarkt Nr. 12, bei Herrn Müller. 

Neumarkt Nr. 30, bei Herrn Tietze. 

Nikolaiſtraße Nr. 69, bei Herrn Geiſer. 

Ohlauer Straße Nr. 6, bei Herren Gebr. Friederici. 
Ohlauer Straße Nr. 55, bei Herrn C. G. Feldmann. 
Ohlauer Straße Nr. 17, bei Herrn Thiel. 
Reuſcheſtraße Nr. 1, bei Herrn Neumann. 
Reuſcheſtraße Nr. 12, bei Herrn Eliaſon. 
Reuſcheſtraße Nr. 37, bei Herrn Sonnenberg. 

Ring Nr. 6, bei Herren Joſef Max u. Komp. 


Ring Nr. 30, im Anfrage: und Adreß⸗Büreau. 
Roſenthalerſtraße Nr. 4, bei Herrn Helm. 

Sandſtraße Nr. 12, bei Herrn Hoppe. 
Schmiedebrücke Nr. 56, dei Herrn Lepfer. 
Schmiedebrücke Nr. 43, bei Herrn Lücke. 
Schweidnitzerſtr. Nr. 36, bei Herren Stenzelu. Comp. 
Schweidnitzerſtr. Nr. 50, bei Herrn Scholz. 

Neue Schweidnitzerſtraße Nr. 4, bei Herrn Böncke. 
Neue Schweidnitzerſtraße Nr. 6, bei Herrn Lorcke. 
Neue Schweidnitzerſtr. 7, bel Hrn. Scheurſch u. Straka. 
Stockgaſſe Nr. 13, bei Herrn Karnaſch. 
Tauenzienſtraße Nr. 71, bei Herrn Thomale. 
Weſdenſtraße Nr. 25, bei Herrn Siemon. 


Die Expedition der Breslauer Zeitung. 


Bornemann weiſt die Beiſpiele Roms und Eng⸗ 


lands, welche für Beibehaltung der Lehen und Fidei⸗ 
kommiſſe angezogen ſind, theils als unſtatthaft, theils 
als unwahr zurück und zeigt aus der Geſchichte der preuß. 
Geſetzgebung, daß ſie den Fideikommiſſen ſchon ſeit Erlaß 
des Landrechts und von da ab konſequent feindlich ge⸗ 
weſen ſei. Die Abneigung gegen ein ſolches Inſtitut 
findet er dadurch begründet, daß man einem Einzelnen 
nicht den bindenden Willen auf ferne Zeiten und Hun⸗ 
derte oder Tauſende von Menſchen geſtatten mag. 
Dennoch iſt er nicht abſolut gegen die Gründung von 
Fideikommiſſen, wenn dieſe durch freie Vererbung ſich 
erhalten, ja ſie ſeien in dieſem Falle ſehr löblich, ſolche 
freie 
ſomit alles Wünſchenswerthe. 
erwägen, 
5. Dezember 1848 und vom 29. Mai 1849 ihre An: 
ſicht über Lehen und Fideikommiſſe gleichmäßig ausge⸗ 
ſprochen und daß demnach reifliche Erwägung und trif⸗ 
tige Gründe bei dieſem Punkte leitend geweſen ſein 
müſſen. 


Vererbungen begünſtige das Landrecht und leiſte 
Außerdem ſei aber zu 
daß die Regierung in den Verfaſſungen vom 


Nach einigen Exkurſen in die Geſchichte und 
die Verfaſſungen anderer Länder findet er den letzten 


Ausgang für alle Theile, wenn den Familienſchlüſſen 


die Beſtimmung über die Fideikommiſſe vorbehalten 
bleibt und hierüber die Geſetzgebung das Nähere be⸗ 
ſtimmt. Dieſelben Argumente wendet der Redner auf 
Lehen an und erklärt ſich auf das Entſchiedenſte gegen 
die Zuſtimmung aller Intereſſenten (Amendem, Kisker) 
bei der freien Veräußerung von Lehen, da dieſe auf 
ſolche Art gar nicht zu erzielen ſein möchte, wie ſich 
an Beiſpielen von Lehen in Schleſien und Oſtpreußen 
ergiebt. Er empfiehlt ſein Amendement 


„ſtatt des zweiten Satzes des Art. 38 der Ver⸗ 
faffungs= Urkunde die nachſtehenden Sätze aufzu⸗ 
nehmen: 
„Die beſtehenden Lehen ſollen durch geſetzliche 
Anordnungen in freies Eigenthum umgeſtaltet 
werden.“ 
„Die Aufhebung der beſtehenden Familien ⸗Fi⸗ 
deikommiſſe durch Familienbeſchlüſſe ſoll durch 
das Geſetz erleichtert werden.“ 


v. Jordan: Alle Inſtitutionen müſſen und dürfen 
aufgehoben werden, wenn ſie ſich dem Gemeinwohl 
ſchädlich erweiſen; der Beweis, daß dies in Preußen 
mit den 
geführt und er kann auch die Gründe nicht gelten 
laſſen, die wegen der Bevorzugung des Erſtgeborenen 
angebracht ſind, denn es ſind meiſtens Abfindungs⸗ 
quanta feſtgeſetzt. Schließlich erinnert er an die bevor⸗ 
ſtehende Veränderung der Steuergeſetze und ſagt in 
Bezug darauf, daß für Preußen die Abſchaffung des 
Grundadels noch nicht gekommen ſei. Der Redner 
empfiehlt ſein Amendent, welches lautet: 

„dem Art. 38 am Schluß folgende Worte beizu⸗ 
fügen: „Auf Samilienftiftungen finden dieſe Be⸗ 
ſtimmungen keine Anwendung.“ 


Fideikommiſſen der Fall ſei, ſcheint ihm nicht | 


Graf Helldorf ſchließt ſich dem Amendement Kis⸗ 
ker an mit dem Zuſatz von Heffter. 

Ein Zuſatz⸗Amendement v. Alvensleben zum 
Amendement von Bornemann wird unterſtützt; daſſelbe 
bezweckt Alinea 2 des Bornemann’fchen Antrages auf 
die agnatiſche Erbfolge auszudehnen und Alınea 1 
noch zu beſchränken. 

Wachler: Die Hauptfrage iſt die Schlichtung des 
Streites zwiſchen dem alten hiſtoriſchen Rechte und 
dem neuen Liberalismus. Der Streit ruht in der Ge⸗ 
feßgebung ; wird der Accent auf die Sache gelegt, fo 
iſt nur das bewegliche Eigenthum disponibel, wird aber 
der Accent auf die Perſonen gelegt, ſo iſt bewegliches 
wie unbewegliches Eigenthum disponibel. Ein konſti⸗ 
tutioneller Staat muß den Accent auf die Perſonen 
legen und nicht der Sache ihr Uebergewicht erhalten; 
dieſer Grundſatz iſt weit von aller Gleichmacherel fern. 
Daß das Grundeigenthum die Grundlage der Sitte 
und Sittlichkeit ſei, wie geſagt worden, konne er nicht ein⸗ 
ſehen; ebenſo ſcheint ihm die Anwendung des Germa⸗ 
nenthums auf die jetzigen Fideikommiſſe ſehr unzeitig 
und übel angebracht. In ähnlicher Weiſe wendet ſich 
der Redner gegen andere für Beibehaltung der Lehen 
und Fideikommiſſe vorgebrachte Argumente, wie gegen 
viele Doktrinen, die den Staat von deren Exiſtenz ab⸗ 
hängig machen; ihm ſcheinen vom ſittlichen, ftaatlichen 
und öͤkonomiſchen Standpunkte aus jene Inſtitute ges 
fährlich und ſchädlich. Beſonders hebt der Redner die 
Verſchuldung fideikommiſſariſcher Güter hervor, die zu 
Leichtſinn, Hintergehung der Geſetze und entſittlichen⸗ 
den Betrügereien führen. Ein Amendement nennt den 
Art. 38 einen revolutionären; nun ſei allerdings die 
ganze oder theilweiſe Aufhebung des hiſtoriſchen Rech⸗ 
tes ein revolutionärer Akt, aber wenn dem Staate die 
Befugniß genommen werden ſoll, durch ſeine Geſetzge⸗ 
bung das Beſtehende anzugreifen, ſo wüßte er nicht, 
wo der Urſprung des hiſtoriſchen Rechts geſucht wer⸗ 
den könne. Der Redner iſt für den Text der Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde und gegen alle Amendements; das 
einzige conſequente Amendement ſei das auf Streichung 
des Artikels geſtellte und nur zwiſchen dieſem und dem 
Text der Verfaſſungs⸗Urkunde fer zu wählen. (Befall.) 

Graf v. Zedlitz und v. Gaffron verwahren ſich 
gegen Anflührungen von Wachler, der fie als unrich⸗ 
tig aufgefaßt bezeichnet. 

v. Gerlach: er würde die Streichung des Artikels 
aus der Verfaſſung auch dann beantragen, wenn er 
für Abschaffung der Lehen und Fideikommiſſe ſei. Es 
liegt hier nicht eine beftimmte, Frage der Gesetzgebung 
vor, ſondern ein nackter Paragraph, der deklamatoriſcher 
Art, eine Phraſe ſei und den Stempel der Märzerruns 
genſchaften habe. Auch giebt es viele Sätze, die weit 
fundamentaler Art ſeien, als der vorliegende, die doch 


nicht in die Verfaſſung aufgenommen worden. Alle 


juriſtiſchen und ökonomiſchen Gründe, welche bei dieſer 
Gelegenheit angeführt ſeien, greifen hier nicht Platz. 
Die Abſchaffung aller Standesunterſchiede ſei auch 


nicht conſtitutionell, fie greife die Subſtanz des Staa⸗ ö 
tes an, vielmehr müſſe gerade Gliederung bis zum 
Throne hinauf angeſtellt werden. Ferner ſei jene re⸗ 
volutionäre Nivellirung illiberal. Die Anerkennung 
von fremden Vorzügen ſei gerade freiſinnig. Das Her⸗ 
aufgehen bei dieſer Frage bis zum Erzvater Abraham 
ſei hier mehr als Abſchreckungsmittel, denn der Auto⸗ 
rität wegen geſchehen; aber Abrahams Verfahren gegen 
Iſrael ſei auf göttlichen Rathſchluß vollführt. Der 
Redner charakteriſirt aus eigner Erfahrung die Frei⸗ 
heitskriege als gegen die Geſetzgebung der franzöſiſchen 
Revolution und auf die Wiederherſtellung des preußi⸗ 
ſchen Rechtes gerichtet und hieraus find keine Argus | 
mente für Abſchaffung der Lehen ꝛc. zu nehmen; eben 
ſo wenig aus der frankfurter Nationalverſammlung, 
die nicht aus dem Organismus des Volkes, ſondern 
aus einem Aggregate entſtanden ſei, wie ja der Erfin⸗ 
der der Kopfzahlwahlen in Preußen, Herr Camphau⸗ 
ſen, ſelbſt zugegeben. Endlich weiſt der Redner noch 
auf die Argumentation ſeines Freundes Stahl zurück, 
der bei der Frage weder mit ſeiner Perſon, noch mit 
ſeinen Sympathien betheiligt ſei. Die Lehen ſind der 
Monarchie zu ihrem Beſtand nothwendig, nach der 
Verfaſſungsurkunde aber erſcheint ihm dieſelbe alters⸗ 
ſchwach; auch werde die unbegrenzte Mobiliſirung des 
Eigenthums ländliches Proletariat erzeugen, das wir 
glücklicherweiſe nicht haben. (Bravo.) 

Baumſtark entwickelt die Vortheile des kleinen 
Grundbeſitzes für den Staat und die Arbeiter. Die 
ſehr lange Argumentation des Redners umfaßt das 
ganze Gebiet der Technik der Landwirthſchaft, der Na⸗ 
tionalökonomie und der Geſchichte und er kommt zu 
dem Schluſſe, daß die Erhaltung der Lehen und Fi⸗ 
deikommiſſe höchſt nachtheilig ſei. 

Rittberg läßt ſich auf eine Kritik der Geg⸗ 
ner der Lehen ein und ſucht ihre Argumente zu ent⸗ 
kräften. Principaliter iſt er für das Amendement Kisker, 
event, für das von Bornemann. 

Kühne will auf den Mißſtand in Bornemanns 
Amendement aufmerkſam machen, daß darin ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Lehen und Fideikommiſſen enthalten ſei 
und zwar in der Art, daß jenes Amendement die allo⸗ 
dificirten Lehen auch noch wie Lehen behandeln will, 
denn ſie ſeien in der That nur Fideikommiſſe. Das 
Amendemeut Alvensleben fei ſpeziell gegen den ange⸗ 
regten Mißſtand gerichtet. Der Redner ſpricht ſich ge⸗ 
gen Beibehaltung der Lehen aus und ſchließt: Ebenſo 
wie der Staat das Eigenthum zu ſchützen hat, muß 
er den Erwerb fördern und dieſer Aufgabe widerſetzen 
ſich die Fideikommiſſe. Wer gern überlebte Inſtitute 
conſerviren wolle, befördere den Umſturz (Bravo), ar⸗ 
beite an der Revolution (Bravo), und darum müſſe 
Le Aufpesung ausdrücklich ausgeſprochen werden. 

eifall. 5 

Bornemann vertheidigt feine Anficht. 

Der Antrag auf Schluß der Debatte, gegen welchen 
v. Daniels ſpricht, wird genehmigt. 

v. Bernuth (Berichterſtatter): Die Cardinalfrage, 
um welche fi alle Amendements gruppiren, ſei die 
über Beibehaltung oder Abſchaffung der Lehen und 
Fideikommiſſe; jene ſeien von den Gegnern des Kom⸗ 
miſſions⸗Antrages nicht einmal vertheidigt, deshalb ſage 
er nichts über ſie. Was die Fideikommiſſe betreffe, ſo 
halte er ihren ökonomiſchen Nachtheil für den ſchlimm⸗ 
ſten; aber auch ihre politiſche Stellung iſt unhaltbar. 
Die Geſetzgebung darf nicht erlauben, daß ein kurz⸗ 
ſichtiger Menſch der Vorſehung vorgreife, indem er auf 
die Zukunft beſtimmend einwirke. Nach allen Reden, 
die hier gehalten, verlange die Conſequenz, entweder 
den Artikel zu ſtreichen, oder den Antrag der Kommiſ⸗ 
ſion anzunehmen. Um dieſen zu empfehlen, wendet ſich 
der Redner beſonders gegen die Abg. Stahl und Ger⸗ 
lach und ihre Partei, die hinter die Geſetze von 1817 
zurückzugehen Miene machen. Von wiederholtem Bei⸗ 
fall unterbrochen, verherrlicht der Redner dieſe Geſetz⸗ 
gebung, der er im Art. 38 der Verfaſſung Rechnung 
getragen haben will. Daß er in dieſelbe gehört, beweiſt 
vor Allem die zweitägige Debatte, deren Schluß be: 
vorſteht. 

Die ſehr complicirte Frageſtellung veranlaßt eine län⸗ 
gere Debatte und dieſelbe wird in nachſtehender Reihe⸗ 
folge vorgenommen. Vor der Abſtimmung wird ein 
Antrag auf Vertagung abgelehnt und Trieſt nimmt 
ſein Amendement zurück. 

Die Abſtimmung beginnt mit Namens⸗Aufruf über 
das Amendement dv. Gerlach, daſſelbe wird mit 9 
Stimmen gegen 114 verworfen. Auch das Amen⸗ 
dement des Abg. v. Manteuffel wird verworfen. 


Ueber das Amendement v. Itzenplitz findet gleich⸗ 
falls namentliche Abſtimmung ſtatt: Satz 1 mit 87 
gegen 35 Stimmen, Satz 2 mit 83 gegen 31 Stim⸗ 
men abgelehnt, Abg. Nitzſch enthält ſich der Abſt. 

Die Amendements von Heffter und v. Alvens⸗ 
leben werden verworfen. 


Vom Amendement Bornemann wird gleichfalls 
verworfen der zweite Theil deſſelden nach namentlicher 
Abſtimmung mit 63 gegen 60 S Das Amen: | 
dement Kisker wird abgelehnt; Tamnau zieht 
das feinige zurüd, 


— BR 


dement von Jordan werden nun mit übers, 
wiegender Mehrheit angenommen. 
Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung den 25. 10 Uhr. 


II. Kammer. 20. Sitzung vom 24. Septbr, 
Präſident: Graf Schwerin. 

Eröffnung 12¼ Uhr. 

Am Miniſtertiſche: v. Manteuffel, v. Rabe. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen. 

Präſident zeigt an, daß in vergangener Nacht 
der Abgeordnete Egbert geſtorben iſt, ferner, daß neue 
Mitglieder in die Kammer eingetreten find. Wir ge⸗ 
hen zur Tagesordnung über, welche mit dem Berichte 
der Kommiſſion für Reviſion der Verfaſſung, 
betreffend den Titel VIII., zu thun hat. Ich erſuche 
den Herrn Berichterſtatter, hier Platz zu nehmen. J 

In dem Bericht heißt es: 


Der achte Titel der Verfaſſungs⸗Urkunde, welcher von der 
Finanzverwaltung handelt, ſtimmt mit den bezüglichen Vor⸗ 
ſchlägen der Verfaſſungs⸗Kommiſſion der aufgelöften Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung wörtlich überein und weicht nur in weni: 
gen und unerheblichen Punkten von der urſprünglichen Re⸗ 
gierungs⸗Vorlage vom Mai 1848 ab. Auch die gegenwär⸗ 
tige Kommiſſion zur Reviſion der Verfaſſungs⸗urkunde bes 
ehrt ſich, im Weſentlichen die Beibehaltung jener Beſtim⸗ 
mungen zu empfehlen, jedoch einige Ergänzungen in Vor⸗ 
ſchlag zu bringen. 98 

Als einzige Faſſungs⸗Aenderung wird beantragt, die ueber⸗ 
ſchrift des Titels „von der Finanzverwaltung“ gegen die 


Ueberſchrift 
„von den Finanzen“ 

zu vertauſchen, da die in dieſem Titel enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen ſich nicht blos mit der Verwaltung beſchäftigen, 
ſondern die weſentlichſten Rechte der Volksvertretung feſt⸗ 
ſtellen. Dann beantragt die Kommiſſion, die derzeit im Ar⸗ 
tikel 103 enthaltene Beſtimmung, daß zu Etats⸗Ueberſchrei⸗ 
tungen die nachträgliche Genehmigung der Kammern erfor⸗ 
derlich iſt, in den Artikel 98, der überhaupt von der Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushalts⸗Etats handelt, hinaufzurücken. 
Während nämlich der Artikel 98 allgemein vorſchreibt, daß 
alle Einnahmen und Ausgaben des Staates für jedes Jahr 
im Voraus veranſchlagt und auf den jährlich durch ein Ge⸗ 
ſetz feſtzuſtellenden Staatshaushalts⸗Etat gebracht werden 
müſſen, fehlt ihm eine Beſtimmung darüber, wie es hinſicht⸗ 
lich ſolcher Ausgaben zu halten ſei, die ſich im Laufe des 
Jahres als unvermeidlich herausſtellen und dennoch bei dem 
Voranſchlage nicht vorgeſehen werden konnten oder doch 
nicht vorgeſehen worden ſind. Es kam deshalb in Frage, 
ob nicht dem Artikel 98 als drittes Alinea folgender Zuſatz 
hinzuzufügen wäre: 

„Zu außerordentlichen Verwendungen, die im Staats⸗ 

haushalts⸗Etat nicht vorgeſehen ſind, iſt die vorherige 

Zuſtimmung der Kammern, zu ſonſtigen Etatsüber⸗ 

ſchreitungen die nachträgliche Genehmigung der Kam⸗ 

mern erforderlich.“ 5 = 

Die überwiegende Majorität der Kommiſſion erklärte ſich 

indeſſen gegen dieſen Zuſatz, weil ihr die Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen außerordentlichen im Etat nicht vorgeſehen Verwen⸗ 
dungen und fonftigen Etatsüberſchreitungen mißlich erſchien, 
und weil die Meinung vorwaltete, daß die Regierung unter 
extraordinären Verhältniſſen bei Abweſenheit der Kammern 
berechtigt fein müſſe, die zur Befriedigung dringender Ber 
dürfniſſe erforderlichen Geldmittel verwenden zu dürfen, ohne 
an die vorgängige Zuſtimmung der Kammern gebunden zu 
ſein. Gegen einen Mißbrauch dieſer Befugniß werde hin⸗ 
reichend die Gefahr ſchützen, daß die Kammern eine von 
ihnen nicht im voraus genehmigte Verwendung ſpäter miß⸗ 
billigen und den Regreß gegen die verantwortlichen Mini⸗ 
ſter beſchließen könnten. Dagegen wurde allerſeits die Ver⸗ 
pflichtung der Regierung anerkannt, in allen Fällen ſobald 
als möglich die nachträgliche Genehmigung der über den 
Etat hinaus eingetretenen Ausgaben bei den Kammern nach⸗ 
zuſuchen. um dies außer Zweifel zu ſtellen, wurde befchlof- 
ſen, die derzeit im Artikel 103 enthaltene Beſtimmung: 

„Zu Etats⸗ueberſchreitungen iſt die nachträgliche Ge⸗ 

N der Kammern erforderlich“ 
dem Artikel 98 als dritte Alinea zuzuſetzen, dagegen im Ar⸗ 
tikel 103 zu ſtreichen, indem, wenn dieſe Vorſchriſt in dem: 
jenigen Artikel ſtehen bliebe, welcher von der Rechnungsle⸗ 
gung handelt, dies der Vermuthung Raum geben könnte, 
als ſollten derartige Mehrausgaben den Kammern gegeüber 
erſt bei Vorlegung der allgemeinen Rechnung über den 
Staatshaushalt gerechtfertigt werden. N 

Zwiſchen die Artikel 98 und 99 wünſchte eine anſehnliche 

Minorität den Zuſatz einzuſchalten, daß jede Bewilligung 
von Ausgaben nur auf Antrag der Regierung und bis — 
Belaufe dieſes Antrages erfolgen dürfe. Zu Gunſten einer 
ſolchen Vorſchrift, die in ähnlicher Weiſe in dem zwiſchen 
Preußen, Sachſen und Hannover vereinbaxten Entwurfe zur 
deutſchen Reichsverfaſſung enthalten iſt, wurde geltend = 
macht, daß fie nach dem Vorgange Englands die Initlative 
hinſichtlich der Geldbewilligung ausſchließlich demjenigen 
Faktor der Geſetzgebung zuweiſe, der am vollſtändigſten die 
Verantwortlichkeit übernehmen könne, daß die beantragten 
Verwendungen nothwendig oder zweckmäßig ſeien, wodurch 
dann bei den Mitgliedern beider Kammern mit der Mög: 
lichkeit auch die Verſuchung ausgeſchloſſen bliebe, daß ſie 
aus Parteizwecken auf die Bewilligung von Geldmitteln 
dringen könnten. Bei der Majorität der Kommiſſion über⸗ 
wog jedoch die Rückſicht, daß der Befolgung dieſes in der 
Regel allerdings richtigen Grundſatzes nicht ſowohl durch 
ein poſitives Gebot, als vielmehr durch die allmälige Ent: 
wickelung des konſtitutionellen Lebens Eingang zu verſchaf⸗ 
fen und daß es nicht rathſam ſei, der Volksvertretung in 
dieſem punkte unbedingt und in allen Fällen das Recht der 
Initiative abzuſprechen, während dies bei allen übrigen Ge: | 
ſetzen allen drei Faktoren der Geſetzgebung gleichmäßig zu⸗ 
ſtehe, und während das beſorgliche Haſchen nach Populari⸗ 
tät dann den vielleſcht noch bedenklicheren Weg der Petition 


z 


einſchlagen könnte. 

Ein weiterer ebenfalls dem Entwurfe der deutſchen Reichs⸗ 
verfaſſung entnommener Zuſatz wurde in folgender Beſtim⸗ 
mung beantragt: : J 

Jede Bewilligung gilt nur für den beſonderen Zweck, 

für welchen ſie beſtimmt worden. Die Verwendung 
2 nur innerhalb der Grenze der Bewilligung er⸗ 
olgen. 


Der Kommiſſions-Antrag und das Amen⸗ Dieſer Zuſatz, welchen man als eine 


die Staatskaſſe nur erhoben 


nothwendige Konfe 
quenz des der Volksvertretung uneingeſchränkt ——.— 
Rechtes betrachtete, alle Staatsausgaben jährlich feſtzuſte l⸗ 
len, wurde von Einigen für ſchädlich, von Anderen minde⸗ 
ftens für überflüſſig gehalten und deshalb von der Majori- 
tät der Kommiſſion abgelehnt. 

Zu dem Artikel 99, wonach Steuern und Abgaben für 
werden dürfen, ſoweit fie in 
fgenommen oder durch beſon⸗ 
dere Geſetze angeordnet find, fand die Kommiſſton einſtim⸗ 
mig nichts zu erinnern. An dieſen Artikel und an den vor⸗ 
hergehenden wegen jährlicher Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 
halts⸗Etats wird ſich aber die Frage nach dem Umfange des 
Steuerbewilligungsrechtes der Kammern anreihen müſ⸗ 
fen, obschon die wirkliche oder vermeintliche Einschränkung 
dieſes Rechtes nach der Reihe der Verfaſſung erſt bei Ar⸗ 
tikel 108 zur Sprache kommen würde. Der letztgedachte 
Artikel beſtimmt wörtlich Folgendes: 

Die beſtehenden Steuern und Abgaben werden fort⸗ 
erhoben, und alle Beſtimmungen der beſtehenden Geſetz⸗ 
bücher, und Verordnungen, welche der gegenwärtigen 
Verfaſſung nicht zuwider laufen, bleiben in Kraft, bis 
ſie durch ein Geſetz abgeändert werden. 

Läßt man hier den die Steuern und Abgaben nicht be⸗ 
treffenden Zwiſchenſag „und alle Beſtimmungen der beſte⸗ 
henden Geſetzbücher u. ſ. w.“ bis „bleiben in Kraft” weg, 
ſo beſagt Artikel 108 einfach: j 

Die beſtehenden Steuern und Abgaben werden fort- 
erhoben, bis ſie durch ein Geſetz abgeändert werden, 
und ſtimmt in dieſer Faſſung ſowohl mit dem $ 82 der ur⸗ 
ſprünglichen Negierungsvorlage vom Mai 1848, als mit 
Artikel 109 im Entwurfe der Verfaſſungs⸗Kommiſſion der 

aufgelöſten National⸗Verſammlung wörtlich überein. 

Ueber den Sinn, welcher der fraglichen Beſtimmung im 
Artikel 108 beizulegen ſei, beſtand im Schooße der gegen⸗ 
wärtigen Kommiſſion eine erhebliche . 

ueber die Frage nun, ob der Artikel 108 in dem zuletzt 
erörterten Sinne unverändert beizubehalten, oder ob derſelbe 
durch einfaches Wegſtreichen der Worte: 

„Die beſtehenden Steuern und Abgaben werden fort⸗ 
erhoben, und“ 
in dem zuerſt vertretenen Sinne zweifelsfrei zu modiſiziren 
it entſpann ſich in der Kommiſſion eine ausführliche Dis⸗ 
ſſion. 

Nach ausführlicher Erörterung der Frage, ob das Steuer: 
bewilligungsrecht der Kammern unbeſchränkt anzu⸗ 
erkennen ſei oder nicht, wurde der oben erwähnte Antrag, 
im Artikel 108 die Worte: 

„Die beſtehenden Steuern und Abgaben werden fort⸗ 

erhoben, und“ 5 
zu ſtreichen und dadurch jenes Recht außer Zweifel zu 
ſtellen, mit 14 gegen 7 Stimmen angenommen. In Folge 
deſſen fand auch eine eventuelle Modifikation des Art, 108, 
wonach die Worte „die beſtehenden Steuern“ geändert 
werden ſollten in „die zur Zeit beſtehenden Steuern“ 
keine Zuſtimmung. Durch Annahme dieſer im Central-⸗Aus⸗ 
ſchuſſe der erſten Kammer beliebten Modifikation würde das 
Recht der Kammern hinſichtlich der Steuerbewilligung genau 
auf das Maß gebracht werden, welches dem Vereinigten 
Landtage durch das allerhöchſte Patent vom 3. Febr. 1847 
beigelegt war. 

Mit Rückſicht auf die beſchloſſene Aenderung des Art. 108 
wurden zu dem Titel von den Finanzen verſchiedentliche 
Zuſätze vorgeſchlagen, von welchen einige Seitens der Ma⸗ 
jorität der Kommiſſion angenommen wurden. Zunächſt 
99 beantragt, das erſte Alinea im Artikel 98 wie folgt 
zu faſſen: 

Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates müſſen 
für jedes Jahr nach Maßgabe der Geſetze im 
Voraus veranſchlagt und auf den Staatshaushalt⸗Etat 
gebracht werden. 

Demnächſt kam in Vorſchlag, daß die Bewilligung der 
Steuern Seitens der Kammern nicht an Bedingungen ge⸗ 
knüpft werden dürfe, und es wurde * Vorſchlag von 
der Majorität mit einer ſich von ſelbſt erläuternden Ergän⸗ 
zung in folgender aſſung angenommen: 

Die Bewill sung von Steuern 

der Kammern nicht an Bedingungen geknüpft 

werden, welche die Verwendung der Steuern 

nicht unmittelbar betreffen. 

erner kam zur Sprache, daß man die Fälle vorſehen 
müſſe, wenn die Auflöſung einer oder beider Kammern er: 
folgen ſollte, bevor das Budget bewilligt worden, oder 
wenn ſich die Berathungen der Kammern darüber über den 
Anfang der neuen Etatsperiode hinaus verzögern ſollten. 
Für dieſe Fälle wurde folgende Beſtimmung vorgeſchlagen: 

Die nach Artikel 98 bewilligten Jahresſteuern dürfen 

Fin dem bewilligten Maße noch längſtens 6 Monate 


lang forterhoben werden: 
Kammern aufgelöft find, ehe 


den Staatshaushalts⸗Etat au 


darf Seitens 


1) wenn eine oder beide 
N: 1915 Staatshaushalte⸗Geſetz feſtgeſtellt wor⸗ 
en iſt; 

2) wenn ſich die Berathungen der Kammern über 
das neue Staatshaushalts-Geſetz über den Ans 
fang der neuen Finanzperiode (Art. 98) hinaus 
verzögern. 7 4 

Dieſe 6 Monate werden jedoch in die neue Finanzperiode 
eingerechnet. 

Andererſeits wurde beantragt, einer ſolchen zuſätzlic en 
Beſtimmung folgende Faſſung zu geben: 2 

Die für eine Etatsperiode (Art. 98) bewilligten Feonern 

dürfen nach Ablauf dieſes Zeilraumes noch 2 Monate 

lang forterhoben werden, wenn ſich etwa & e Feſtſezung 

des Staatshaushalts⸗Etats für die nächſte Etatsperiode 

über den Anfang derſelben hinaus verzögern ſollte. 

Die 0 Monate werden jedoch in die neue Etatsperiode 
gerechnet. 

Nachdem für beide Vorſchläge der Zeitraum von 6 Mona- 
ten auf 4 Monate besabgefegt worden, weil dieſe Friſt als 
durchaus zareichend erfchien, um mad Einterufang neuer 
Kammern oder nach Beſeitigung ſonſtiger Hinderniſſe den 
Staatshaushaltsetat in regelmäßiger Weife feftzuftellen, 
wurde im uebrigen der lestgedachte Antrag von der Majo⸗ 
rität der Kommiſſion angenommen. Andere Vorſchläge 
wurden abgelehnt. N 

Sonach wurden von den auf das Steuerbewilligungsrecht 
fi) beziehenden Zufäge nur die beiden folgenden angenommen: 


1) die Bewilligung von Steuern darf Seitens 
der Kammern nicht an Bedingungen ges 
knüpft werden, welche die Verwendung die⸗ 

ſer Steuern nicht unmittelbar 8 

2) die für eine Etatsperiode ger: 98) bewilli 

ten Steuern dürfen nach Ablauf dieſes Zei 


1 


raums noch 4 Monate lang forterhoben 
werden, wenn ſich etwa die Feſtſetzung des 

Staatshaushaltsetats für die nächſte Etats: 

periode über den Anfang derſelben hinaus 

verzögern ſollte. Dieſe 4 Monate werden 

jedoch in die neue Etatsperiode eingerechnet; 
und es wurde beſchloſſen, dieſe beiden Zuſätze als zwei be 
ſondere Artikel in den Titel von den Finanzen aufzuneg⸗ 
men und den erſteren zwiſchen Artikel 98 und 99, den zwei⸗ 
ten zwiſchen Artikel 99 und 100 einzuſchieben. 

Es ſind mehrere Abänderungsvorſchläge eingegangen, der 
erſte von den Herren Abg. v. Bodelſchwingh (Hagen) 
und Genoſſen, alſo lautend: . 

Hohe Kammer wolle beſchließen, den bezeichneten Zuſatz⸗ 
11 in folgender Weiſe zu faſſen und nach Art. 98 ein: 

alten: 

Wenn ſich die Feſtſetzung des Staatshaushalts⸗Etats 
für die nächſte Etats⸗Periode über den Anfang derſelben 
verzögern ſollte, ſo bleibt der zuletzt vollzogene Etat bis 
0 Ber Feſtſetzung — jedoch höchſtens vier Monate — 
n Kraft. 


Die bis dahin in dem neuen Etatsjahr erhobenen Ein⸗ 
nahmen und geleiſteten Ausgaben werden auf die Bewil: 
ligung des neuen Etats angerechnet. 

Ein zweiter Antrag vom Herrn Abg. v. Viebahn, da— 
hin gehend: 0 

Wenn ſich etwa die Feſtſtellung des Staatshaushaltes 
3 2 Ben — — 5 hinaus ver⸗ 

ert, ſo blei er zuletzt vollzoge ür 6 
Monale gültig. 1 zogene Etat noch für 6 
Ein dritter vom Ab 
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Bewilligungen ; 9. Heſſe zu Art. 98, lautend: 


u Ausgaben dürfen nur auf Antra 
der Regierung und bis zu 8 
macht Wessen zum Belauſe des Antrages ger 
Ein viertes Amendement vom Abg. Kell 
will die Initiative der Geldbewilligung der 5 
zugetheilt wiſſen. 5 
Sämmtliche Amendements finden ausreichende Unter: 


kee ec aſtdent⸗ Simon übernimmt den Vorſitz. 
v. Kleiſt Retzow: Er kenne keine Volksfrei⸗ 
heit ohne die größte Freiheit Sr. Majeſtät des Kö⸗ 
nigs. Man berufe ſich auf die konſtitutionellen Ge⸗ 
wohnheiten aus anderen Ländern, deren Verfaſſung 
Älter als die unſere. Aber die Verhältniſſe feien we⸗ 
ſentlich andere. Der Credit der franzöſiſchen Verfaſ⸗ 
ſung und der Verfaſſungen der Länder, welche dieſe 
von Frankreich empfangen hätten, ſei zu ſehr geſun— 
ken, als daß man auf die Beſtimmungen dieſer Ver⸗ 
faſſungen Gewicht legen könne. Was England anbe⸗ 
träfe, ſo ſei hier das Verhältniß der Krone zum Volke 
ein anderes. England habe fremde Dynaſtien auf ſeinen 
Tyron gerufen. Welcher Unterſchied ſei zwiſchen dem 
Wahlgeſetze Englands und dem unſrigen. Man möge 
nicht vergeſſen, daß die Zuſammenſetzung der jetzigen 
Kammer nicht dem Wahlgeſetze, wohl aber dem Eigen⸗ 
ſinne der Demokraten zu verdanken ſei. (Er bezieht 
ſich hierbei auf die jüngſt erfolgte Wahl von Waldeck 
und Temme.) Mit Unrecht berufe man ſich auf die 
landſtändiſchen Verfaſſungen, da dieſe gerade eine 
ſcharfe Grenzlinie zwiſchen den Rechten der Fürſten 
und der Stände zogen. Das Königthum konne nicht 
beſtehen mit dem unbedingten Steuerverweigerungsrecht 
der Kammern. — Der Redner erinnert noch an die 
Steuerverweigerung im November; er Hält es nament⸗ 
lich für ganz unzuläſſig, daß jede der beiden Kammern 
die Steuern verweigern könne. Er iſt gegen die Bus 
ſätze, die die Commiſſion zu der Regierungsvorlage 
beliebt hat. pr 
v. Auerswald: Die Pietät gegen die Krone be: 
wahrheite ſich vorzugsweiſe dadurch, daß man den 
Thron auf verfaſſungsmäßige Fundamente ſtelle. Er 
wolle die verfaſſungsmäßige Freiheit der Krone wie 
des Volkes, die Pietät allein ſei nicht mehr ein genü⸗ 
gendes Fundament für die Krone. — Er miüffe aller: 
dings auch geſtehen, daß das jetzige Wahlgeſetz ihm 
auch nicht die nöthigen Garantien biete, allein auch 
das Wahlgeſetz ſei ja zu revidiren. — Von der heu⸗ 
tigen Berathung hänge hauptſächlich das Wohl und 
Wehe des Vaterlandes ab. Es handele ſich um die 

Grundlage des ganzen konſtitutionellen Lebens. 
Stiehl: Er ſei gegen die Commiſſionsanträge. 
Wird die Wirkung der Steuerverweigerung dadurch 
eine andere werden, daß ſie dieſelbe in der Verfaſſung 
begründen. Der Steuerverweigerung im November, 
die die Commiſſion mit Recht fo darſtellt, daß fie durch 
die der Verſammlung beigelegten Rechte nicht begrün⸗ 
det war, hat ſich gegen die ſie Ausſprechenden ſelbſt 
gekehrt. Er halte ſich für vollkommen konſtitutionell, 
er werde aber doch gegen die Commiſſion ſtimmen, es 
gebe andere Mittel ein mißliebiges Gouvernement zu 
entfernen; das Steuerverweigerungsrecht gebe einer 
Verſammlung die Möglichkeit auch noch ganz Anderes 
u n. K 
i Petrat wendet ſich zunächſt gegen Kleiſt⸗ 
Retzow. Wenn er darauf Bezug genommen habe, 
daß die Verfaſſungen, die das Steuerverweſgerungs recht 
involvicten, nicht lange exiſtirt hätten fo könne ande⸗ 
rerſeits auch ein Beiſpiel aus unſerem W an⸗ 
geführt werden. Die frühere Verfaſſung habe auch 
nicht die Kraft gehabt, der im vorigen Jahre von 
Frankreich ausgehenden Erſchütterung zu widerſtehen. 
Auch er glaube, daß die Steuerverweigerung meistens 
Hochverrath ſein werde. Schon der vereinigte Landtag 
beſaß das Recht der Bewilligung neuer Steuern, die 
veränderte Staatsverfaſſung bedingt das 
Recht der allgemeinen Steuerbewilligung . 
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— Wenn die deutſche Volksvertretung das 
echt der Verwilligung aller Steuern beſitzt, ſo iſt 
zum Gegengewicht nothwendig, daß auch die 
preußiſche Volks- Vertretung daſſelbe Recht 
beſitzt. Iſt denn nur auf Seiten der Re⸗ 
gierung das Intereſſe an der Erhaltung des Staates, 
iſt's denn nicht auch bei der Volksvertretung? Es iſt 


unmöglich, daß wir die Vertreter des Volkes als un: | 


fähig erklären zur Ausübung der Rechte, die von an⸗ 
deren Nationen zum Heil und Frommen ſchon lange 
ausgeübt werden. (Bravo.) 

v. Fock. Gegen die Vorſchläge der Commiſſion, das 
Steuerverweigerungsrecht ſei ein unmögliches Recht, 
denn ſobald von dieſem Rechte werde Gebrauch ge— 
macht werden, ſo werde damit der Staat ſelbſt über 
den Haufen geworfen. Ein ſolches Recht ſei ein unſitt⸗ 
liches. | P 

Tellkamp. Für die Vorſchläge der Commiſſion; 
verwerfe man dieſe, fo mache man es möglich, daß 
ohne Kammern regiert werde. Da ohne Kam⸗ 
mern kein konſtitutionelles Leben denkbar iſt, ohne das 
Recht der jährlichen Steuerbewilligung aber ſei nicht 
die vollkommene Garantie für die Zuſammenberufung 
der Kammern vorhanden. Er halte ſelbſt das Steuer— 
verweigerungsrecht für eine konſervative Beſtim⸗ 
mung; es ſei beſſer die Verfaſſung laſſe bei der Außer: 
ſten Lage der Dinge noch einen beſtimmten Weg offen, 
als daß allein die rohe Gewalt entſcheide. 

v. Bismark Schönhauſen: Der $ 108 ent 
hält den Grundſatz, jedes Geſetz beſteht bis es auf⸗ 
gehoben, er will dieſen Grundſatz auch bei dem Staats⸗ 
Haushaltsgeſetz aufrecht erhalten; anders die Kom— 
miſſion. — Bei den Kammern ſoll in Konkurrenz das, 
Steuerverweigerungsrecht zuſtehen; das werde aber zu 
ganz unhaltbaren Verhältniſſen zwiſchen der einen 
Kammer zur andern und zwiſchen beiden und der Re— 
gierung führen. Man frage jetzt nicht mehr bei einer 
Einrichtung ob ſie zweckmäßig, ſondern ob ſie konſtitu⸗ 
tionell, „das heiße nun zwar eigentlich“ nichts als 
„verfaſſungsmäßig“, allein man nehme immer die franz 
zöſiſchen und belgiſchen Einrichtungen als für den Be: 
griff konſtitutionell maaßgebend an. Er verweiſt auf 
Baden und Süddeutſchlaud, das dem franzöfifchen 
Konftitutionalismus am meiſten gehuldigt habe. Mit 
eben demſelben Rechte, mit welchem man die belgiſche 
Verfaſſung, weil fie den Stürmen der franzöſiſchen 
Revolution widerſtanden habe, als Normgebend, bei 
Entwerfung unſerer Verfaſſung anſehe, mit eben demſel⸗ 
ben Rechte könne man auch die ruſſiſche Verfaſſung, 
die auch der Revolution widerſtanden habe, für allein 
maaßgebend anſehen. — Die Krone habe übrigens 
freiwillig einen Theil ihrer Rechte der Volksvertretung 
überantwortet, die frühere Verfaſſung iſt nicht, wie 
Herr v. Beckerath meint, dem von Frankreich ausge⸗ 
henden Stoß zum Opfer gefallen; wenn die Regie⸗ 
rung gewollt hätte, ſo hätte ſie die frühere Verfaſſung 
auch im vorigen Jahre aufrecht erhalten können. „Ich 
bin immer froh geweſen, wenn ich aus Ländern, wo 
das Steuerverweigerungsrecht exiſtirt, wieder nach 
Preußen zurückgekehrt bin.“ Mit Unrecht verweiſt 
man auf England. Geben Sie uns Englands Got: 
tesfurcht, ſeine Achtung vor dem Geſetze, ſeine glück⸗ 
lichen Grundbeſitzverhältniſſe und verlangen Sie dann, 
daß bei uns wie in England regiert werde. 

Graf Schwerin; Mit der Steuerbewilligung gebe 
ich dem Volke das Recht in die Hände, der Re— 
gierung, wenn ſie mit dem Volke nicht übereinſtimmt, 
die Mittel zur Weiterregierung zu entziehen. Es ſind 
keine Theorien meine Herren, um die es ſich hier han⸗ 
delt. Wenn wir nach der einen Seite den hohlen 
Phraſen, die früher von dieſer Tribüne herabtönten 
entgegentreten, ſo müſſen wir uns ſelbſt auch feſt ent⸗ 
ſcheiden, und offen erklären, ob wir die konſtitutio⸗ 
nelle oder die abſolute Monarchie wollen. Wollen 
wir die konſtitutionelle Monarchie, ſo handelt es ſich 
im Augenblick um die wichtigſte Frage. Ich bin ent⸗ 
ſchloſſen, dem Volke neben dem Rechte ſelbſt 
auch den Schutz dieſes Rechts zu gewähren. 
(Lebhafter Beifall.) 

Es iſt von einigen Mitgliedern auf Schluß, von 
andern auf Vertagung der Debatte angetragen. 
Die Verſammlung beliebt die Vertagung. Nächſte 
Sitzung Morgen 10 uhr. Tagesordnung. Fort⸗ 
ſetzung der heutigen Debatte und Bericht der Kom⸗ 
miſſion in der deutſchen Angelegenheit. 

* (Schluß der Sitzung 3% Uhr.) 


Berlin, 24. Septbr. Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Den geheimen Ober-Finanzrath 
Coſtenoble und den geheimen Legationsrath v. Le 
Coq zu Mitgliedern des Gerichtshofes zur Entſchei⸗ 
dung der Kompetenz⸗Konflikte zu ernennen. 

In Ausführung der Beſlimmungen im $ 6 des Vertrages 
der königlichen Regierungen ven Preußen, Sachſen und 
Hannover vom 26. Mat d. J. wegen Einſezung eines pro: 
viſoriſchen Bundesſchiedsgerichts hat der Verwaltungs ralh 
der verbündeten Regierungen über das Verfahren vor dem 
gedachten Gerichte und die Vollziehung 

| e auf den Vorſchlag dieſes Gerichts, 


Folgendes feſt⸗ 


der Entſcheidungen 


$ Titel I. 
Verfahren vor dem Bundes ⸗Schiedsgerichte. 
f 1) In ſtreitigen Rechleſachen. Aeg 
$ 1. Die bei dem Schiedsgerichte einzureichenden Klagen 
müſſen von einem zur Prozeßpraxis bei einem Kollegialge⸗ 
richte befugten Rechtsanwalte unterzeichnet ſein, welcher ſich 
durch die Mitunterſchrift des Klägers oder durch Vollmacht 
| von demſelben zu legitimiren hat Klagen, bei denen dieſe 
Vorſchrift nicht beobachtet iſt, werden ohne Weiteres zurück⸗ 
gegeben. 

§ 2. Die Klage muß, außer dem vollſtändigen Vortrage 
des Sachverhältniſſes, die Angabe der Beweismittel hin⸗ 
ſichtlich der zu ihrer Begründung angeführten Thatſachen 
und einen beſtimmten Antrag enthalten. Beſtehen die Be⸗ 
weismittel in urkunden, die ſich in den Händen des Klägers 
befinden, ſo iſt er verpflichtet, eine Abſchrift derſelben der 
Klage beizufügen und bei deren Einreichung zugleich dle ur⸗ 
ſchrift der Urkunden zur Einſicht des Gegners auf der Kanz⸗ 
lei des Schiedsgerichts niederzulegen. 

Cate aa: 1 55 Be Inhalte der Klage, daß der 

e ompetenz des 6 
ſo iſt dieſelbe ſofort zurückzuweiſen. ate gan gen 

$ 4. Entſpricht eine Klage den Erforderniſſen des 9 2 
nicht, ſo iſt, vor Mittheilung derſelben an den Verklagten, 
wegen Ergänzung oder Verbeſſerung der dem Kläger Zu 
bezeichnenden Mängel das Erforderliche anzuordnen. 

§ 5. Die Klage iſt dem Verklagten im Wege der ge: 
richtlichen Inſinuation mit der Aufforderung zuzufertigen, 
dieſelbe in einer nach den Umſtänden auf vier bis acht Wo⸗ 
chen zu beſtimmenden Friſt vollſtändig zu beantworten. — 
Dieſe Friſt kann auf den Antrag des Verklagten nach Er⸗ 
meſſen des Gerichts, jedoch nur einmal, verlängert werden. 
Die Beantwortung muß in einer nach Vorſchrift des 9 1 
abgefaßten Schrift erfolgen Iſt dieſe Vorſchrift nicht beob⸗ 
achtet, ſo wird die Schrift zurückgegeben und es tritt, wenn 
nicht vor Ablauf der Friſt eine andere in gehöriger Form 
abgefaßte Schrift eingereicht wird, das Kontumazialverfah⸗ 
ren ein ($ 60). Dem Kläger iſt von der Zufertigung der 
Klage an den Verklagten und von der dem Letzteren bewil⸗ 
ligten Friſtverlängerung, ſowie von dem Tage der erfolgten 
Inſinuation an den Verklagten mittelſt eines durch die Poſt 
abzuſendenden Exlaſſes Nachricht zu geben. 

56. Wird die Klagebeantwortung nicht binnen der be⸗ 

ſtimmten Friſt eingereicht, fo werden die in der Klage ans 
geführten Thatſachen für zugeſtanden erachtet, und iſt dem⸗ 
gewaͤß in contumaciam, was Rechtens, zu erkennen. 
IT Gegen ein ſolches Kontumazial⸗Erkenntniß ($ 6) 
findet die Reſtitution ſtatt, wenn binnen vier Wochen nach 
deſſen gerichtlicher Inſinuation der Verklagte darum nach⸗ 
ſucht, und zugleich eine vollſtändige Klagebeantwortung in 
gehöriger Form einreicht. 

98. Die Klagebeantwortung muß enthalten: eine be⸗ 
ſtimmte und erſchöpfende Einlaſſung auf den ganzen Inhalt 
der Klage und zugleich ſämmtliche Einreden, deren der Ver⸗ 
klagte ſich bedienen will, mit Angabe der Beweismittel, in 
Hinſicht deren die Beſtimmungen im § 2 gleichfalls Anwen⸗ 
dung finden. Fernere auf Thatſachen beruhende Einreden, 
welche in der Klagebeantwortung nicht vorgebracht find, 
können nicht weiter geltend gemacht werden. Thatſachen, 
denen in der Klagebeantwortung nicht ausdrücklich wider⸗ 
ſprochen iſt, werden für zugeſtanden, und Urkunden, über 
welche keine Erklärung abgegeben iſt, werden für anerkannt 
erachtet. 

5 9. Von der Verpflichtung zur vollſtändigen Beantwor⸗ 
tung der Klage befreit nur die Einrede, daß die Sache nicht 
zur Kompetenz des Schiedsgerichts gehöre. — Vermeint der 
Verklagte, dieſe Einrede entgegenſtellen zu können, ſo kann 
er darauf antragen, daß zunächſt über dieſelbe verhandelt 
und erkannt werde. Findet aber das Gericht dieſen Antrag 
nicht gegründet, fo beſtimmt es eine anderweite Friſt, binnen 
at . 5. Verklagte die Klage vollſtändig zu beantworten 

a + 

$ 10. Bis zum Eingange der Klagebeantwortung haben 
die Parteien ſich darüber zu erklären, ob ſie eine mündliche 
Schluß verhandlung vor verſammeltem Gerichte wünſchen 
oder nicht; dieſelbe muß erfolgen, ſobald nur eine der Par⸗ 
teien darauf anträgt. 

11. If auf mündliche Schlußverhandlung angetragen 
worden, fo können nach Ecmeſſen des Gerichts, iſt aber ein 
ſolcher Antrag nicht geſtellt, ſo müſſen die Parteien noch zur 
Einreichung einer ſchriftlichen Replik und Duplik in allen 
denjenigen Fällen aufgefordert werden, in denen bei Beant⸗ 
wortung der Klage Thatſachen, die in der Klage nicht vor⸗ 
7 angeführt oder Einreden angebracht worden ſind, 

ie Friſt zur Einreichung dieſer Schriften, die gleichfalls 
nach Vorſchrift des § 1 abgefaßt fein müſſen, find vom Ge⸗ 
richte nach Maßgabe des F 5 zu beſtimmen. Die Replik 
muß eine vollſtändige Auslaſſung auf die Klagebeantwortung 
und die Duplik eine vollſtändige Ausiaſſung auf die Replik 
enthalten. Thatſachen und urkunden, worüber der Gegner 
ſich nicht erklärt, werden für zugeſtanden und anerkannt an⸗ 


geſehen. 
Editionsgeſuche, welche ſich auf Urkunden in den 
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$ 12, v 
Händen der Gegenpartei beziehen, müſſen vom Kläger zur 
gleich mit der Klage und vom Verklagten zugleich mit der 
Klagebeantwortung angebracht werden, und iſt darüber zu⸗ 
gleich mit der Hauptſache zu verhandeln; doch kann die 
Verhandlung der Hauptſache auf den Antrag des Editions⸗ 
ſuchers, nach Ermeſſen des Gerichts, bis nach Erledigung 
des Editionspunktes ausgeſetzt werden. 

$ 13. Nach geſchloſſenem Schriſtwechſel ſind die Par⸗ 
teien, wenn auf mündliche Verhandlungen der Sache vor 
verſammeltem Gericht angetragen worden, zu der dazu an⸗ 
beraumten Sitzun 
Inſinuation zuzuſteuenden Erlaß vorzuladen. Zu dieſer Ver⸗ 
handlung ſteht einem Jeden der Zutritt offen, wenn nicht 


das Gericht eine Ausnahme hievon aus Gründen des öf⸗ 


fentlichen Intereſſes eintreten zu laſſen für nothwendig er⸗ 
achtet. 

40 14. Bei dieſer Verhandlung dürfen für die Parteſen 
nur ſolche Perſonen auftreten, welche zur Abfaſſung der 
Prozeßſchriften befugt find. (88 1, 5 und 11.) 

§ 15. Eiſcheint in der zur mündlichen Verhandlung an⸗ 
beraumten Sitzung von Seiten der Partefen Niemand, wel⸗ 
cher darin aufzutreten nach 9 14 befugt iſt, fo wird ange: 
nommen, daß die Parteien die Sache auf ſich beruhen laſſen 
wollen. 

$ 16. Erſcheint nur von Seiten einer der Parteien ein 
zum Auftreten Befugter nicht oder läßt ſich der Erſchienene 
auf die Sache nicht ein, fo ſteht der andern Pa tei frei, 
darauf anzutragen, entweder, daß die Sache auf ſich beru⸗ 
hen bleibe, oder die Kontumazial-Verhandlung eintrete. 


0 


durch einen im Wege der gerichtlichen 


Bei der Kontumazial⸗Verhand lung werden alle 
von dem Nichterſchienenen angeführten, mit Be⸗ 
ützten Thatſachen für nicht ange⸗ 
Nichterſchienenen noch vorzule⸗ 
enden Urkunden für nicht beigebracht angeſehen, alle vom 
Gegentheite angeführten Thatſachen aber, denen noch nicht 
ausdrücklich widerſprochen worden iſt, für zugeſtanden, inglei⸗ 
chen die von dem Gegentheile beigebrachten Urkunden für 
anerkannt erachtet. Re 
9 18. Eine Verlegung der zur mündlichen Verhandlung 
anberaumten Sitzung findet nicht nur auf den übereinſtim⸗ 
menden Antrag beider Parteien ſtatt, ſondern kann auch, 
nach Ermeſſen des Gerichts, auf den einſeitigen Antrag einer 
Partei erfolgen, wenn ſolcher durch beſcheinigte erhebliche 
Gründe unterſtützt wird. 2 
F 19. Die mündliche Verhandlung wird mit einem das 
Sachverhältniß darſtellenden Vortrage, welchen der vom Vor: 
figenden ernannte Referent zu halten hat, eröffnet; hierauf 
folgen die Vorträge der Parteien, wobei dem Verklagten 
das letzte Wort gebührt. g 
5 20. Neue Thatſachen und Beweismittel dürfen bei der 
mündlichen Verhandlung nur inſofern angebracht werden, 
als dieſelben zur Widerlegung einer von dem Gegner aufge⸗ 
ftellten thatſächlichen Behauptung, über welche die andere 
Partei noch nicht zur Gegenerklärung aufgefordert war, die⸗ 
nen ſollen. Iſt eine Partei zur Gegenerklärung auf eine 
bei der mündlichen Verhandlung erſt vorgebrachte thatſäch⸗ 
liche Erklärung nicht ſofort im Stande, ſo muß das Gericht, 
wenn es die Gegenerklärung für nothwendig erachtet, eine 
andere Sitzung durch einen den Parteien ſofort zu eröff⸗ 
nenden, die Stelle der Vorladung vertretenden Beſchluß 
anordnen. A 
& 21, Die Leitung der mündlichen Verhandlung, die Sorge 
für gehörige Erörterung der Sache und die Befugniß zur 
Schüeßung der Verhandlungen gebühren dem Vorſitzenden, 
welcher jedoch hierbei auf die Meinung der beiſitzenden Ge⸗ 
richts⸗Mitglieder Rückſicht zu nehmen, und diejenigen Fra⸗ 
gen, welche dieſelben den Parteien vorgelegt zu ſehen wün⸗ 
ſchen, zu ſtellen hat, ER g 
§ 22. Iſt die Sache zum Endurtheil reif, ſo wird das 
Erkenntniß mit den Entſcheidungsgründen den Parteien noch 
in der nämlichen oder in einer ſofort zu beſtimmenden, je⸗ 
doch der Regel nach nicht über vierzehn Tage hinaus zuſetzen⸗ 
den Sitzung verkündigt. ; > 
§ 23. Iſt eine Beweisaufnahme erforderlich, ſo muß die⸗ 
ſelbe durch eine ſofort abzufaſſende Reſolution, welche die 
zu beweifenden Thatſachen und die Beweismittel feſtſetzt, 
angeordnet werden, und iſt ſolche, nach Ermeſſen des Schieds⸗ 
gerichts, entweder vor verſammeltem Kollegium, oder durch 
einen Kommiſſarius, oder im Wege der gerichtlichen Requi⸗ 
ſition zu bewirken. . 
§ 24. Nach Beendigung der Beweisaufnahme wird zur 
mündlichen Schuß hen bei welcher die Vorſchriften 
der F 13, 14, 18, 19 und 21 gleichfalls Anwendung finden, 
und zur Entſcheidung der Sache eine Gerichtsſitzung anbe⸗ 
raumt, zu welcher die Parteien vorzuladen ſind. Wer nicht 
erſcheint, von dem wird angenommen, daß er zur Unter⸗ 
ſtützung feiner Behauptungen und Anträge nichts weiter 
auszuführen habe. ; 
$ 25, Ueber die mündliche Verhandlung iſt durch einen 
zur gerichtlichen Protokollführung befähigten Beamten ein 
rotokoll aufzunehmen, welches inſonderheit enthalten muß: 
) den Gang der ſtattgefundenen Verhandlungen im Allge⸗ 
meinen; 2) diejenigen Zugeſtändniſſe der Parteien, deren 
Aufzeichnung verlangt wird, ſo wie diejenigen Erklärungen 
der Parteien, deren Aufzeichnung das Gericht für erheblich 
hält; 3) die Entſcheidung und fonftige Beſchlüſſe des Kolle⸗ 
iums. Das Protokoll it von ſämmtlichen anweſenden Ge: 
richts⸗Mitgliedern und dem Protokollführer zu unterſchrei⸗ 
ben. Der Verleſung an die Parteien, ſo wie der Unter⸗ 
zeichnung von ihnen, bedarf es nicht, jedoch müſſen die un⸗ 
ter 2 erwähnten Vermerke den Parteien vorgeleſen werden, 
und ſind letztere mit ihren Bemerkungen über die Faſſung 
derſelben zu hören. 
§ 20. Die Ausfertigungen der Erkenntniſſe ſind den Par⸗ 
teien felbft oder deren Bevollmächtigten, wenn die Voll⸗ 
macht ausdrücklich auf den Empfang des Erkenntniſſes ge⸗ 
richtet iſt, im Wege der gerichtlichen Inſinuatton zuzuſtellen. 
27. Iſt von keiner der Parteien auf eine mündliche 
Verhandlung vor verſammeltem Gerichte angetragen wor⸗ 
den, ſo erfolgt die Entſcheidung in einer nicht öffentlichen 
Sitzung auf den ſchriftlichen Vortrag zweier vom Vorſitzen⸗ 
den ernannten Referenten. Bei Verfügung der Beweisauf⸗ 
nahme (J 23) darf nur auf ſolche Beweismittel Rückſicht 
Hide im werden, welche bereits in den eingereichten Schrift: 


Fi 17. 

t 
Paketen nicht unter 
führt, ſo wie alle von dem 


ätzen angegeben find, Nach beendigter Beweisaufnahme iſt 
den Parteien, unter Mittheilung der Verhandlungen, noch 
eine Friſt von vierzehn Tagen bis zu ſechs Wochen zur 

Einreichung ihrer rechtlichen Ausführung zu geſtatten; wer 

dieſe Friſt verfäumt, von dem wird angenommen, daß er 

nichts weiter anzuführen habe. Die Ausfertigungen der Er⸗ 
kenntniſſe werden den Parteien ſtatt der Publikation nach 

Vorſchrift des § 26 zugeſtellt. 

828, ie in vorſtehenden Paragraphen angedrohten 

Rechtsnachtheile treten ein, ohne daß es dſeſerhalb einer vor⸗ 

fängigen Vekanntmachung an die betheiligte Partet oder 

emnächſt eines beſonderen Antrages der Gegenpartei bedarf. 

8 20. Die Parteien find verpflichtet, diejenigen Schrif⸗ 
ten, von denen der Gegenpartei Mittheilung gemacht wer⸗ 
den muß, in der dazu erforderlichen Anzahl von Exemplaren 
einzureichen. 

$ 30. Gegen Erkenntniſſe des Schiedsgerichts findet, 
außer dem Falle des § 7, ein Rechtsmittel und namentlich 
auch die Reſtitutlon wegen neu aufgefundener Urkunden 
nicht ſtatt; dagegen bleibt den Parteien unbenommen, die 
Anſtellung der Nichtigkeitsklage in den im 9 2 Nr. 1, 4 
und 5 Tit. 10 Th. 1 der allgemeinen Gerichtsordnung für 
die kgl. preuß. Staaten bezeichneten Fällen: . 

a) einer auf Grund einer falſchen Urkunde oder eines fal⸗ 
ſchen Zeugniſſes erfolgten Entſcheidung, 

b) eines Mangels der vorſchriftsmäßigen Vertretung der 
unter er ischt oder Kuratel ſtehenden Perſo⸗ 
nen, un 

e) der mangelnden oder falſchen Vollmacht desjenigen, 
welcher für eine Partei als deren Bevollmächtigter 
aufgetreten iſt. 

Dieſe Klage iſt gleichfalls bei dem Schiedsgerichte anzu⸗ 
ſtellen; die Gretution des angefochtenen Erkenntniſſez wird 
aber durch dieſelbe nicht aufgehoben. E 

$ 31, In Ergänzung der gegenwärtigen Beſtimmungen 
ſollen die in den Eönigt, reuß. Staaten . an 
meinen Prozeßgeſetze zur — kommen. 
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8 32, In den vor dem Sd eren verhandelten 
Sachen werden keine Stempel und keinerlei Art von Ge⸗ 


richtsgebühren erhoben; hinſichtlich der daaren Auslagen 


und ſonſtigen Koſten verbleibt es bei den allgemeinen ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften ($ 31.) 
2) In Beſchwerdeſachen. 

$ 33. In Beſchwerdeſachen (J 4, Litt. a Nr. 5 und 
Litt, b der Uebereinkunft vom 26, Mai d. J.) finder das 
in den 55 1—32 vorgeſchriebene Verfahren gleichfalls Ans 
wendung, jedoch mit nachſtehenden Modifikationen: 

1) Bei Mittheilung einer Beſchwerde wegen verweigerter 
oder gehemmter Rechtspflege an die betreffende Lan⸗ 
desbehörde zu deren Erklärung iſt zugleich die Einſen⸗ 
dung der bezüglichen Akten zu verordnen. 
In den Fällen des $ 4, Litt, b der Uebereinkunft hat 
der Beſchwerdeführer außer dem Nachweiſe, daß die 
Sache von dem Verwaltungsrathe der verbündeten Re⸗ 
gierungen dem Schiedsgerichte überwieſen worden, zu⸗ 
nächſt eine vollſtändige Beſchwerdeſchrift, welche dem 
kontradiktoriſchen Verfahren zur Grundlage dienen 
kann, einzureichen. 
Schriftliche Replik und Duplik, ſo wie mündliche Ver⸗ 
handlung vor verſammeltem Kollegium, finden nur in 
ſolchen Fällen ſtatt, in denen das Schiedsgericht ſie 
für angemeſſen erachtet, 1 
3) Bei Anklagen gegen die Minifter, infofern fie deren 
miniſterielle Verantwortlichkeit betreffen. 

$ 34. Auf Anklage gegen die Minifter, inſofern ſie de⸗ 
ren miniſterielle Verankwortlichkeit betreffen ($ 4 Litt. a 
Nr. 6 der Uebereinkunft vom 26. Mai d. J.), wird nach 
den Grundſätzen des Anklage⸗Prozeſſes verfahren. Es kom⸗ 
men hierbei die in $$ 1 bis 32 enthaltenen Beſtimmungen 
ebenfalls mit folgenden Modiſikatkonen zur Anwendung. 

§ 35. Auch außer dem Falle des § 10 kann eine münd⸗ 
liche Verhandlung der Sache vor verſammeltem Kollegium 
ftattfinden, wenn das Schiedsgericht eine ſolche zur Aufklä⸗ 
rung der Sache eintreten zu laſſen nach Eingang der Beant⸗ 
wortung der Anklage für angemeſſen erachtet. 

§ 36. Das Schiedsgericht hat bei Anberaumung der 
Sitzung für die mündliche Verhandlung der Sache zugleich 
die zur Beweisaufnahme erforderlichen Anordnungen, von 
welchen die Parteien in Kenntniß zu ſetzen ſind, zu treffen. 
In dieſer Sitzung iſt, nach Anhörung der Parteien, mit der 
Beweisaufnahme, in ‚soweit ſolche nicht im Wege gerichtli⸗ 
cher Requiſition nach Beſinden des Schiedsgerichts bewirkt 
werden muß, zu verfahren und nach dem Schlußvertrage 
derfeiben, wobei dem Angeklagten das letzte Wort zu geben, 
Entſcheidung zu ertheilen. 

37. Das nach $ 25 abzufaſſende Protokoll muß den 
ae Inhalt der Zeugenausſagen enthalten, 

38. Das Schiedsgericht hat, ohne an beftimmte Re: 
geln über die Wirkung der Beweiſe gebunden zu ſein, unter 
genauer Prüfung aller Beweiſe für die Anklage und Ver⸗ 
theidigung, nach feiner freien aus dem Inbegriffe der Ver⸗ 
handlungen geſchöpften Ueberzeugung zu entſcheiden, ob der 
Angeklagte ſchuldig oder nichtſchuldig ſei. Auflegung eines 
Erfüllungs⸗ oder Reinigungseides findet eben jo wenig als 
Eldes⸗Antrag ſtatt. z 

Gemeinſame Beſtimmungen. 

§ 39. ueber alle zur Kognition des Schiedsgerichts ge⸗ 
langenden Sachen iſt auf den Vortrag eines dazu vom 
Vorſitzenden zu ernennenden Referenten in einer Sitzung, 
worin mindeſtens zwei Drittheile der Gerichts-Mitglieder 
mit Einſchluß des Vorſitzenden anweſend ſein müſſen, kolle⸗ 
gialiſch zu berathen und zu beſchließenz doch iſt der Vor⸗ 
ſitzende ermächtigt, ohne Mitwirkung des Kollegiums in 
deſſen Namen Klagen oder Beſchwerden, bei denen die Vor⸗ 
ſchrift des § 1 nicht beachtet iſt, zurückzugeben, bloße pro⸗ 
zeßleitende Verfügungen, fo wie ſolche, die nur in Benach⸗ 
richtigungen und Kommunikationen beſtehen, zu ertaſſen, in 
gleichen Klagen und Beſchwerden, deren Gegenſtand offen⸗ 
bar nicht zur Kompetenz des Schiedsgerichts gehört, zurück⸗ 
zuweiſen. Wird in dieſen Fällen von der Partei Gegen⸗ 
vorſtellung gemacht, ſo muß die Sache zur Entſcheidung 
des Kollegiums gebracht werden. 

9 40. Die Beſchlüſſe des Schiedsgerichts werden nach 
abſoluter Mehrheit der Stimmen der anweſenden Mitglie⸗ 
der gefaßt; bei Gleichheit der Stimmen giebt die des Vor⸗ 
figenden den Ausſchlagz in Anklageſachen gegen die Minifter 
jedoch entſcheidet die für den Angeklagten günſtigere 
Meinung. 5 

§ Al. Die Ausfertigungen der Erkenntniſſe, Beweis: Re 
ſolute und ſonſtigen Exlaffe des Schiedsgerichts werden von 
dem Vorſitzenden allein vollzogen. 

Titel II. 
Vollziehung der Erkenntniſſe des Bundes- 
Schiedsgerichts. 

$ 42. Die Vollſtreckung der Erkenntniſſe des Schieds⸗ 
gerichts wird auf Anrufen der Parteien von dem Verwal⸗ 
tungsrathe der verbündeten Regierungen veranlaßt. 

§ 43. Der Verwaltungs⸗Rath hat auf Anrufen des ob⸗ 
fiegenden Theiles der verurtheilten Partei eine angemeſſene 
Friſt zu ſetzen, um innerhalb derſelben dem Urtheile Genüge 
zu leiſten und, wie ſolches geſchehen, nach zuweiſen. 

§ 44. Wenn die geſetzte Friſt abgelaufen, die Befolgung 
aber nicht dargethan iſt, ſo muß der Verwaltungs⸗Rath auf 
ferneres Anrufen des obſiegenden Theils das weiter Erfor⸗ 
derliche zur Vollſtreckung des Erkenntniſſes, nach Maßgabe 
der Beſtimmungen des zwiſchen den verbündeten Regierun⸗ 
gen am 26, Mai d. J. abgefchioffenen Vertrags, anordnen. 

$ 45. Die Koſten der Exekution fallen der verurtheilten 
Partei zur Laſt und ſind von ihr nöthigenfalls zugleich bei 
ate N nach Anordnung des Verwaltungsraths bei: 
zutreiben. 

$ 46. Die Richtigkeit der Erkenntniſſe des Schiedsge⸗ 
richts darf in keinem Falle der Gegenſtand einer Berathung 


2) 


3) 


und eines Beſchluſſes des Verwaltungsraths werden. Strei⸗ 


tigkeiten über die Auslegung derſelben gehören vor das 
Schiedsgericht. 2 

$ 47. Die in der Exekutions⸗Inſtanz annoch  zuläffigen 
Einreden müſſen beim Bundes⸗Schiedsgerichte angebracht 
und ſofort liquide gemacht werden. Das Verfahren über 
dieſelben richtet ſich nach den im erſten Titel enthaltenen 
Beſtimmungen, muß aber möglichſt abgekürzt werden. Vom 
Ermeſſen des Bundes⸗Schiedsgerichts hängt es ab, ob die 
vorläufige Hemmung der Exekution während dieſes Verfah⸗ 
rens zu beſchließen ſei. Haftet aber Gefahr auf dem Ver⸗ 
zuge, ſo iſt der Verwaltungsrath ermächtigt, der Exekution 
auf Antrag der Partei, gegen welche fie verfügt iſt, fo 
lange Anſtand zu geben, bis ſie im Stande iſt, einen Be⸗ 
ſchluß oder ein Erkenntniß des Bundes⸗Schiedsgerichts zu 
erwirken. Dazu hat der Verwaltungsrath ihr eine ange⸗ 
meſſene Friſt unter der Verwarnung zu ſetzen, daß nach 


deren unbenutztem Ablaufe der Exekution ihr ungehemmter 
Lauf werde gelaſſen werden. 

$ 48. Bee erden über Verzögerung oder ueberſchrei⸗ 
tung der Gränze bei der vom Verwaltungsr angeord⸗ 
neten Vollſtreckung eines Erkenntniſſes des Schiedsgerichts 
gehören vor den Verwaltungsrath. N 

Wird gegen die Vollziehung eines Erkenntniſſes 
des Schiedsgerichts von einem Dritten, gegen den daſſelbe 
nicht ergangen iſt, Einſprache erhoben und zugleich darge⸗ 
than, daß durch deſſen Vollſtreckung Nachtheile für ihn ent⸗ 
ſtehen, fo hat der Verwaktungsrath der Exekution fo lange 
Sana 15 geben, bis die Einſprache auf die geeignete Weiſe 
erledi ur. 

Borftehenbes wird hierdurch mit Bezugnahme auf die 
unterm 14. Juli d. J. erfolgte Bekanntmachung der In⸗ 
ſtallation des proviſoriſchen Bundes⸗Schiedsgerichts (Preuß⸗ 
Staats⸗Anzeiger vom 16. Juli 1849 Nr. 193) zur allge⸗ 
meinen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 18. Septbr. 1849. 

Der Juſtiz⸗Miniſter: Der Minifter der auswärtigen 

Simons. Angelegenheiten: 

von Schleinitz. 

C. B. Berlin, 24. Sept. (Aus den Kammern.] 
In beiden Kammern heute heftiger Kampf. In der 
erſten wurde die Debatte über Aufhebung der Lehen 
und Fideikommiſſe, die Sonnabend vertagt war, fort⸗ 
geſetzt. In Wachler hatte man heute Gelegenheit 
einen talentvollen und muthvollen Vertreter liberaler 
Prinzipien kennen zu lernen. Der glänzendſte Redner 
der anderen Seite war m Gerlach. Das Amende⸗ 
ment der Gerlach'ſchen Partei: den Artikel 38 ganz 
aus der Verfaſſung zu ſtreichen, hat nicht mehr als 
neun Stimmen gefunden. Die Votanten verdienen 
aufbewahrt zu werden. Es ſind v. Gerlach, Graf 
Hochberg, Fürſt zu Limburg-Styrum, Landrath 
v. Manteuffel, Präſident v. Schleinitz, geh. Rath 
v. Bethmann-Hollweg, geh. Rath v. Daniels, 
Graf Canitz und der frühere Juſtizminiſter Uhden. 
Der Antrag des Herrn v. Manteuffel: Begün⸗ 
ſtigungen indirekter Lehen durch Entſchädigung und im 
Intereſſe agnatiſcher Berechtigungen eintreten zu laſſen, 
wurde wegen ſeiner völligen Prinziploſigkeit von keiner 
Pärtei einer Unterſtützung werth geachtet. Gegen den 
Antrag des Grafen Itzenplitz erklärte ſich eine über⸗ 
wiegende Mehrheit gleichfalls. Einige Mitglieder, die 
eine Kolliſion der Sonderintereſſen mit der Gewiſſens⸗ 
überzeugung anders nicht zu ſchlichten wußten, enthiel⸗ 
ten ſich der Abſtimmung. Bis dahin war die Debatte 
etwa um 5 Uhr angelangt. Der Sonnabend abge⸗ 
brochene Kampf wurde alſo gegen 7 Stunden fortge⸗ 
führt. Er endigte endlich mit Verwerfung aller Amen⸗ 
dements und Beibehaltung des urſprünglichen Artikels, 
der nur durch gleichzeitige Annahme des v. Jordan⸗ 
ſchen Zufages: „Auf Familienſtiftungen findet dieſe 
Beſtimmung keine Anwendung“ der zukünftigen Spe⸗ 
zialgeſetzgebung eine Hinterthür offen läßt, um den 
Wünſchen des Herrn v. Gerlach und Genoſſen „ohne 
Verletzung der Verfaſſung im Wege der ordentlichen 
Geſetzgebung“ zu genügen. — In der zweiten Kam⸗ 
mer debattirte man über die Finanzfrage. Die De⸗ 
batte wurde vertagt. Höchſt wahrſcheinlich wird der 
Kommiſſions⸗Vorſchlag, welcher die Forterhebung be⸗ 
willigter Steuern nur vier Monat über die Etatspe⸗ 
riode hinaus geſtatten will, vielleicht mit einer von 
v. Viebahn empfohlenen Modifikation (6 Monat ſtatt 4) 
zum Beſchluß erhoben werden. Graf Schwerin ver⸗ 
trat das liberale Prinzip gegen Bismark und Kleiſt⸗ 
Retzow. (S. oben die ausführlichen Berichte.) 

A. Z. C. Berlin, 24. Septbr. [Tagesbericht.] 
Das geſtern von Sr. Majeſtät dem Könige den 
beiden Kammern in Sans ſouei gegebene Diner 
ſcheint ſich rein in den Schranken des ceremoniellſten 
Anſtandes gehalten zu haben. Die Abgeordneten gin⸗ 
gen um 1 Uhr mit einem Extrazuge nach Potsdam 
und wurden von dort in königl. Equipagen nach dem 
neuen Palais befördert, wo ſie ſich im Muſchelſaale 
verſammelten. Mit Ausnahme des Militärs waren 
alle in Civil gekleidet, doch ſah man viel Orden. 
Etwas nach 2 Uhr erſchienen der König und die Kö⸗ 
nigin, erſterer mit dem ſchwarzen Adlerorden dekorirt. 
Der Ober⸗Ceremonienmeiſter Graf Keller verkündete die 
Ankunft JJ. MM. Dieſelben unterhielten ſich einige 
Zeit zwangslos mit den Deputirten, worauf man ſich 
nach halb 3 Uhr zu Tiſch ſetzte. An der kgl. Tafe 
befanden ſich der König und die Königin, der Pr“ 
Karl mit ſeiner Gemahlin und ſeinen beiden ern, 
der Sohn des Prinzen von Preußen (der deteinſtige 
Thronerbe), der hier anweſende d ven Braun⸗ 


ſchweig, der Miniſterpräſtdent und beide Kammerprä⸗ 
ſidenten. Die übrigen Miniſter ſaßen in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Abgeordnete in bunter Reihe unter den übri⸗ 
gen Gäſten. Die Tafel, bei der ſich das reiche Sil⸗ 
bergeräth, von welchem man ausſchließlich ſpeiſte, be⸗ 
merkbar machte, dauerte bis nach 5 Uhr, ohne daß 
jedoch irgend welche Toaſte und Tiinkſprüche ausge⸗ 
bracht waren. Die Abgeordneten vertheilten ſich darauf 
in den Gärten von Sansſouei, in welchen die Fon⸗ 
tainen ſprangen, und waren um 7 Uhr wieder in 
Berlin. Das geſtern erwähnte Gerücht von dem 
Austritt Hannovers aus dem Dreikönigs⸗ 
bunde ward fleißig beſprochen, doch wußte Niemand 
1 (Fortſetzung in der Beilage.) 


Mit zwei Beilagen. 2 
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Mittwoch den 26. September 1849. a 


(Kortfegurg.) 
etwas Beſtimmtes. Aufgefallen ift 8, daß der Abge⸗ 
ordnete in der jetzigen zweiten Kammer, Pfarrer Schaff⸗ 
taneck, welcher bekanntlich in der Nationalverſammlung 
und in der aufgelöſten zweiten Kammer auf der äußer⸗ 
ſten Linken ſaß, bei dem k. Diner nicht erblickt wurde. 
Die Einladung war ohne Ausnahme an ſämmtliche 


Deputirte ergangen. — Zur Ergänzung der durch das 


Militär⸗Wochenblatt bereits publicitten Ernennungen 
theilen wir folgende weitere, theilweiſe politiſch-wichtige 
Beförderungen mit, welche ſoeben ergangen ſind, nach⸗ 
dem fie bereits feit mehreren Tagen die Erwartung in 
militäriſchen Kreiſen lebhaft gefpannt halten. Zum 
Oberbefehlshaber des Armeecorps in Baden, am Rhein 
und in Weſtfalen iſt Se. k. Hoheit der Prinz von 
Preußen ernannt, Kommandeur des Armeecorps in 
Baden ift General ⸗ Lieutenant Freiherr Roth von 
Schreckenſtein (der ehemalige Kriegsminiſter). Die 
erſte Divifion ebendaſelbſt kommandirt der General⸗ 
major Brunſig Edler v. Brun; Kommandeur der 
Kavaleriebrigade iſt Generalmajor v. Williſen. Die 
zweite Diviſion kommandirt der Generalmajor v. We⸗ 
bern (früher Kommandeur der Berliner Landwehr) 
Die dritte Diviſion der Generalmajor v. Cölln. Zum 
Kommandeur des Corps in Frankfurt a. M. und Um: 


gegend iſt Generalmajor v. Rothe, endlich zum Gou⸗ 


verneur von Raſtatt General⸗Lieut. v. Scharnhorſt 
ernannt. Es iſt hierbei hinzuzufügen, daß in dem 
letzten Jahre mehrere Generale theils verabſchiedet, 
theils geſtorben ſind, deren erledigte Stellen größten⸗ 
theils noch nicht wieder beſett find, fo daß wahrſchein⸗ 
lich noch mehr Ernennungen nachfolgen werden. — 
Der in der letzten ungariſchen Erhebung oft genannte 
Serbenführer, General Knicanin, bekanntlich erſt 
jüngſt von dem Kaiſer von Rußland wegen ſeiner 
Tapferkeit und ſeiner Erfolge mit einem hohen Orden 
dekorirt, iſt aus Wien über Breslau geſtern hier an⸗ 
gekommen. Er hat in Meinhardts Hotel Quartier 
genommen, woſelbſt ſein, in ein ſeltſames Gemiſch von 


morgenländiſcher und abendländiſcher Tracht gekleideter 


Diener, der bis an die Zähne bewaffnet vor ſeiner 
Thür Wache hält, das lebhafte Intereſſe der Hotelbe⸗ 
wohner erregte. — In Folge einer vom k. Landes⸗ 
Oekonomie Kollegium ergangenen Verordnung 
zur Ermittelung der Urſachen und Heilmittel der Kar: 
toffelkrankheit ſoll ſich ergeben haben, daß dieſelbe 
der Ausartung der Kartoffelknollen oder Bulbpen zu⸗ 
zuſchreiben ſei, in denen der urſprüngliche Sitz der 
Krankheit liege und ſich ſpäter den Kartoffelſtauden 
mittheile. Hiernach wäre die Mittheilung der Ham⸗ 
burger patriotiſchen Geſellſchaft zu berichtigen, nach 
welcher der entgegengeſetzte Fall angenommen worden 
iſt. — Der unter dem Bel 
ſene Literat Herr Dr. Rudolph Löwinſtein, Haupt⸗ 
mitarbeiter des ſatyriſchen Wochenblatts „Kladdera⸗ 
datſch,“ weilt ſeit mehreren Wochen wieder in Berlin, 
ohne daß die Polizeibehörde ſeinem Aufenthalt weiter 
etwas in den Weg gelegt hätte. Er iſt üdrigens ein 
geborner Preuſſe. — Von geſtern bis heute Mittag 
find 22 neue Choleraerkrankungen gemeldet, da 
runter 8 Todesfälle. Von den früher Erkrankten find 
6 geſtorben. — Ein Recept gegen die Choleras 
krankheit, welches dem General v. Wrangel über⸗ 
ſendet wurde, iſt von den Militärlazareth⸗Aerzten ge⸗ 
prüft und mehrfach bewährt gefunden worden. Das 
Heilmittel beſteht in einer Abkochung von Wachholder⸗ 
beten und Porrenzwiebeln, wovon der Patient bis zu 
einem halben Quart heiß trinkt. Nach Verlauf von 
einer Viertelſtunde genießt derſelbe ein Achtel⸗Quart 
rothen Weines, welcher mit geſtoßener Muskatennuß 
— 2 iſt. — Die Exercitien 1 a 
e bei der Haſenheide dauern unausgeſetzt fort. 
er + een alten, 
als ingen Tap roche ic. vollſtändig ausgeführt. — 
Seit einigen Tagen wird das Anlegen von Minen und 
das Sprengen derſelben vorgenommen. Die größte 
von allen Minen, während des ganzen Manövers, ſoll 
morgen am Dienſtag gefprengt werden. Es wird dazu 
ein voller Geniner Pulver verwandt werden. — In 
der heutigen Sitzung der zweiten Kammer 
waren die Tribünen weit weniger gefüllt, als es bei 
der wichtigen zur Debatte ſtehenden Frage: „ob in die 
Verfaſſung das Recht der Seu erbewilligung auf⸗ 
genommen werden ſolle oder nicht?“ zu erwarten ge⸗ 
weſen wäre. In der Hofloge erblickte man eine Per⸗ 
Föntichkeit, die mit vielem Fleiß Notizen aue den Re⸗ 
den in ihrer Brietaſche verzeichnete. — Zur Erwägung 
des bereits mitgetheilten Jagdpolizeigeſetzes hat die 
erſte Kammer eine aus folgenden Mitgliedern beſtehende 
Kommiſſion niedergefegt: v. Schaper 
Graf von Pückler, von Münch hauſen, von 
Manteuffel, Thym, v. Rother, vom Rath, 
errmann, von Guſtedt, Dr. Cotenet. 
Nach einer von der Staatsregierung den Kam⸗ 


ngszuſtande ausgewie⸗ 


(V orſitzender), | 


mern gemachten Vorlagen iſt während des vorigen und 
des laufenden Jahres der Belagerungszuſtand 
über folgende Städte oder Diſtrikte verhängt worden. 
1) Ueber Berlin am 12. November 1848, aufgehoben 
am 28. Juli d. J. 2) Ueber Erfurt am 24. Nov. 
1848, aufgehoben am 26. Juli d. J. 3) In den 
Kreiſen Kreuzburg und Roſenberg am 11. Dez. 1848, 
aufgehoben am 26. März d. J. 4) Ueber Breslau 
am 7. Mai d. J., aufgehoben am 24. Auguſt. 6) 
Ueber Düſſeldorf am 7. Mai d. J., aufgehoben am 
3. Auguſt. 6) Ueber die Stadt Eſſen und deren Um⸗ 
gegend am 14. Mai, aufgehoben nach wenigen Ta⸗ 
gen. 7) In den Kreifen Elberfeld und Solingen am 
16. Mai, aufgehoben am 3. Auguſt. 8) In den 
Kreiſen Iſerlohn und Hagen am 16. Mai, aufgeho⸗ 
ben am 8. Auguſt. 9) Ueber die Stadt Wittlich im 
Regierungsbezirk Trier am 22. Mai, aufgehoben am 
12. Juni. 10) Ueber Poſen am 3. April 1848, auf⸗ 
gehoben am 14. d. M. — Die zur Erwägung dieſer 
Maßnahmen niedergeſetzte Kommiſſion der erſten 
Kammer hat durch ihren Berichterſtatter, den Abge⸗ 
ordneten Walter, darauf angetragen, ſämmliche Be⸗ 
lagerungszuſtände, und die damit verbunden geweſene 
Suspendirung der betreffenden Artikel der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde für gerechtfertigt zu erklären. 

P. €, Berlin, 24. Septbr. [Lage des Salz⸗ 
Handels.] Seit einigen Jahren ſagen uns die ober⸗ 
ſten Organe der einen oder der andern Regierung: 
„daß das Viehſalz aus den betreffenden Magazinen 
zu den Selbſtkoſten, d. i. ohne irgend einen Nutzen 
für die Staatskaſſen abgegeben werden ſoll, um der 
Landwirthſchaft im Allgemeinen, oder auch in beſon⸗ 

dern Fällen beim Herannahen von Viehſeuchen nützlich 

zu ſein.“ Solche ehrenwerthe Beſtrebungen ſollten aber 
auch in der Praxis wurzeln und nicht allein auf dem 

Papiere ſtehen. Bis jetzt aber hat der Landbau und 

die Viehzucht von ſolchen Salzwohlthaten ſo gut wie 

nichts empfunden. Wenn dieſe meine ganz poſitive 

Behauptung von irgend einem Steueramte bezweifelt 

werden ſollte, ſo weiſe ich darauf hin, daß der geſammte 

Viehſtand von Preußen jährlich, laut offiziellen Anga⸗ 

ben, nur 20,000 Tonnen Viehſalz verbraucht, wäh⸗ 

rend derſelbe naturgemäß das 75⸗ bis 100fache dieſes 

Quantums verbrauchen ſollte. Es iſt dies eine beſon⸗ 

dere Erſcheinung! — Unſere Fürſten möchten gern das 

Salz frei geben; die Oberbeamten machen bekannt, 

daß das Viehſalz ohne Nutzen für die Staatskaſſen 

verkauft wird; die Landwirthſchaft lechzet nach wohl⸗ 
feilem Salze; die Steuerämter weiſen rechnungsmäßig 
nach, daß ihre Kaſſen beim Verkaufe des Viehſalzes 
nichts gewinnen, und alle Welt weiß, daß dieſe Kaſ⸗ 
ſen ohnedies keinen Pfennig Nutzen von demjenigen 
Salze haben, welches jetzt den Thieren faktiſch und 
unwiderſprechlich gewiß entzogen wird. Kurz der gute 
Wille unſerer Fürſten und die Erklärungen der Ober⸗ 
behörden ſind Fakta und die Salzentziehung bei der 
Viehzucht iſt ebenfalls ein Faktum. Man ſieht unwi⸗ 
derleglich klar, wie Wort und That, wie gute Abſicht 
und Art der Ausführung im ſchroffſten Gegenſatze ſind. 

— Wie die Sachen jetzt ſtehen, fe kann man's auf 
dem Lande viel tauſend Mal hören: „daß die Land⸗ 

bewohner ihren Thieren das zuſammengemiſchte Vieh⸗ 

ſalz darum nicht geben, weil ſie lieber wenig, aber 
doch gutes Salz geben wollen, als ſolchen +++ u. ſ. w.“ 
Es iſt Thatſache, daß namentlich die mittleren und 
kleinen Landwirthe eine entſchiedene, ich möchte ſagen 
eine unüberwindliche Abneigung gegen das verunreinigte 
Viehſalz haben, welches ſie dann ihren Thieren auch 
durchaus nicht geben. — Folgendes mögen die Haupt⸗ 
punkte ſein, welche einer zeitgemäßen Aenderung be⸗ 
dürfen: 
1) das Viehſalz iſt durchweg noch zu theuer; 
2) die Verunreinigung des Viehſalzes muß wegfallen; 
3) die Beſchwerlichkeiten bei der Ausgabe des Vieh⸗ 
ſalzes müſſen wegfallen; 
4) die Vertheilung des Viehſalzes an die Einzel⸗ 
Conſumenten muß Communalſache ſein; 

5) unſere Salinen müſſen vermehrt werden, weil die 

vorhandenen nicht ausreichen. 

Pedantiſche Büreaukraten mögen vom Schmuggel träu⸗ 
men, wenn ſich die Gemeinden ſolidariſch verpflichtet 
haben. Deutſchland iſt nicht das Land der Steuer⸗ 
kaſſenräuberei; es iſt das Land der Rechtlichkeit. Auch 
wird der Landmann um ſeines eigenen Vortheils wil⸗ 
len fein Viehſalz für feine eigene Wirthſchaft behalten, 
wie es denn eine unbeſtrittene Erfahrung iſt, daß die 
Käufer des Viehſalzes mit dem befürchteten 
ben deſſelben keineswegs freigebig, vielmehr hoͤchſt ge⸗ 
wiſſenhaft im Behalten für ſich ſelbſt ſind. ; 
| Die Hälfte unſerer deutſchen Salinen würde 
binreichen, um die halbe Welt oder die ganze 
Welt (buchſtäblich wahr!) auf Jahrhunderte 
oder auf Jahrtauſende hin mit Salz zu verſe⸗ 
hen, wenn nicht das Salzmonopol die Eröffnung 


der Steinſalzgruben, die ausgebreitete Benutzung 
der Steinſalzlager offiziell verhinderte. — Aber 
alle unſere deutſchen Salinen zuſammengenom⸗ 
men würden — wie die Sachen jetzt ſtehen — 
kaum ausreichen, um nur die Hälfte von Deutſch⸗ 


laud auf eines der nächſten Jahre vollſtändig 


mit Salz zu verſehen, wenn jedem Thiere, wie 
es naturgemäß ſein ſollte, ſein Salzbedarf ge⸗ 
geben würde. Sage mir ja Niemand von Ueber⸗ 
treibung! Ich übertreibe nicht! Ich bleibe noch hin⸗ 
ter der Wahrheit zurück und beweiſe dies durch Zah⸗ 
len! — Wir haben von Preußen, einem Lande, deſſen 
Salinen nicht die letzten im Range ſind, offiziell er⸗ 
fahren, daß von den 672,122 Tonnen Salz jährlichen 
Bedarfes 402,354 Tonnen von preußiſchen Salinen, 
28,568 Tonnen aus vereinsländiſchen (Zollverein) und 
141,200 Tonnen von ausländifhen Salinen bezogen 
werden. Das heißt: „Preußen, welches in ſeinen Lan⸗ 
den Salz genug hat, um die halbe Welt oder die 
ganze Welt auf Jahrhunderte oder auf Jahrtauſende 
(wörtlich wahr!) mit Salz zu verſehen, Preußen kauft 
vom Auslande mehr als ein Drittheil ſeines Salzbe⸗ 


darfes, weil die Wahrer des Monopols die unendlich 


reichen Schätze der Natur noch all' Zeit hüten.“ 
Preußen alſo kauft jetzt mehr als ein Drittheil ſeines 
Salzbedarfes vom Auslande, und produzirt ſelbſt noch 
nicht zwei Drittheil dieſer Bedarfes. — Wenn aber 
der Viehſtand von Preußen, nämlich 1½ Millionen 


Pferde, 5 Mill. Rindvieh, 17 Mill. Schaafe nebſt 


Borſtenvieh und Kleinvieh, ſo viel Salz bekommen 
ſollte, als ſolches naturgemäß haben müßte, ſo würde 
dies faſt drei Mal ſo viel betragen, als die Menſchen 


genießen, wie ich dies, auf engliſche Prinzipien geſtützt, 


berechnet habe. Nach deutſchen Erfahrungen 
noch mehr, als die Engländer angeben. 


C. C. Berlin, 24. Sept. [Eine Deputation 


iſt es 
R. 


aus Nordſchleswig in Berlin. — Einladung 


[der Abgeordneten von Seiten des Königs. — 
Selbſtmord auf der Eiſenbahn. — Grobe 
Unvorſichtigkeit beim Manövriren.] Eine 
Deputation aus den ſieben Kirchſpielen der Landſchaft 

Angeln, welche nördlich der proviſoriſchen Demarkations⸗ 
linie in Schleswig gelegt find, war nach Berlin ge⸗ 
kommen, um den König zu bitten, falls der Friedens⸗ 
ſchluß definitiv eine Demarkationslinie in Schleswig 
feſtſetzen ſollte, nicht zuzugeben, daß dieſe deutſchen 

Diſtrikte der Landſchaft Angeln von Südſchleswig ab⸗ 
geriſſen würden. Die Deputation beſtand aus dem 
Paſtor Schmidt und zwei Bauern Namens Hanſen. 
Der hier zufällig anweſende ſchleswigſche Generalſuper⸗ 
intendent Nielſen hatte ſich ihr angeſchloſſen. Geſtern 
Vormittag nach der Kirche hatte die Deputation Au⸗ 
dienz beim Könige. Paſtor Schmidt hielt einen län⸗ 
gern Vortrag, der vom Könige mit ſichtbarer Theil⸗ 
nahme angehört wurde. Die Deputation hat heute 
Berlin wieder verlaffen, äußerſt befriedigt und beglückt 
durch die Leutſeligkeit und Theilnahme, mit der der 

| König fie empfangen hatte. — Geſtern Mittag waren 

| 


die Mitglieder beider Kammern zur königlichen 


Tafel nach dem neuen Palais geladen. Ein Extrazug 
beförderte die Gäſte Mittags um 1 Uhr nach der 
Wildparkſtation, wo Equipagen bereit ſtanden, um ſie 
nach dem Palais zu fahren. Der König mit dem 
en Hof erſchien bald nach 2 Uhr im Muſchel⸗ 
ſaale. 


ſchaften bemerkte man den Herzog von Braunſe eig 
in der Uniform des preußiſchen Huſarenregiments, deſ⸗ 
ſen Chef er iſt. — Die Präſidenten beider Kammern 
hatten an der Tafel ihren Platz gegenüber Sr. Ma⸗ 
jeſtät. Die ſchleswigſche Deputation aus der Land⸗ 


ſchaft Angeln war gleichfalls zur Tafel gezogen wor⸗ 


den. — Ein Extrazug beförderte um 6 Uhr die De⸗ 


putirten wieder nach Berlin zurück. — Als der geſteige 


Siebenuhrzug von Potsdam nach Berlin hinter Zeh⸗ 
lendorf vorbeifuhr, ſah der Loksmotivenführer zwiſchen 
den beiden Geleiſen einen Mann ſtehen, der durch 
ſeine Bewegungen die Abſicht kund gab, ſich auf die 
Schienen zu werfen. Der Lokomotivenführer bremſte 
ſogleich, allein es war zu ſpät. In demſelben Augen⸗ 
blicke hatte der Mann ſich vor die Lokomotive gewor⸗ 
fen. Der Zug hielt an, um den Unglücklichen her⸗ 
vorzuziehen, dem beide Beine am Oberſchenkel abge⸗ 
fahren waren. Es war ein junger Mann von etwa 
26 Jahren und wohlgekleidet. — Bei dem in den 


Weiterge⸗, letzteren Tagen bei Potsdam ſtattgefundenen Manöver 


iſt es vorgekommen, daß 2 Kompagnien Infanterie 
ſich gegeufeitig mit ſcharfen Patronen beſchoſſen. 
Die Verwechſelung der Ladung wurde ſofort und ohne 


daß eine Verletzung vorgekommen war, bemerkt, und 


obgleich die Sache auf einem Verſehen zu beruhen 
ſcheint, haben beide Kompagnien doch zur Strafe eine 
Nacht ohne Feuer bivouakiren müſſen. 


Die Tafel war in dem prachtvollen großen 
Saal über dem Muſchelſaalz von auswärtigen Herr⸗ 


ten. 
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C. B. [Jeder Tag bereichert die Literatur, angeordnet, daß das Knolleſche Tanzlokal, in welchem ſich die 
welche durch die Steuerreformfrage in's Le- Handwerksgeſellen zu vergnügen pflegen, nicht durch 
ben gerufen iſt.] „Die Grundſteuer und das Militär beſucht werden durfte. Am 16. d. M. kamen 
Recht,“ von einem Anonymus, der ſich für einen jedoch Huſaren der dritten Escadron nach Neuſtadt, 


Abgeordneten ausgiebt, obſchon kein Kammermit⸗ 
glied ſich bis jetzt zu der Autorſchaft hat bekennen 
wollen, wendet ſich beſonders gegen die weſtlichen Pro⸗ 


um die Remonten in Empfang zu nehmen; dieſen war 
das Verbot, das Tanzlokal im Knolleſchen Garten zu 
beſuchen, nicht bekannt, ſie begaben ſich hin, und wur⸗ 


| 
vinzen des Staates, in welchen die franzöſiſche Grunde den von dem Wirthe Knolle unter beſchimpfenden Aus⸗ 


ſteuerverfaſſung in Geltung iſt, und die ſich deshalb 
gegenüber den öſtlichen Provinzen für überbürdet hal⸗ 
Er verlangt von den Beſchwerdeführern vor allem 
Entſcheidung der Frage, ob eine Ueberbürdung vorliege, 
den Nachweis der Richtigkeit der Kataſtrirungsgrund⸗ 
ſätze. Es iſt das die den Prozeſſirenden bekannte 
Advokatentaktik. Man will, bevor man ſich auf die 
Sache einläßt, Nachweiſe, von denen man im Voraus 
weiß, daß ſie ihrer ganzen Natur nach nicht zu führen 
ſind. Der Verfaſſer der Schrift, bibelfeſt wie die 
meiſten Freunde eines in alle Ewigkeit fortdauernden 
Grundſteuerprivilegiums, hat das Motto: „Suchet vor 
Allem nach der Gerechtigkeit, ſo fällt euch alles Andre 
von ſelber zu,“ feiner Schrift im Grundtext vorgeſetzt. 
Freiherr v. Monteton hat gleichfalls eine Schrift 
über „Ausgleichung der Grundſteuer“ abgefaßt 
und unter die Abgeordneten vertheilen laſſen. Er wie⸗ 
derholt die bekannten Bülow⸗Cummerow'ſchen Rechnen⸗ 
Exempel, die Peter Minus ſo trefflich revidirt hat, 
erkennt die Nothwendigkeit einer gerechten Steuerver⸗ 
theilung, muß jedoch die Forderung, daß die Grund⸗ 
ſteuern ausgeglichen werden, als Folge einer „unmora⸗ 
liſchen Regung“ und die Anerkennung jener Forderung 
als einen „Fehlgriff“ bezeichnen. — Die im Gebauer⸗ 
ſchen Verlage erſchienenen „Grundzüge zu einer 
neuen Finanzverwaltung für den preußiſchen 
Staat“, von G. S., haben das Verdienſt einer 
leidenſchaftsloſen, von politiſcher Parteinahme entfern⸗ 
ten Behandlung der ſchwebenden Fragen. Er geht 
von der Annahme aus, daß der Umſturz des vorigen 
Jahres, mit allen ſeinen unheilvollen Folgen, die Quelle 
in dem Umſtande habe, daß die Stein-Hardenberg'ſchen 
Ideen der Reorganiſation des preußiſchen Staates 
nicht umfaſſender und ſchneller ausgeführt wurden. 
In den Progreſſivſätzen der vom Miniſterium einge⸗ 
brachten Einkommenſteuervorlage ſieht er eine Weber: 
bürdung, die in der Folge unausbleiblich den Ruin des 
ganzen Staats herbeiführen muß. Auch gegen die 
Ausführung der Grundſteuer erklärt er ſich und ſchlägt 
als Ausweg die Einführung einer indirekten Gewerbe⸗ 
ſteuer auf den Betrieb der Landwirthſchaft vor. Der 
Grundbeſitzer fol nach dieſem Vorſchlage neben der 
Grundſteuer noch eine Gewerbeſteuer nach dem Werthe 
ſeines Eigenthums bezahlen, und zwar ſo, daß die 
Prozentſätze nach Maßgabe des angezahlten Kapitals 
veränderlich ſind, und zwar doppelt und divergirend, je 
nachdem ſich die eingezahlte Summe zum Kaufpreiſe 
verhält und der Kauf ein freier oder ein durch Erb⸗ 
anfall bedingter war. Kauft Jemand ein Gut aus 
freiem Entſchluſſe, und zahlt er darauf nur / der 
Kaufſumme an, oder weniger, ſo zahlt er den vollen 
Prozentſatz der feſtgeſtellten Gewerbeſteuer vom ganzen 
Gutswerth. Hat er zwiſchen / und ½ der Kauf: 
ſumme eingezahlt, fo hat er 6, — zwiſchen %, 
und , fo hat er 76, — über %, fo hat er %¼ 
der Gewerbeſteuer zu zahlen. Dieſer paradox erſchei⸗ 
nende Vorſchlag gründet ſich auf die Erfahrung, daß 
Beſitzer, die wenig auf Grund und Boden anzahlen, 
wegen des zurückbehaltenen größeren Betriebskapital 
ihre Wirthſchaften höher nutzen, als ſolche, die nur 
kaufen, um das Kapital ſicher zu belegen. Er nimmt 
im preußiſchen Staate durchſchnittlich auf die Qua⸗ 
dratmeile 22,000 Morgen brauchbaren Landes an. 
Den Morgen zu 10 Rthlr. berechnet, ergiebt bei 5000 
Quadratmeilen, welche Preußen umfaßt, 1100 Millio⸗ 
nen an Grundwerth. Das Verhältniß dieſes Grund⸗ 
werths zu dem geſammten Staatsrealvermögen wird 
wie 1:10 feſtgeſtellt. Die Zinſen zu 4 Prozent ge⸗ 
rechnet, ergiebt ſich eine Einnahme vom Beſitz im 
Staate auf 400 Millionen, davon 2 Proz. als Zin⸗ 
ſenſteuer etwa 9,000,000, die neue Gewerbeſteuer auf 
die Landwirthſchaft 4,000,000, Gewerbeſteuer von 
Handel und Gewerbe, ſo wie die Gehaltsſteuer zu 
1½ Proz. im Durchſchnitt 3,000,000, — in Summa 
16 Millionen. — Dieſe Reſultate des neuen Finanz⸗ 
projekts theilen wir hier mit, weil man dem Plane, 
dem Vernehmen nach, in entſcheidenden Kreiſen große 
Beachtung ſchenkt. — Endlich ſind noch den Kam⸗ 
mern gewidmet: „Bemerkungen über die Auf⸗ 
hebung der Mahl- und Schlachtſteuer,“ von 
J. Neumann. Der Verfaſſer, ein ſachkundiger Kauf⸗ 
mann, ſpricht ſich für Vertauſchung mit der Einkom⸗ 
menſteuer aus. 

[Eine Straßenprügelei zwiſchen Militär 
und Handwerksgeſellen.] Die C. C. meldet Fol⸗ 
gendes: „Seit längerer Zeit beſtehen in Neuſtadt 
(in Schleſien) zwiſchen der daſigen Garniſon und 
den Handwerksgeſellen Feindseligkeiten, die zu gegenſei⸗ 
tigen Reibungen und Thäͤtlichkeiten ausgeartet find. 
Dieſe befürchtend, und um denſelben vorzubeugen, hatte 
der Commandeur des 6. Huſaren-⸗Regiments, Major 
v. Rudolphi, deſſen zweite Escadron dort garniſonirt, 


drücken aus dem Lokale verwieſen. Hierdurch gereizt, 
begingen die Huſaren (am 16. Abends) einen Exceß, 
der mit dem Zerſchlagen von Gläſern und Fenſterſcheiz 
ben endigte. Am 17. Septbr. begaben ſich mehrere 
Huſaren in das am Markte gelegene Heidrich'ſche Bier⸗ 
haus. Sie wurden daſelbſt von Handwerksgeſellen in⸗ 
ſultirt, wodurch es zwiſchen jenen und dieſen zur 
Schlägerei kam. Von beiden Seiten kam Zuzug und 
ſo artete der Streit in eine Straßenprügelei aus, die 
das Aufbieten der Bürgerwehr nöthig machte. Als 
jedoch von dieſer nur wenige Mann erſchienen, mußte 
die Obrigkeit ferner Militär requiriren. Einige Ver⸗ 
haftungen hatten die Folge, daß die Handwerksgeſellen 
und der ſich ihnen anſchließende Pöbel einen Sturm 
auf die im Rathhauſe befindliche Hauptwacht unters 
nahmen, wodurch die Fenſter des Gebäudes zertrüm⸗ 
mert wurden. Abends gegen 11 Uhr gelang es den 
Militärpatrouillen dem Tumult Einhalt zu thun. 
Aus einigen Häuſern wurde mit Steinen auf das Mi⸗ 
litär geworfen. Zu bedauern iſt die (übrigens uner⸗ 
hebliche) Verletzung zweier vor der Hausthüre ſtehen⸗ 
der bei dem Tumulte nicht betheiligter Bürger.“ 
Halle, 22. Septbr. [Wahl.] Bei der geſtern 
ſtattgefundenen Wahl der beiden Mannsfelder Kreiſe 
iſt an die Stelle des verſtorbenen Deputirten, Hütten⸗ 
meiſters Zimmermann, der Prof. Georg Beſeler in 
Greifswald zum Deputirten der zweiten Kammer ge 
wählt worden. (Ref.) 
Trier, 22. Septbr. [Die deutſche Flotte ſoll 
nach Trieſt!] Aus zuverläſſiger Quelle theile ich 
Ihnen die Nachricht mit, daß das ſogenannte Reichs⸗ 
Miniſterium in Frankfurt dem Admiral Brommy den 
Befehl ertheilt hat, die deutſche Flotte nach 
Trieſt zu führen. ( Saar⸗ u. Moſ.⸗Z.) 
Deutſchlan d 
Frankfurt a. M., 22. Septbr. [Tagesbege⸗ 
benheiten.] Heute Morgen traf hierſelbſt von Karls⸗ 
ruhe die Benachrichtigung ein, Se. königl. Hoheit der 
Prinz von Preußen werde noch im Verlaufe des 
heutigen Tages hier eintreffen. Zugleich wurde dem 
Eigenthümer des ruſſiſchen Hofes, wo bekanntlich der 
erlauchte Prinz bei feinem früheren Hierſein fein Ab⸗ 
ſteigequartier genommen, die Weiſung ertheilt, die von 
ihm inne gehabten Gemächer zu deſſen Aufnahme in 
Bereitſchaft zu ſetzen, wobei jedoch bemerkt wurde, Sr. 
königl. Hoheit diesmaliger Aufenthalt in unſerer Stadt 
werde ſich muthmaßlich auf die Dauer weniger Tage 
beſchränken. Wie leicht zu denken, hat dieſer unver⸗ 
hoffte Beſuch des Prinzen von Preußen, wovon ſich 
die Kunde wie ein Lauffeuer durch alle Kreiſe verbrei⸗ 
tete, aufs Neue die ſchon merklich geſunkenen Hoff⸗ 
nungen unſerer heißblütigen Vaterlandsfreunde belebt, 
es dürften nun demnächſt die Geſchicke Deutſchlands 
eine ihren Wünſchen und Strebungen entſprechende 
Geſtaltung erhalten, oder in deutlicheren Worten, es 
möchte an die Stelle des jetzigen Scheinbildes einer 
Centralgewalt eine andere, wenn auch nur ebenfalls 
proviſoriſche, Gewalt treten, die mit den Attributen der 
Macht wirklich ausgerüſtet iſt, die jenem Scheinbilde 
abgeht. (Reform.) 
München, 21. Sept. (Sitzung der Kammer 
der Abgeordneten.] Staatsminiſter v. d. Pford⸗ 
ten: „Das Miniſterium fühlt den Wunſch, wie die 
Pflicht, der Kammer Eröffnungen zu machen über den 
Stand der deutſchen Verfaſſungsfrage. Ich 
knüpfe an die letzten Mittheilungen, die ich am vorigen 
Landtage gemacht habe, an. Eine Erklärung vom 11. 
Mai unſererſeits ging dahin, daß wir dem Dreikönigs⸗ 
bündniſſe nicht beitreten könnten, bevor wir deſſen ge⸗ 
nauen Inhalt kennten, und als er uns mitgetheilt 
wurde, erklärten wir, nicht beitreten zu können, was 
ich der Kammer am 4. Juni eröffnete. Zwei Punkte 
ſcheinen der Regierung nun höͤchſt wichtig: 1) Die 
Gründung einer prov. Centralgewalt von Deutſchland, 
anerkannt von allen Seiten; 2) Vereinbarung zu einem 
Entwurf über eine definitive Verfaſſung. Das Erſtere 
wurde zum Bedürfniſſe, da das zeitige Proviſorium 
nicht allgemeine Anerkennung mehr fand und dadurch 
deſſen eigentlicher Zweck verfehlt war. Ich wurde von 
Sr. Majeſtät beauftragt, nach Wien und Berlin 
zu reiſen, um einen klaren Blick in die Angelegen— 
heiten zu gewinnen. Ich will nun berichten und das 
Proviſorium vom Definitivum trennen. Der 
öſterreichiſche Geſandte machte Vorſchläge zur Bil: | 
dung einer proviſoriſchen Centralgewalt, die das preu: ! 
ßiſche Miniſterium dereits den dertigen Kammern ch 
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— 
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getheilt, die die Runde in allen Blättern wachten und 
die ich als bekannt vorausſetze. (2) Dieſen Vorſchlaͤ⸗ 
gen wurde von Seite Baierns beigepflichtet; nur 
glaubte Baiern im Intereſſe von ganz Deutſchland 
zwar auf Theilnahme an der provlſotiſchen Central⸗ 
gewalt verzichten, jedoch bezüglich der militäriſchen Anz 


gelegenheiten einige Garantien geltend machen zu müſ⸗ 


ſen. Was dis Definitivum betrifft, ſo konnte 
hier nur durch Bildung des Proviſoriums ein ent⸗ 
ſcheidender Schritt geſchehen, wenn man gleich Beides 
nicht von einander abhängig machen wollte. Jeder 
Verein muß ein Organ haben; die deutſchen Staaten 
haben einen Bund, einen ewig Unzertrennlichen, ges 
ſchloſſen, und ihr Organ war der Bundestag, den der 
Reichsverweſer ablöste. Für die Regierungen, welche 
Letzteren anerkennen, beſteht noch ein Organ in 
ihm fort: für diejenigen aber, die ihn nicht mehr 
anerkennen, iſt die Schaffung eines neuen Provi— 
ſoriums nöthig geworden. Entweder muß nun die 
Auflöslichkeit des Bundes ausgeſprochen oder ein neues 
Organ geſchaffen werden. Eine Vereinigung hierüber 
war nicht zu erzielen; der bei der Beſprechung Anwe⸗ 
ſende (Vertreter der preußiſchen Regierung ?) erklärte, 
die Vorſchläge Oeſterreichs und Baierns prüfen und 
reſp. ſeiner Regierung vorlegen zu wollen. Wir er⸗ 
hielten hierauf keine Antwort. Nach meiner Rückkehr 
ſandte ich eine Note an unſere Geſandtſchaften über 
den Stand der Sache Behufs vertraulicher Mitthei⸗ 
lungen an die Regierungen, wo ſie akkreditirt ſind. 
Hierauf erfolgte eine Erwiederung durch Erlaß einer 
preußiſchen Depeſche. Dieſelde wurde durch öf⸗ 
fentliche Blätter in höchſt feindſeligem Sinn gegen 
Baiern ausgebeutet. Der Einigung und Verſtändi⸗ 
gung willen gab ich darauf keine Erwiederung. Ins⸗ 
beſondere wurde darin Baiern der Vorwurf gemacht, 
es habe das Verhältniß der Stellung der zwei Groß⸗ 
mächte unrichtig aufgefaßt. Die Frage über eine neue 
proviſoriſche Centralgewalt wurde durch das 
Reichsminiſterium wiederum angeregt, und der 
Unterſtaatsſekretair v. Biegeleben reiſte zu dieſem 
Zwecke nach Berlin und Wien, und hier erfuhr er, 
daß Oeſterreich ſelbſt in Berlin den Vorſchlag bes 
hufs eines Proviſoriums machen werde. So ſte⸗ 
hen nun die Verhältniſſe, und es wird jedenfalls eine 
Einigung eintreten. Was das Definitivum betrifft, fo 
erklärten Oeſterreich und Baiern, dem von Preu⸗ 
ßen vorgelegten Verfaſſungsentwurf nicht beitreten 
zu können, wenn nicht die in ihrem und im In⸗ 
tereſſe von ganz Deutſchland nöthigen Modifikationen 
gemacht würden. Doch wollte Baiern den Reich s⸗ 
tag beſchicken, jedoch ſtets Oeſterreich den Weg 
offen laſſen, um wenigſtens für die Zukunft den deut⸗ 
ſchen Brüdern in Oeſterreich den Zutritt zum großen 
einigen Vaterland freizuhalten. Die Neugeſtaltung 
Deutſchlands muß von dem jetzt beſtehenden Bundes⸗ 
rechte ausgehen, und es muß ein neues Organ, ein 
kräftiges, mit Volksbeiziehung geſchaffen werden. In 
Berlin fanden zwiſchen mir und dem General von 
Radowitz als preußiſchem Bevollmächtigten vertrau⸗ 
liche Beſprechungen ſtatt; ich bezeichnete ihm die 
Punkte, welche beſeitigt werden müßten, wenn Baiern 
beitreten ſolle, und v. Radowitz ſetzte mir diejenigen 
entgegen, von denen Preußen nicht abgehen 
werde. Eine Ausgleichung der Anſichten fand in 
folgenden Punkten nicht ſtatt: Erſtens in der Ober⸗ 
hauptsfragez hier befolgt Baiern die Anſicht, daß 
Oeſterreich weder jetzt, noch für die Zukunft ausge: 
ſchloſſen werden dürfe, proteſtirt deshalb gegen ein 
erbliches preußiſches Kaiſerthum und beharrt 
bei einem Direktorium. Das Fürſtenkollegium, zu⸗ 
ſammengeſetzt aus allen Regierungen Deutſchlands, ſoll 
dieſes bilden und in gewöhnlichen Fällen ſoll Stim⸗ 
menmehrheit entſcheiden, bei Abänderung der Verfaſſung 
aber Stimmeneinheit erforderlich ſein. Der Vollzug 
aller Beſchlüſſe des Fürſtenkollegiums ſo wie die for⸗ 
melle Leitung ſoll dem Vorſitenden anheimgegeben fein; 
zur Zeit und bis zum Beitritt Oeſterreichs ſoll dies 
Preußen ſein, nach dem Eintritte Oeſterrechs aber 
fol ein Turnus von 1 bis 2 Jahren ſtattfinden. 
Preußen ging hierauf nicht ein und war auch über 
die Stellung der Reichsvorſtandſchaft zum Fürſtenkol⸗ 
legium anderer Meinung. So verlangte Preußen 
für die Reichsvorſtandſchaft folgende Rechte: Er⸗ 
nennung aller Agenten und Behörden; Leitung der in⸗ 
neren Angelegenheiten; 
Frieden, wobei das Fürſtenkollegium blos eine bera⸗ 
thende Stimme haben ſolle; Verfügung über n. 
litärkräfte. Nur das Recht, über Verträge u nd⸗ 
niffe mitzuſtimmen, die Theilnahme an der Geſetzge⸗ 
bung und bei dem 
wollte es dem Fürſtenkollegium einräumen. Baiern 
wollte den Schwerpunkt in das Für enkollegium 
legen, Preußen hingegen Dies dem eichsvorſtand 
äberlaſſen und dem Fürſtenkelleglum nur eine bera- 


Fideikommiſſe; 
einigung nicht 


Entſcheidung über Krieg und 


Erlaſſe organiſcher Verordnungen 
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Hierdurch glaube Baiern das partiku⸗ 


Angehörigen. 
ſowie 


lare Intereſſe, 


wo Baiern in der Minorität wäre, ſondern der baie⸗ 
riſche are der die Bedürfniſſe des Landes am 
Beſten kennt, ſoll über Heimath, Gewerbsweſen, An⸗ 
ſäſſigmachung ic. entſcheiden und Geſetze erlaſſen kön⸗ 
nen. Der dritte Punkt betraf die formelle Behand⸗ 
lung dieſer Modifikationen. Baiern verlangte öf⸗ 
feutltche Bekanntmachung der Abänderungen 
und ſofortige Einberufung des Reichstages, 
Preußen wollte darauf nicht eingehen, ſondern dem 
Entwurf, ſo wie die allenfalſigen Modifikationen als 
Inſtruktionen der einzelnen Kommiſſäre dem Reichs⸗ 
tage vorgelegt wiſſen, dieſelben noch nicht als integris 
rende Theile des Entwurfs betrachten. Ueber das 
Wahlgeſetz ſelbſt ſteht eine Einigung In Ausſicht, 
; ; i bindende Erklärung von 
wenn gleich eine beſtimmte ? 
Preußen noch nicht vorliegt. Der Notenwechſel in 
dieſer Angelegenheit wurde auf eine beſſere Geſtaltung 
der Verhäleniſſe verfhoben; Preußen ſchien nicht 
geneigt, ſeit Juli eine Antwort über das Pro⸗ 
viſorium zu geben, alſo um ſo weniger, ſich 
über das Definitivum auszuſprechen. Daß Preu⸗ 
gen an ſeinem Entwurf feſthält, geht aus den 
den preußiſchen Kammern gemachten beſtimm⸗ 
ten Vorlagen hervor. Baiern glaubt nun, da un⸗ 
terdeſſen Oeſterreich in Ungarn und Italien geſiegt 
hat und dadurch freier ſich bewegen kann, allenfall⸗ 
ſige Vorſchläge von dieſer Seite abwarten zu ſollen, 
da es den beſtimmten Willen hat, nicht ohne Oeſter⸗ 
reich zu handeln. Am 27. Auguſt wurden Baiern 
zwei Noten durch den preußiſchen Geſandten vorge⸗ 
legt und am 8. September in zwei Noten beantwor⸗ 
tet. Die preußiſchen Noten enthielten die Aufforde⸗ 
rung an Baiern zur Erklärung, ob es dem Dreikö⸗ 
nigsbündniſſe beitreten wolle. Baiern erklärte, nicht 
beitreten zu können, wenn die Faſſung des Entwurfes 
nicht geändert würde. (Der Herr Miniſter verlieſt 
hierauf die beiden letzten preußiſchen Noten, woraus 
hervorgeht, daß die eine Note die kurze Auf: 
forderung mit der Bitte um Beſchleunigung enthält, 
die zweite die Motivirung ſelbſt bezweckt. Aehnlich 
war die Antwort Baierns getrennt.) Baiern ſieht 
ohne Oeſterreich kein Deutſchland: hiebei hält es das 
Weſen der Einheit für höher als die Form. Die 
baieriſche Regierung will keinen Einheitsſtaat 
und glaubt, daß durch einen ſolchen eher das 
Unglück als das Glück Deutſchlands herbeige⸗ 
führt würde; ſie will keinen offenen, ſowie kei⸗ 
nen maskirten Einheitsſtaat, deshalb kaun fie 
weder der Frankfurter, noch der Berliner Reichs⸗ 
verfaſſung beipflichten, denn in beiden liegt die 
allmälige Vernichtung der einzelnen Staaten. 
Glaubt man einen Einheitsſtaat für Deutſchland noth⸗ 
wendig, ſo lege man einen offenen Entwurf vor, aber 
maskire nicht, das Volk wird dann entſcheideu. Auf 
die dem baieriſchen Miniſterium gewordenen Angriffe 


und Verläumdungen halten wir Stillſchweigen für ans 


gemeſſen; die Lage Deutſchlands fordert Einigung und 
Verſtändigung; pfindlichkeit in ſolch feierlichen Au⸗ 
genblicken wäre ſtrafbar. Der Bannerträger Deutſch⸗ 
lands ſeit Jahrhunderten, bis jetzt im Innern erkrankt, 
kann nicht ausgeſchloſſen bleiben; Das hat Baiern 
bewirkt, und dadurch eine welthiſtoriſche Aufgabe gelöſt, 
Erwarten wir nun, was Oeſterreich uns bieten wird, 
und wollen wir dann ein letztes Wort reden. Alle 
aber, die in Wort und That hier mitwirken, wird die 
Geſchichte richten. 

Neuffer trägt nach dieſer nach ſeiner Anſicht hoch⸗ 
wichtigen Rede auf Schluß an. Freih. v. Lerchen⸗ 
feld wünſcht ſchleunigen Druck der miniſteriellen Vor⸗ 
lagen und alsdann Wahl einer eigenen Kommiſſion. 

„Die Kammer entſcheidet beide Fragen bejahend. Die 
Wahl der zwei neuen Ausſchüſſe wird morgen ftatt- 
finden. (Nürnd. C.) 
Mannheim, 21. Septbr. [Corvin.] Die Karls⸗ 
uber Zeitung vom 21. September ſchreibt: Denen, 
A Über die von dem großherzogl. Kriegsminiſte⸗ 
135 „uegefprochene Strafverwandlung des Todesur⸗ 
tels gegen Corvin in zehnjährige Zuchthausſtrafe er⸗ 
ſtaunt zu fein feinen, mag zur Nachricht dienen, daß 
nach Ausſage der Zeugen und nach vollſtändig bewei⸗ 
ſenden Urkunden Corvin ee war, weicher hauptſächlich 
und gegen eine nicht unbedeutende Oppoſition die Ueber⸗ 
gabe der Feſtung durchgeſes; hat, Dieſe Thätigkeit 
Corvin's, wodurch große Verluſte an Leben und Ei⸗ 
genthum abgewendet wurden, war wohl geeignet, die 
Begnadigung zu veranlaſſen. Es hätten ſogar die 
Richter hierin einen Milderungsgrund finden dürfen 
und ſollen. 

Dresden, 22. Sept. [Die Kammer⸗Parteien.) 
Die Kammern werden erſt mit dem äußerſten, ge⸗ 
ſetzlich letzten Termine, mit dem 1. November, zu⸗ 
fammentreten; und wenn ich früher meinte, die 
deutſche Frage könne erſt Mitte November zur Ver⸗ 

bandlung gelangen, fo würde ſich dieſer Zeitpunkt nun 
bis Ende November hinausrücken. Man hofft dann 


das deutſche Brüderlichkeitsprin⸗ 
zip gewahrt zu haben. Nicht der deutſche Reichstag, 


gen etwas Beſtimmteres darüber ſagen laſſen. Die 
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blos freundnachbarliche Geſinnung zu Grunde liegen 


Parteien möchten ſich vorläufig folgendermaßen ſchei- ſoll, kann doch Niemand glauben und jenen gutmüthi⸗ 


den laſſen: 1) die Radikalen vom reinſten Waſſer, 
2) die jetzt mit Klugheit in Anbetracht der Zeitum⸗ 
ſtände gemäßigten Radikalen, von deren Wahlprogramm 


gen Seelen, die eines ſolchen Köhlerglaubens in Folge 
ihrer urſprünglichen Anlage ebenfalls fähig ſein könn⸗ 
ten, müſſen ihn durch das jüngſte perfide Auftteten 


ich früher ſchrieb, beide gegen das Dreikönigs⸗Bün d⸗ der Ruſſen in Ungarn wohl eingebüßt haben. Somit 
niß. Die letztere Fraktion möchte zu der ſtärkeren ges bleibt nur die Annahme übrig, Rußland befolge bei 
hören, 3) die Centrum⸗Partei zerfällt in die kleine ſeinen der öſterreichiſchen Krone unabläſſig faſt aufge⸗ 


Fraktion: a) der Großdeutſchen (Wuttke ꝛc.), die für 


nöthigten Freundſchaftsdienſten eine ſchlaue und weit 


Oeſterreich ſchwärmenden und b) in die an Zahl und ausſehende Politik, welche theils durch Waffenhülfe, 
wenigſtens an Intelligenz bedeutendſte Partei der Kon⸗ theils durch Gelddienſte dem bedürftigen Staate beizu⸗ 


ſtitutionell⸗Liberalen, von denen der engere, politiſch 
thätige Kreis die Ausführung des Dreikönigsbündniſſes 
als letzte Garantie der deutſchen Einheit erſtrebt. Lei⸗ 
der aber iſt die Maſſe diefer kenſervativ⸗liberalen Par⸗ 
tei höchſt indifferent; endlich 4) die Rechte, aus der 
ſich mit ſchärferer Färbung die reaktionär⸗ariſtoktatiſche 
Koterie ausſcheidet mit den ſtärkſten Sympathien für 
Oeſterreich. De alte Begriff, daß Oeſterreich das 
deutſche Kaiſerthum inne habe, und daß das reichsan⸗ 
gehörige alte Haus Sachſen dorthin halten müſſe und 
gehöre, ſitzt in dieſen Kreiſen noch vollkommen feſt. 
Im Allgemeinen nun läßt ſich von den Wahlen be⸗ 
fürchten, daß die Theilnahme eine auffallend geringe 
ſein wird. (Ref.) 
Deſſau, 18. Septbr. [Reform und Antwort.] 
Auch für unſere „demokratiſche Verfaſſung“ ſchlägt 
die Stunde der Reform. Heute wurde dem vereinig⸗ 
ten Landtage eine herzogl. Botſchaft übereicht, des In⸗ 
halts, daß der Herzog dem Landtagsbeſchluſſe, welcher 
Verfaſſungsänderungen von einer ½⸗Mehrheit abhän⸗ 
gig macht, ſeine Genehmigung verſagen müſſe. Als 
Grund wird angegeben, „daß die Verfaſſung in einer 
leidenſchaftlichen Zeit vereinbart ſei“ und außerdem in 
einzelnen Punkten mit den frankfurter Grundrechten 
nicht übereinſtimme, (d. h. ſie geht weiter als dieſe.) 
In dieſer Rückſicht beantragt die Regierung ſchon 
jetzt, diejenigen Verfaſſungsartikel zu ſtreichen, 
welche den konfeſſionellen Religionsunterricht von der 
Schule ausſchließen und die amtliche Anwendung der 
Adelsprädikate verdieten. Die Linke beantragte 
dagegen ein Dringlichkeitsgeſetz üder Miniſterver⸗ 
antwortlichkeit, und der Landtag nahm die Dring⸗ 
lichkeit an. (Weſer 3.) 


Schleswig⸗Holſteinſche Angelegenheiten. 

Von der Eider, 23. Septbr. Hier zu Lande 
herrſcht nur eine Stimme der Entrüſtung über das 
Verfahren der Landes- Verwaltung, welche 
mit jedem Tage durch immer weiter gehende Uebergriffe 
ihr Regiment zu einer wahren abſoluten Herrſchaft 
macht. Von Eulenburg hofft man jegt, nachdem 
er die Flensburger Deputation, welche ihm die Adreſſe 
überreichte, fo kalt und ſchroff empfangen, wenig Er⸗ 
ſprießliches für unſere gerechte Sache. Wenn unter 
ſolchen Verhältniſſen die Anſichten in unſerem Lande 
immer tiefere Wurzel faſſen, daß uns mit dem 
Ablaufe des Waffenſtillſtandes ein neuer 
Krieg mit Dänemark wiederum bevorſtehe, 
ſo hat man hier mit Bedauern von der neueſten Ver⸗ 
fügung der Statthalterſchaft Kenntniß genommen, daß 
jedes Bataillon auf die Stärke von 600 Mann redu⸗ 
zirt, alſo auf den Friedensfuß geſtellt werden ſoll. 
Dieſe Verfügung ift bereits in Wirkſamkeit getreten. 
In Rendsburg haben geſtern ſchon Beurlaubungen 
ſtattgefunden. Wir unſererſeits erkennen jedoch in dies 
fer Maßregel eine große Zweckmäßigkeit, da dadurch 
dem Lande viele Koften erfpart werden. — Das Ver⸗ 
bot der Landes-Verwaltuug wegen fernerer Annahme 
der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Kaſſenſcheine an den He: 
hungsämtern ruft hier ſowohl wie auch im Schleswig⸗ 
ſchen eine große Agitation hervor. Man vereinigt ſich 
überall, um dem Verbote entgegenzuwirken. Beſonders 
kommen uns darauf hinzielende Erklärungen aus 
Flensburg, Apenrade, Hadersleben, Eckernförde und 
andern Orten zu. 


Oeſterreich. 

Wien, 22. Sept. [Herr von Hübner. — 
Die ruſſiſche Politik.] Herr von Hübner ſoll 
nun wirklich der Geſandte Oeſterreichs bei der 
franzöſiſchen Republik werden, nachdem er bis⸗ 
ber in Paris als Agent der kaiſerlichen Regierung mit 
Erfolg gewirkt hat und man erwartet blos die offizielle 
Ernennung des Herrn Beaumont zum franzöſiſchen 
Geſandten am hieſigen Hofe, um fofort Herrn Hübner 
das betreffende Kreditiv zuzuſchicken. Hübner iſt bes 
kanntlich der Schwiegerſohn des Herrn von Pilet, 
der vom Kammerdiener zum Regierungsrath auftückte 
und jahrelang die Redaktion des famoſen „Beobach⸗ 
ters“ b.ſorgte. Als Generalkonſul in Leipzig, wo er 
die öſterreichiſchen ausgewanderten Schriftſteller neben⸗ 
bei auszuſpähen hatte, begann er feine diplomatiſche 
Laufbahn in Metternichs Geiſt und bekennt ſich noch 
jetzt zur frommen Schule, weshalb er auch in Paris 
feine glängendften Erfolge dem Salon des Herrn Fal⸗ 
lour verdankt. — Der Amſterdamer Bankier Hope 
hat auf Rechnung des Kaiſers von Rußland dei dem 


ſpringen ſuche, um feinen Einfluß bis zur Abhängig⸗ 
keit zu verſtärken und falls dann Oeſterreich Miene 
machen ſollte, den Trotz des Ungehorſams zu zeigen, 
ſo wird alsdann Rußland alle Federn ſeines heimlich 
gewonnenen Einfluſſes plötzlich ſpringen laſſen, um 
Kapital und Zinſen mit einem Male einzuſtreichen. 
N. B. Wien, 24. Sept. [Tagesbericht.] Man 
verſichert, daß Se. Majeſtät der Kaiſer ſich nach Preß⸗ 
burg zu begeben gedenken. — Erzherzogin Sophie 
iſt am 20. d. in Begleitung des jüngſten Prinzen 
Ludwig von Innsbruck nach Tegernſee abgereiſt und 
wird ſich von da nach kurzem Aufenthalt über Salz⸗ 
burg nach Iſchl begeben. — Reiſende, die aus Un⸗ 
garn kommen, berichten, daß es dort noch immer 
äußerſt ſtrenge mit der Viſirung der Päſſe, beſonders 
von Seite der ruſſ. Vorpoſten zugehe. Auf der Inſel 
Schütt bivouakiren Koſaken. Die Bildung und Men⸗ 
ſchenfreundlichkeit der ruſſ. Offiziere wird ungemein ge⸗ 
rühmt. Am 15. Oktober ſollen hier ſämmtliche 
Studien nach dem neuen Unterrichtsplane ihren Anfang 
nehmen. — Es heißt, daß die neue Organiſirung 
der Militärverwaltung ſchon am 1. November 
ins Leben treten wird. Die Generalkommandos in den 
Provinzen werden aufgehoben und die Beamten den 
ſie erſetzenden verſchiedenen Armeekorps beigegeben wer⸗ 


den. — Die Cholera hat hier bedeutend abgenom⸗ 
men, ſeit 2 Tagen iſt im allgemeinen Krankenhauſe 
kein Cholerafall vorgekommen. — Man hat bemerkt, 


daß das als ultramagyariſch verſchriene ungariſche In⸗ 
fanterie-Regiment Dom Miguel fortwährend deutſch 
kommandirt wurde und auch die kaiſ. Fahnen während 
der Zeit der Rebellion nicht abgelegt hat. — Dem 
Vernehmen nach ſchlug man in einer Verſammlung 
höherer Stabsoffiziere den möglichen Preis der Erz 
oberung Komorns auf 30,000 Mann an. Der 
anweſende F. M. Radetzky ſoll erwjedert haben, er 
getraue ſich die Eroberung mit 3 Mann zu vollbrin⸗ 
gen, nämlich mit einem Parlamentär und 2 Trompe⸗ 
tern, welche der Garniſon Amneftie verkünden. Mög⸗ 
lich, daß die Anekdote zu dem Gerüchte Anlaß gab, 
F. M. Radetzky habe der Komorner Beſatzung beſſere 
Kapitulationen erwirkt. — Fortwährend nehmen Hon⸗ 
vedsoffiziere ruſſiſche Dienſte an, wobei ihnen ihr 
früherer Ofſtziersrang geſichert bleibt. Mehrere, den 
höchſten ungartſchen Adelsfamilien angehörige Inſur⸗ 
gentenoffiziere hat das Loos getroffen, als Gemeine 
aſſentirt zu werden. Sie ertragen ihr Schickſal mit 
einer gewiſſen heitern Reſignation. Ein Graf, — den 
der Arzt zum Felddienſte nicht tauglich fand, proteſtitte 
dagegen, indem er beſorgte einem öſterr. Offizier als 
Privatdiener zugewieſen zu werden und ſich äußerte, 
daß er zum Stiefelputzen wenig Geſchick habe. — Aus 
Olmüß wird berichtet, daß die gefammte Umgebung 
der Stadt von der Cholera heimgeſucht iſt, die mit 
hefonderer Heftigkeit auf einer Strecke von 2 bis 3 
Quadratmeilen in der nächften Nähe wüthet. 
[Tagesbegebenheiten.] Vorgeſtern (22. d. M.) 
ſind Ihre k. k. Hoheiten, die durchlauchtigſten Herren 
Erzherzoge Karl und Ernſt von hier mittelſt Eiſenbahn 
nach Bruck an der Mur in Steiermark abgegangen. 
— Geſtern (23.) ſind Se. k. k. Hoheit der durch⸗ 
lauchtigſte Herr Erzherzog Wilhelm ſammt Suite mit⸗ 
telſt Extrapoſt aus Ober⸗Oeſterreich hier angekommen. 
— (23. Sept.) Mit dem geſtrigen Abendzuge find 
Se. königliche Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erz⸗ 
herzog Ferdinand d'Eſte ſammt Gemahlin und Gefolge 
aus Brünn hier angekommen und im k. k. Augarten⸗ 
Gebäude adgeftiegen. — Die von einigen öffentlichen 
Blättern gegebene Nachricht, daß der Minifter 
Graf Stadion, der bekanntlich die Waſſerkur in 
Gräfenberg gebraucht, von einer am 19. d. ohne Be⸗ 
gleitung unternommenen Promenade, am 20. noch 
nicht zurückgekehrt war, klärt ſich nun dahin auf, daß 
derfelbe, während feines abendlichen Spazierganges in 
den Umgebungen des Badeortes in der That den 
Heimweg verlor, und dis zum Morgen des 20. im 
Walde berumirrte, wo er von einem Holzhauer ges 
troffen und von dieſem gegen 1 Uhr Nachmittags 
nach Gräfenberg zurückgebracht wurde. ! 
(Wiener Ztg.) 
* Wien, 24. September. [Comorn.] Noch 
immer keine Entſcheldung über Comorn, dies iſt fort: 
wäbrend das Tagesgeſpräch. Am Freitag Abends 
wollte ſich die Garniſon ergeben, allein Sonntags 
ffiegen ſchon wieder Hinderniſſe auf. Indeſſen zeigt 
das ganze Benehmen. der dortigen Inſurgenten ſeit 
drei Wochen, daß die Wiederſtandskraft gebrochen iſt. 


wohl den Kammern etwas definitiv Fertiges vorzulegen. neuen zſterreichiſchen Anteben bereits 20,000,000 Fl. Sie laſſen kuhig alle Vorbereitungen zur Belagerun 
Was die Wahlen betrifft, fo wird ſich erſt in 14 Ta- ſubſeribirt; daß diefer Geidbülfe ven Selten des Czars treffen, ohne * Schuß aus der Feſtung zu — 
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chen und fo find Tag und Nacht von den Kaiferlispen:i.arı Demenftrationen gegen das Deutſchthum nicht ſehlen 


33 ungehindert Batterien errichtet worden. Die 


n ung laſſen wird. Es ſoll großen Jubel in Israel geben; 
entlaſſenen öſterr. Gefangenen ſagen alle aus, daß eine ſlaviſche Deputation mit Brod und Salz, Feſteſſen zu erhalten hofft, 


man gar nicht wiſſe, wer eigentlich Herr in der Fe- in der böhmiſchen Reſſource, Ständchen mit Huſſiten⸗ 


ſtung ſei. . 
Gönyö, 18. Septbr. [Nachrichten über Ko⸗ 
morn.] Es iſt hier ein ſo reges Leben, daß man 
ſich nicht über Langeweile beſchweren kann. Stolze 
Dampfer und beſcheidene Holzſchiffe fahren auf und 
ab und bringen theils Paſſagiere, theils Belagerungs⸗ 
inſtrumente der mannigfaltigſten Art; beſonders ſind 
es Sturmleitern jeder Größe und Stärke, die wir hier 
vorbeiführen und auch im Dorfe aufgeſchichtet ſehen. 
Ueberhaupt gleicht Gönyö mehr einem großen militai⸗ 
riſchen Depot, denn der bedeutendere Theil des Pro- 
viant⸗ und Munitionsbedarfs iſt hier aufgeſpeichert. 
Pionniere und Infanterieabtheilungen gehen täglich 
hier durch zum Cernirungskorps oder bleiben hier ſta⸗ 
tionirt; der Verkehr zwiſchen Gönyö und Acs, wie 
zwiſchen Gönyö und Raab iſt ſehr lebhaft, und in 
Folge der Anhäufung der Truppen iſt auch die Theue⸗ 
rung der Lebensmittel, die ziemlich verſchwunden war, 
wieder eingeriſſen. Sehr häufig ſprengen Kuriere vom 
Hauptquartier des Cernirungskorps daher, und ſetzen 
ſich entweder auf den Dampfer, der ſie im Fluge nach 
Preßburg und Wien führt, oder ſie eilen nach Raab. 
Es iſt intereſſant, zu ſehen, wie Alles geſpannt auf die 
Worte hört, welche von Aces Kommende hinſichtlich der 
Kemorner Angelegenheit fallen laſſen. Seit geſtern 
hat ſich die Anſicht verbreitet, daß es die Inſurgenten 
nicht zum Sturme kommen laſſen werden, ja daß in 
der Feſtung ſelbſt ein Drama aufgeführt worden fei, 
welches die unbedingte Uebergabe um ein Haar zur 
Folge gehabt hätte; zwei weiße Fahnen waren von der 
Beſatzung ausgeſteckt worden, wurden aber, kaum eine 
Minute am Platze, mit einer ſchwarzen und einer ro⸗ 
then vertauſcht. Auch hörte man mehrere Schüſſe 
fallen, was wehl auf einen ſich unter den Inſurgen⸗ 
ten entſponnenen Kampf hindeuten mag. Auf den 
Trümmern der Komorner Stadt ſieht man ſehr häufig 
weiße und ſogar ſchwarzgelbe Fähnchen aufgepflanzt, 
die aber immer ſchnell verſchwinden, ein Beweis, daß 
vorzüglich die Einwohner dieſem langwierigen Drama 
ein Ende zu machen wünſchten. — Zwei Komorner, 
welche über dem Ausſtecken von weißen Fahnen ertappt 
wurden, erhielten Jeder dreißig Stockſtreiche und wur⸗ 
den dann in die Kaſematten abgeführt; ſehr Vielen 
aber iſt es ſchon gelungen, mitunter in Frauenkleidun 
u entkommen, und Einer, der durch Gönyö una 
tanb ging, erzählt im dortigen Poſthauſe, daß ein 
großer Theil der Bürger den ruſſiſchen General, der 
ſich in Komorn befand und den Inſurgenten die Nach⸗ 
richt von der Waffenſtreckung Görgey's brachte, kniend 
gebeten habe, es zu vermitteln, daß die Veſte überge⸗ 
ben werde, denn bei einem Stuxme geht unfehlbar die 
Stadt vollends zu Grunde. — Seit der engern Cer⸗ 
nirung iſt es in Komorn wieder beiſpiellos theuer ge⸗ 
worden, und für Koſſuthpapiere will Niemand mehr 
was geben, es ſei denn um das Zwanzigfache des ges 
wöhnlichen Preiſes; ſo koſtet ein Sack Mehl 150 fl. 
in Koſſuthnoten, ein Pfund Salz 6 fl., ein Pfund 
Schmalz 20 fl.; ja, ein Offizier, der neulich zu dem 
Cernirungskorps überging, ſagte, er habe für ein Paar 
Beinkleider 200 Gulden zahlen müſſen. — Das Cer⸗ 
nirungskorps iſt mit Einſchluß der Ruſſen 80,000 M. 
ſtark, die Inſurgenten 25,000; allein man fürchtet 
ſelbſt in der Feſtung, daß bei dem Angriffe ein großer 
Theil übergeben werde. (Preßb. 3.) 

(m) Krakau, 20. Septbr. [Truppenmärſche 
Ruffifher Haß.] Am 18. d. M. kam der kaiſer⸗ 
lich cuſſiſche General Paniutin nach Krakau zurück, 
und iſt im Hauſe des Hrn. Treitler abgeſtiegen. Der 
öſterreichiſche General Legediez reiſte dem ankommenden 
General Paniutin nach Wieliczka entgegen. Heute 
kam ein ruſſiſches Jäger⸗Regiment hier aus Ungarn 
zurück, als ein Theil des Kuprianowſchen Korps, wel⸗ 

es dieſe Tage nach Kongreßpolen durch Krakau im 

ückmarſch begriffen ſein wird. Die Avantgarde, 4000 
Mann, hat ſchon vor etlichen Tagen unſere Stadt 
paſſirt. — Das Czeodaſemſche Korps marſchirt über 
Lemberg nach Volhynien und Podolien, während das 
Korps des General Rüdiger zur Hälfte in Ungarn und 
zur Hälfte in Galizien noch eine unbeſtimmte Zeit ver⸗ 
bleiben ſoll. Doch will man auch wiſſen, daß alles 
ruſſiſche Militär Ungarn verlaſſen werde. — Eben ſo 
heißt es, daß Krakau ganz beſtimmt von den Ruſſen 
werde beſetzt werden. — Die ruſſiſchen Offiziere ſind 
gegen die Oeſterreicher ſehr übel geſinnt, und wenn 
beim Einmarſch der ruſſiſchen Armee nach Ungarn das 
Verhältniß dieſer Armee zu den Oeſterreichern eben 
nicht ein freundliches genannt werden konnte, ſo iſt es 
jetzt nach dem beendigten ungariſchen Revolutions⸗ 
Kriege in eine offene, unumwundene Verachtung und 
einen erbitterten, höhnenden Haß gegen alles, was 
öſterreichiſch heißt, umgewandelt worden. 

J. Prag 23. Septbr. [Staviſches. — Ra: 
detzky. — Verurtheilung. — Thereſienſtadt. 
— Cholera.] Seit mehreren Tagen wird hier der 
Serbenführer Knicanin erwartet, natürlich blos von 
der czechiſchen Partei, welche es bei der Gelegenheit 


Liedern, Fackelzug. Der Kommandirende gab die Er⸗ 
laubniß, jedoch mit der ausdrücklichen Bedingung, ihm 
die zu ſingenden ſlaviſchen Lieder erſt vorzulegen; ſo 
eben vernehme ich, daß der Gubernial-Präſident jede 
Demonſtration verboten habe. Die Deputation, welche 
dem Grafen Radetzky den ſilbernen Lorbeerkranz über⸗ 
reichte, iſt bereits von Wien zurück. Der alte Mar⸗ 
ſchall äußerte beim Anblick des ſchön ziſelirten, maſſi⸗ 
ven Lorbeerkranzes, auf deſſen goldenen Bändern die 
Inſchrift ſtand: „dem Sieger von Novara,“ feinen 
Dank mit ſichtbarer Rührung und der Bemerkung: 
„Nicht mir, meine Herren, gebührt dieſer Kranz, ſon⸗ 
dern der tapfern öſterreichiſchen Armee!“ — Auf die 
Einladung der Herren, ſein Vaterland Böhmen zu be⸗ 
ſuchen, antwortete er: „es ſei ſein Wunſch, ſeine Hei⸗ 
math noch ein Mal, wahrſcheinlich ohnehin zum letz⸗ 
ten Male, zu ſehen.“ — Vorgeſtern wurde ein von 
der Militär⸗Unterſuchungs⸗Kommiſſion gefälltes Urtheil 
gegen einen Mann publizirt, der die allgemeinſte Ach⸗ 
tung genießt, und zwar gegen den Buchhändler Andree 
(Borroſch und Andree), wegen Verbreitung verbotener 
aufreizender Schriften: „Reimchronik des Pfaffen Mau⸗ 
ricius.“ Es lautete auf ſechsmonataichen Stockhaus⸗ 
arreſt in Eiſen und wurde vom kommandirenden Ge⸗ 
neral in Zmonatlichen Stockhausarreſt ohne Eiſen ver⸗ 
wandelt; Hr. Andree tritt ihn morgen an. — The⸗ 
reſienſtadt, wo eine Menge politiſche Gefangene 
aus neueſter Zeit aufbewahrt werden, gewinnt Leben, 
da die Frauen und Familien derſelben, namentlich der 
Hochgeſtellten, ſich dort anſiedeln, ſie dürfen mit Er⸗ 
laubniß des Feſtungs⸗Kommando's und in Gegenwart 
des Profoßen ihre Männer ſprechen. — Großes Auf⸗ 
ſehen erregte vor einigen Tagen der Fund mehrerer 
halbverweſter Köpfe und Gliedmaßen auf dem Tummel⸗ 
platze am Moldauufer; wahrſcheinlich dürften fie 
Militär⸗ oder Civil⸗Opfern aus der Pfingſtwoche an⸗ 
gehören, da in der Gegend viel geſchoſſen worden ift. 
Die Cholera nimmt auf dem Lande überhand, 
und zwar am meiſten im Königgrätzer Kreiſe. — Die 
papiernen Noten der Stadtverordneten, à 10 und 20 
Kreuzer werden jetzt eingelöſt und verbrannt. 
t alien. 

[Aus Rom] (16. Sept.) wird berichtet, daß an 
der Befeſtig von Civita Caſtellana ſelbſt an den 
Feſttagen thätig gearbeitet wird. Roſtolan beabſich⸗ 
tigte, Rom am 20. zu verlaſſen. Die Mauern von 
San Pancrazio werden ebenfalls hergeſtellt, und in 
Vertheidigungsſtand geſetzt. Dem Vernehmen nach 
wollten die Franzoſen auch Spalato, Termo, Foligno 
u. ſ. w. beſetzen, und die Spanier ſich aus dieſen 
Orten zurückziehen. (Lloyd.) 

** [Aus Turin und Florenz.] In der Siz⸗ 
zung der Turiner Deputirtenkammer am 17. erfuhr 
das Miniſterium eine kleine Niederlage. Daſſelbe hatte 
nämlich bei Verabſchiedung des Lombardenkorps auch 
die Ofſiziere des Korps entlaſſen. In jener Sitzung 
wurde hierüber eine Interpellation an das Miniſterium 
gerichtet und Roſſi, ein lombardiſcher Offizier, klagte 
die Regierung der Undankbarkeit an. Er erklärte gleich⸗ 
zeitig, daß er, nach dieſem brutalen Akte der Regie⸗ 
rung, nicht mehr in der Verſammlung ſitzen könne, 
und verließ auch wirklich unter allgemeiner Aufregung 
den Saal. Die Kammer nahm hierauf folgende mo⸗ 
tivirte Tagesordnung an: „Die Kammer erinnert das 
Miniſterium in Betreff der lombardiſchen Offiziere, die 
Geſetze vom 8. September 1848 und 22. Juli 1849 
zu beobachten.“ — Aus Florenz wird gemeldet, daß 
das Parlament bis ſpäteſtens zum Monat Januar ein⸗ 


berufen werden wird und zwar darum, weil die Nez. 


gierung, die eine Anleihe machen wollte, vom Hauſe 
Rothſchild die Antwort erhalten habe, daß es ſich 
nur dann auf eine Anleihe einlaſſen könne, wenn die⸗ 
ſelbe vorher durch ein Votum der Repräſentanten des 
Landes garantirt wäre. — Die Verſammlung ſoll da⸗ 
her einberufen werden, jedoch zu dem ausſchließlichen 
Zwecke, die Anleihe zu ſanktioniren. 
Frankreich. 

+ Paris, 22. Sept. [Die römiſche Angele⸗ 
genheit. — Propaganda der Rothen in den 
Departements. — Mieroslawski. — Fallour.) 
Während der Zwiſchenzeit, daß die letzten Inſtruktionen 
des franzöſiſchen Kabinets in der römiſchen Frage den 
Weg nach Gasta oder Neapel machen, und die, wie 


bereits gemeldet, geeignet ſein ſollen, eine baldige Aus⸗ 


gleichung der ganzen Angelegenheit herbeizuführen, wäh⸗ 
rend dieſer Zwiſchenzeit ſcheint die Lage in Rom ſelbſt 
ſich verſchlimmert zu haben. Man verſicherte nämlich 
heute in dem Konferenzſaal der Nat.⸗Verſammlung, 
wo ſich bereits täglich eine große Anzahl von Reprä⸗ 
ſentanten einfindet, daß das Gouvernement Depeſchen 
erhalten habe, welche die Lage in Rom als ſehr ſchwie⸗ 
rig ſchilderten, und den Bruch zwiſchen General Ro⸗ 
ſtolan und den Kardinälen als unvermeidlich darſtellten. 
Eine römiſche Korreſpondenz vom 14ten in der heuti⸗ 
gen Nummer des Journal des Debats iſt mit obiger 
Meldung in Uebereinſtimmung, und heißt es, daß die 


Regierung den Inhalt der Depeſchen erſt am Montag 
veröffentlichen will, weil fie dis dahin neuere Depeſchen 
welche die heutigen modizifiren wer⸗ 
den. — Die Ruhe, die gegenwärtig hier in Paris 
herrſcht, hat eine ſchlimme Kehrſeite in den Provin⸗ 
zen. Es iſt wahr, daß die Hauptſtadt, die ſich in ſo 
mannigfachen revolutionären Bewegungen erſchöpft hat, 
ſich nun nach Ruhe ſehnt, und ſind die Behörden im 
Uebrigen auch ſo wachſam und fo energiſch, daß jede 
Anwandiung einer Emeute ſogleich unterdrückt werden 
würde. Allein in den Provinzen verhält ſich die Sache 
anders. Die Maſſen werden dort von der Umſturz⸗ 
Partei mit unermüdlicher Konſequenz bearbeitet, und 
ſämmtliche Berichte der Präfekten an das Minifterium 
lauten übereinſtimmend, daß die Propaganda der Ro⸗ 
then in den Departements die Gemüther gewaltig auf⸗ 
rege. Wenn die Regierung den demagogiſchen Kalküls 
nicht zuvorkommt, ſo ſtehen neue Gefahren in Aus⸗ 
ſicht. — Aus Bern wird gemeldet, daß Mieros⸗ 
lawski um einen verlängerten Aufenthalt von 6 Wo⸗ 
chen gebeten hat, da er von der hieſigen Regierung 
die Erlaubniß zu erhalten hofft, in Frankreich bleiben 
zu dürfen, wo er früher Borleſungen über Strategie 
gehalten hat. Dieſes Geſuch iſt durch den Berner 
Rath ſehr gelegentlichſt unteeſtützt. — Mit der ‚Ge: 
ſundheit Falloux's geht es beſſer. 


Schweiz. 

Bern, 18. September. [Beruhigende Nach⸗ 
richten.] In mehreren Blättern zirkulirten ſehr be⸗ 
unruhigende Gerüchte über Anhäufung öſterreichiſcher 
Truppen an der teſſiner Gränze, ſo daß ſich die Re⸗ 
gierung von Teſſin ſogar veranlaßt fand, Meldung an 
den Bundesrath zu machen. Dieſer hat nun durch 
Herrn Bundespräſidenten Dr. Furrer die beruhigendſten 
Aufſchlüſſe ertheilt. Dieſe Truppenbewegungen haben 
durchaus keinen feindlichen Zweck gegen die Schweiz, 
ſondern geſchehen neben geſundheitspolizeilichen Grün⸗ 
den darum, um die Entfernung derer, welche ſich der 
Konſkription entziehen wollen, zu verhindern und den 
ſehr lebhaften Schmuggel an der teſſiniſchen Gränze 
zu unterdrücken. (Eidg. 3.) 


. ⁰ ²˙· TEE ECHO EEE 


Lokales ı und Provinzielles. 


$ Breslau, 25. September. [Aus der Stade: 
verordneten⸗Verſammlung.] Die geſtern ſtatt⸗ 
gehabte außerordentliche Sitzung wurde mit der Be⸗ 
rathung einer Petition wegen Umgeſtaltung 
des Einquartierungsweſens eröffnet. Nach ei⸗ 
ner kurzer Debatte genehmigte die Verſammlung die 
Kommiſſionsvorſchlaͤge. Dieſe beanſprucht, daß die 
Entfhädigung der Bürger für die ihnen durch mili⸗ 
täriſche Einquartierungen verurſachten Geldopfer fortan 
aus der Staatskaſſe fließe und dem vollen Betrage 
der Ausgaben entſpreche. Es ward beſchloſſen, die 
betreffende Petition den Kammern unverzüglich mit 
dem Wunſche zu übermachen, daß ein demnächſt zu 
berathendes Geſetz dieſe Angelegenheit ordne. Die 
Prüfung des vierten Miniſterlal⸗ Entwurfs einer Ges 
meindeordnung iſt nunmmehr von der hierzu er⸗ 
nannten Kommiſſion beendet. Herr Juſtizrath Gräff 
referirte über die neuerdings nöthig gewordenen Ab⸗ 
änderungen. Auf den Antrag des Vorſitzenden, Hrn, 
Dr. Grätzer, beſchließt die Verſammlung eine Zu⸗ 
ſammenſtellung der als wünſchenswerth erachteten Ab⸗ 
änderungen durch Vermittelung des Magiſtrats an die 
Kammern gelangen zu laſſen. Die Berathung der 
Kreise, Bezirks- und Provinzialordnung bleibt vorbe⸗ 
halten. Der Antrag auf Abſendung einer Petition 
an die Kammern wegen Aufhebung der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer und Einführung einer 
Einkommenſteuer wurde bis zur nächſten Sitzung 
vertagt. Den Mitgliedern war der vom Kämmerer 
Herrn Friebös in der Breslauer Zeitung veröffent⸗ 
lichte Auffag „zur Steuerfrage“ in einem beſonderen 
Abdruck mitgetheilt worden. uw 
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$ Breslau, 25. September. (In der Ver: 
ſammlung der konſtitutionellen Neſſource), 
welche geſtern unter dem Vorſitz des Herrn Juſtiz⸗ 
raths Gräff im Springerſchen Lokale abgehalten 
wurde, lag eine vom Komité des „Vereins für Ge⸗ 
feg und Ordnung“ entworfene Adreſſe zur Berathung 
vor. Die Adreſſe ſtellt an die Kammern in Berlin 
die Forderung, dahin zu BR daß die Verei⸗ 
dung des Heeres auf die Verfaſſung unter⸗ 
bleiben möge, — Nachdem mehrere Redner für 
und wider an den Anſchluß an die erwähnte Adreffe 
das Wort ergriffen batten, nahm die Debatte einen 
fehr ſtärmiſchen Charakter an. Endlich beſchließt die 
Verſammlung mit bedeutender Majorität, den Statu⸗ 
ten gemäß, der Adreſſe in pleno nicht beizutreten. 
Dagegen ſoll es den einzelnen Mitgliedern der Reſ⸗ 
durce überlaſſen bleiben, den Beitritt durch Erthei⸗ 
lung ihrer Unterſchriften zu erklären. 
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Mittwoch den 26. September 1849. 


* 

8 Breslau, 25. Septbr. (Oeffentliche Sitzung 
des Stadtgerichts.] Es kamen heut zwei Anklagefälle 
zur Verhandlung, in denen das Gericht eine Inkompetenz⸗ 
Erklärung abgab. Die erſte Anklage war gegen den Haus⸗ 
hälter Karſch auf zweiten gewaltſamen Diebſtahl gerichtet. 
Der Staatsanwalt Herr Oberlandesgerichts-Aſſeſſor Korb 
proteſtirte gegen einen Urtheilsſpruch von Seiten des an 
weſenden Gerichtshofes und beantragte, den Beſchlüſſen des 
Obertribunals gemäß, die Anklage wegen zweiten gewaltſa⸗ 
men Diebſtahls vor das Schwurgericht zu 9 Fr 
Vertheidiger, Herr Referendar v. Knee e d ; 
darzuthun, daß die Beſchlüſſe des Obertribunals für die * 
teren Gerichtshöfe nicht bindend ſein könnten, da ſonſt die 
unabhängigkeit des Richters aufhören würde. Pr einer 
längeren Berathung beſchließt der Gerichtshof mit A ſehung 
bon den Entſcheidungen des Obertribunals, den vorliegen: 
den Fall vor das Schwurgerſcht zu verweilen. Denselben 
Spruch fällte das Gericht in einer zweiten Anklage, welche 
auf zweiten gemeinen Diebſtahl im Betrage von 12,000 Tha⸗ 
lern gerichtet war. 


Breslau, 25. Septbr. (Polizeil. Nachr.] 
Am 22. d. begab ſich eine 42 Jahr alte Frau von 
dem auf der kurzen Oderbrücke für Fußgänger beſtimm⸗ 
ten Wege nach dem Fahrwege, woſelbſt fie aber fiel 
und uater die Räder eines vorüberfahrenden Wagens 
gerieth und dadurch ſo ſchwere Verletzungen erhielt, 
daß ſie am 24. des Abends in Folge derſelben ſtarb. 

Geſtern früh wurde in der Ohle am Margarethen: 
Damm ein männlicher Leichnam gefunden. In dem⸗ 
ſelben iſt ein an Gemüthskrankheit leidender hieſiger 
Einwohner, welcher ſich am 17. d. M. aus ſeiner 
Wohnung entfernt hatte, erkannt worden. 

In der Nacht vom 21. zum 22. wurden aus einem 
Verkauſslokale in dem Haufe Nr. 10 in der Reuſchen 
Straße 30 Pfund Schweizer Käfe, 15 Pfund hollän⸗ 
diſcher Käſe, 4 Kiſten Zigarren, 8 Kruken mit Senf, 
eine Uhr im Alabaſtergehäuſe und einige Kleidungs⸗ 
ſtücke entwendet. 

Am 22. wurde aus einem anderen Verkaufslokale 
in Nr. 6 der Eliſabetſtraße, während ſich der Beſitzer 
in einer Nebenſtube befand, ein Ballen ſchwarzes Tuch, 
30 Ellen lang, geſtohlen. N 

Am 23., früh gegen 3 Uhr, gelang es der lobens⸗ 
werthen Aufmerkſamkeit des Nachtwächters Gim m⸗ 
ler, einen Diebſtahl zu verhüten. Er fand bei ſeinem 
Herumgehen im Revier und Revidiren der Thüren die 
in das Haus Nr. 70 in der Friedrich-Wilhelm⸗Straße 
führende Thüre unverſchloſſen und bei feinem Eintritt 
in das Haus 3 Männer ohnfern einer Komtoirthüre, 
als ſie ſoeben ein Vorhängeſchloß mittelſt eines Nach⸗ 
ſchlüſſels geöffnet hatten. Einer bald herbeigecilten 
Polizeſpatrouille in Verbindung anderer Perſonen ge⸗ 
lang es, die 3 Männer, obgleich ſie ſich ungemein 
widerſetzten, feſtzunehmen und zu verhaften. 8 

Am geſtrigen Abende zwiſchen 7 bis 10 uhr wur⸗ 
den durch ein Fenſter in die Wohnung einer in Nr. 14a, 
kurze Gaſſe, wohnenden Wittwe 16 verſchiedene ſeidene 
und andere Kleider und verſchiedene dergl. Mäntel ent⸗ 
wendet. 

[Evangel. Verein.] In der Verſammlung vom 
24. d. M. kam ein Antrag des Konſiſtorial-Rathes 
Böhmer zur Sprache: Der hieſige ev. Verein 
möge ſich mit dem Königsberger in Verbin- 
dung ſetzen. Der Antragſteller begründete denſelben, 
indem er auf die ähnlichen Zwecke des Königsberger 
Vereines und ſeine verwandtſchaftliche Stellung zu 
dem ev. Bekenntniſſe hinwies und das Wünſchens⸗ 
werthe und Heilſame einer ſolchen Verbindung aus⸗ 
einander ſetzte. Es erhoben ſich jedoch Stimmen, 
welche jene Geiſtesverwandtſchaft der beiden Vereine 
in Zweifel zogen und die Erwartung ausſprachen, es 
werde der Verſuch, mit dem Königsberger Vereine in 
Serneinfagt zu treten, keine anderen Folgen haben, 

a fo mit dem hieſigen evangeliſch⸗lutheriſchen 
du Pr en. In Folge dieſer verſchiedenartigen An⸗ 
ſichten ! 9 den Geiſt des Königsberger Vereines be⸗ 
ſchloß die Verſammiung, den Vorſtand zu beauftragen, 
ſich in den Beſit ſſcherer Zeugniſſe über den genann⸗ 
ten Verein zu feben, auf Grund deren von dem hie: 
ſigen ev. Vereine Weiteres beſchloſſen werden könne, 
um dieſelben dann letzterem zur Kenntniß zu bringen. 
Demnächſt entſpann ſich eine längere Verhandlung 
über die durch den Vortrag des Senior Krauſe ange⸗ 
regte Frage: inwiefern die Schritte, welche das 
evangeliſche Staatskirchenregiment bisher in 
Bezug auf die durch Artikel 1 der Ver⸗ 
faffung in Ausſicht geſtellte Selbftjtän. 
digkeit der ev. Kirche gethan, und die darüber, 
im Staats ⸗Anzeiger veröffeutlichte Erklarung, 
dem ev. Vereine Anlaß böten, etwas zur Ver⸗ 
wirklichung jener Verheißung zu thun, und was? 
Auch hierüber zeigten ſich die Anſichten getheilt. f 
wurde wider und für einen desfallſigen Schritt des 
Vereines geſprochen. Von der einen Seite wurde gel⸗ 
tend gemacht, daß die Staatsverfaſſung noch nicht re⸗ 
vidirt ſei und erſt nach beendigter und ſanktionirter 


Es H 


Reviſion das Kirchenregiment an die Ausführung jenes 
Artikels geben könne, daß es daher gerathen ſei, bis 
dahin zu warten und erſt, wenn etwas dagegen ge⸗ 
ſchähe, ſeine Stimme zu erheben. Von der andern 
Seite wurde bemerkt, daß die Reviſion der Verfaſſung 
am Ende die Folge haben könnte, daß jener Artikel 
wegfiele und ein ganz anderer an feine Stelle träte, 
es demnach allerdings an der Zeit ſei, wenn der Ver⸗ 
ein überhaupt für jenen Artikel ſich intereſſire, dieſes 


Intereſſe auch zu bekunden und demgemäß einen An⸗ 


trag an die Kammern zu Gunſten jenes Artikels zu 
richten, etwa in der Art, daß man ein Mitglied der 
einen und der andern erſuche, den Antrag zu dem ſei⸗ 
nigen zu machen; darin müſſe aber auch die baldige 
Einberufung einer allgemeinen ev. Kirchenverſammlung 
als nothwendige Bedingung der Ausführung vom Ar⸗ 
tikel 12 dargeſtellt und gefordert werden. Man ver⸗ 
lange mit Beidem nur das gute Recht der ev. Kirche 
gegenüber dem Staate. Da über dieſer Verhandlung 
die Zeit zu weit vorgerückt war, ſo ſchloß der Vor⸗ 
ſitzende die Verſammlung mit der Anzeige, daß die 
nächſte einen neuen Vorſtand zu wählen habe. 


* Liegnitz, 23. September. [Ehrendegen für 
Herrn v. Merckel. — Begnadigung mehrerer 
Landwehrmänner. — Feuer.] Heute früh ging 
eine Deputation der hieſigen Bürgerwehr zu ihrem ehe⸗ 
maligen Oberſten, Herrn Regierungsrath v. Mercket, 
nach Ober⸗Thomaswaldau bei Bunzlau, um demſelben 
als ein Zeichen inniger Hochachtung und Verehrung 
und als ein Andenken an die Korporation, deren Zu: 
neigung er ſich im höchſten Grade erworben hatte, 
einen prachtvollen Ehtendegen zu überreichen. Die 
Mittel zur Beſchaffung deſſelben ſind durch freiwillige 
Beiträge von Seiten der hieſigen Bürgerwehr aufge⸗ 
bracht worden. Das prachtvolle Stück ſelbſt haben 
hieſige Meiſter angefertigt. Die ſehr ſchön gearbeitete 
Klinge iſt zum großen Theil matt verſilbert und ent⸗ 
hält auf der einen Fläche in ſehr ſchöner gothiſcher 
Schrift die Worte: „Für Wahrheit und Recht,“ auf 
der andern: „Die Bürgerwehr von Liegnitz ihrem Chef, 
Herrn v. Merckel.“ Auf derſelben Fläche ſteyt mit 
kleinern Schriftzügen: „Liegnitz den 29. Juni 1849.“ 
Es iſt dies der Tag, an welchem Herr von Merckel 
Liegnitz verließ, um ſich auf ſein Landgut Ober⸗Tho⸗ 
maswaldau überzuſiedeln. Des Gefäß des Degens iſt 
eine Arbeit des hieſigen Grldarbeiters Köhler und darf 
mit Recht ein ſchönes Kunſtprodukt genannt werden. 
Nach Ausfage der bereits von Thomaswaldau zurüds 
gekehrten Deputation foll Herr v. Merckel durch die⸗ 
ſen Beweis von Anerkennung und Liebe tief gerührt 
geweſen fein. — Heute früh kehrten plötzlich und ganz 
unerwartet ſechs unſerer Landwehrmänner, welche ſeit 
dem Oktober v. J. auf der Feſtung Glogau in Haft 
geſeſſen haben und die bereits zu 6 bis 12 Jahre 
Zwangsarbeit verurtheilt waren, als von Sr. Majeſtät 
dem Könige begnadigt zurück. Sie ſelbſt haben am 
Morgen des Tages zuvor von dieſer plötzlichen und 
ſchönen Wandlung ihres Schickſals noch nichts geahnt. 
Der Corpsauditeur, zu dem ſie gerufen wurden, publi⸗ 
cirte ihnen zuerſt das allen bereits bekannte Straf⸗ 
urtheil und nachdem dies geſchehen, theilte er ihnen 
die Begnadigungsordre des Königs mit der Weiſung 
mit, daß ſie von dieſem Augenblicke an frei ſeien und 
nach ihrer Heimath zurückkehren dürften. Es ſind die 
ſechs Begnadigten diejenigen Landwehrmänner, welche 
zwar Mitglieder der Deputation waren, die während 
des mißlichen Landwehrdramas im vorigen Jahre für 
die Einberufenen das Wort ergriff, aber ſelbſt perſön⸗ 
lich nicht zur Einkleidung deſignirt waren. Drei der 
hieſigen Landwährmänner, bei denen dies der Fall ge⸗ 
weſen iſt, ſind von dieſer Begnadigung ausgeſchloſſen 
geblieben. — Während der Zeit, wo das alte Schieß⸗ 
haus hierſelbſt abbrannte, ſtand bis jetzt eine als 
Schankbude errichtete Interims-Anſtalt am Breslauer 
Haage, nicht weit davon, wo ſich das alte Schießhaus 
befand. Dieſe iſt geſtern, nachdem die Eröffnung des 
neuen Schießhauſes ſtattgefunden hat, geſchloſſen wor⸗ 
den und ſtand ihr baldiger Abbruch in naher Ausſicht. 
Dieſer Arbeit iſt man aber überhoben worden, denn 
heute Abend ging dieſe Bude plötzlich in hellen Flam⸗ 
men auf. Es gab dies ein herrliches Schauspiel und 
eine wirklich zauberhafte Beleuchtung des Haages und 
der in ſeiner Nähe ſtehenden Baumpartien. Löſchver⸗ 
ſuche wurden nicht erſt gemacht, da hier nichts zu 
retten und kein anderes Gebäude in Gefahr war. Ueber 
die Enſtehungsweiſe kurſiren mancherlei Anſichten. 


* Hirſchberg, 21. Sept. [Landwehr — Wan⸗ 
der ſuspendirt. — Verdorbene Feierlichkeit.) 
eute früh kehrte unſere Landwehr zurück. Dieſelbe 
wurde von vielen Offizieren des hier garnifonienden 
10. Inf. Regt. u. A. m. eingeholt und marſchierte 
in Reih und Glied in unſere Stadt ein, die durch 
die vielen Frauen und Mädchen von nah und fern, 


welche, um die Ihrigen wieder in Empfang zu neh⸗ 


men, nach Hirſchberg gekommen waren, ſehr lebendig 
war. — Hr. Wander iſt geſtern Nachmittag gegen 
½ 4 Uhr von feinem Amte abermals ſuspendirt wor⸗ 
den, und zwar wegen der Rede, die er am Liederfeſt 
an die Erwachſenen hielt. Er hat dieſelbe vorher 
ſchriftlich aufgeſetzt und vollſtändig in dem von ihm 
redigirten „Wächter“ abdrucken laſſen. — Die Ein⸗ 
weihung des Kirchhofes, die die Kunnersdorfer morgen 
beabſichtigten und zu der ſchon alle Anſtalten getroffen 
waren, iſt trotz der Eclaubniß der Regierung plötzlich 
unterſagt worden, da der Regierungsrath Häckel, der 
eine Beſitzung in der Nähe des zu errichtenden Got: 
tesackers hat, Proteſt eingelegt hat. Wahrſcheinlich 
wird nun ein langwieriger Prozeß eingeleitet werden. 
Breslau. Der Kaufmann Ferdinand Warmuth in 
Steinau hat die Agentur der Elberfelder Feuerverſicherungs⸗ 
Geſellſchaft niedergelegt. Der Kaufmann Louis Simmel 
in Neumarkt iſt an die Stelle des ausgeſchiedenen Hilfs⸗ 
Agenten der Feuerverſicherungs-Geſellſchaft Boruſſia, Kauf 
mann Ferdinand Schmidt daſelbſt, in gleicher e e 
beſtätigt worden. — Der Rechts⸗Anwalt Schneider zu 
Neurode iſt zugleich zum Notar im Bezirke des hieſigen k. 
Appellationsgerichts ernannt und an das k. Kreisgericht zu 
Namslau verſetzt worden. — Dem praktiſchen Arzte, Ope⸗ 
rateur und Geburtshelfer Dr. Golz zu Striegau iſt die 
Phyſikatsſtelle des Kreiſes Striegau verliehen worden. — 
Beſtätigt: Der auf ſechs Jahre gewählte Bürgermeiſter 
Grideid ‚Henne zu Ren 
[Eine Luftfahrt über die Alpen.] Eine der 
merkwürdigſten Luftreiſen iſt im Anfange dieſes Mo⸗ 
nats von dem franzöſiſchen Luftſchiffer Herrn Arban 
gemacht, der am 2. September, halb 7 Uhr Abends, 
in Marſeille aufſtieg und über die Seealpen in 
der Höhe des Montblanc hinwegſegelnd, am 3. 
Morgens 2%, Uhr in der Nähe von Turin anlangte. 
Der „Kourier de Marſeille“ enthält von ihm folgenden 
Reiſebericht: Anderthalb Stunden nach meinem Ab⸗ 
gang von Marſeille befand ich mich bereits in einer 
Höhe von 4000 Metres über dem Walde von Eſterel. 
Die Temperatur war kalt, aber trocken, mein hundert⸗ 
theiliges Thermometer zeigte 4 Gr. unter Null. Der 
Wind kam von SW. und führte mich Nizza zu. Zwei 
Stunden hindurch war ich in ſehr dichte Wolken un⸗ 
ter mir eingehülll. Mein Pelz ſchützte mich nicht mehr 
vor der Kälte, namentlich litten die Füße. Ich ent⸗ 
ſchloß mich indeß, die Fahrt fortzuſetzen und über die 
Alpen zu gelangen, die, wie ich wußte, nicht mehr fern 
ſein konnten. Ich hatte Ballaſt genug, um ſicher zu 
ſein, über die höchſten Spitzen gelangen zu können. 
Die Kälte nahm zu, der Wind ward regelmäßig, der 
Mond leuchtete wie die Sonne am hellen Tage. Ich 
war über dem Fuß der Alpen. Die Felſen und Klüfte 
bildeten ſchwarze Maſſen, die als Schatten zu dieſem 
rieſigen Gemälde dienten. Der Wind hinderte die Re⸗ 
gelmäßigkeit meiner Fahrt. Ich war wiederholt genö⸗ 
thigt, mich zu ſenken und wieder zu erheben, um über 
die Spitzen zu gelangen. Um 11 Uhr war ich über 
dem Gipfel der Alpen. Der Horizont wurde frei, meine 
Fahrt regelmäßig. Jetzt dachte ich an das Eſſen. Ich 
befand mich in einer Höhe von 4600 Meter. Ich 
mußte nothwendig meine Reiſe fortſetzen und Piemont 
erreichen. Vor mir ſah ich nichts als ein Chaos; an 
Ort und Stelle mich herablaſſen, war unmöglich. 
Nachdem ich gegeſſen hatte, ſiel es mir ein, meine leere 
Flaſche in den Schnee hinabzuwerfen. Wenn ein küh⸗ 
ner Reiſender einmal dieſen Gipfel erſteige, mochte er 
ieine Spur finden, die ihn ſchließen ließ, daß ſchon vor 
hm ein Anderer dieſe jungfräulichen Regionen erforſcht. 
Um halb 2 Uhr Morgens befand ich mich oberhalb 
des Monte Viſo, den ich von einer früheren Reife in 
Piemont her kannte. Sonſt hätte mich eine eigen⸗ 
thümliche von dem Mond auf die Wolken und den 
Schnee hervorgebrachte Spielung leicht täuſchen können, 
als ob ich mich über dem Meere befinde. Der Weſt⸗ 
wind hatte jedoch nicht aufgehört und meine genauen 
Beobachtungen bewieſen mir, daß dies nicht der Fall 
ſein konnte. Die Sterne kamen meinem Kompaß zu 
Hülfe; ich bemerkte den Montblanc, deſſen Lage mich 
ſicher machte, daß ich mich Turin näherte. Der Mont⸗ 
blanc befand ſich mir zur Linken in gleicher Höhe mit 
meinem Ballon; er ragte über alle Wolken hervor und 
glich einem unermeßlichen von tauſend Feuern funkeln⸗ 
den Kryſtallblocke. Um 2% Uhr war ich in der Nähe Tu⸗ 
rins, wie ich ſicher aus der Stellung des hinter mir befind⸗ 
lichen Monte Viſo urtheilen konnte. Ich beſchloß 
deshalb, mich hinabzulaſſen, was ich ohne Schwierig⸗ 
keit bewirkte. Ich hatte noch genug Ballaſt, um nö⸗ 
thigenfalls wieder aufzuſteigen. Ich ließ mich bei 
einem großen Pachthof nieder. Mehre Hunde kamen 
auf mich zu, mein Pelz ſchützte mich vor ihren Lieb⸗ 
koſungen. Ihr Bellen weckte die Bauern, die über 
meine Gegenwart mehr überraſcht als erſchreckt waren, 
ſie öffneten mir den Pachthof und ich erfuhr durch 
fie, daß es 2%, uhr war und ich mich in dem Dorfe 
Pion-⸗Forte bei Stubini, 6 Kilometer von Turin befand. 
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Schiedsmanns für den Drei⸗Berge⸗Bezirk, zweier] gebracht, daß das Banquierhaus 


E. Hei in 
Feuer⸗Kommiſſarien und zwei neuer Vorſteher für Breslau ermächtigt worden iſt, aan 


In ſ ent e. 
Subffriptionen und 


Von geſtern Mittag bis heute Mittag find an der 
Cholera 3 Perſonen als erkrankt, 2 als geſtor⸗ 
ben und 6 Perſonen als geneſen amtlich gemeldet 


worden. 


Beim Militär hat ſich ſeit geſtern nichts geändert. 


Breslau, den 25. September 1849. 


Königliches Polizei-Präſidium. 


Stadtverordneten⸗Verſammlung. 


am 27. September, 


Verzeichniß der wichtigeren Vorlagen. 


1. Petition an die Kammern, bezüglich der een 
der Mahl⸗ und Schlachtſteuer und Einführung 


einer Einkommenſteuer. 


2. Verpachtung des Stadtzollhauſes am Sandthore, 
der Eisgruben und des Grundſtücks Nr. 6 der 


Vorderbleiche. 


3. Wahl eines Vorſtehers für den Sieben⸗Rademüh⸗ 
len⸗Bezirk, der Vorſteher- Stellvertreter für den 
Hummerei⸗ und für den Chriſtophori-Bezirk, des 


die evangeliſche Elementarſchule Nr. 21, ſowie 
für die Eatholifche Elementarſchule Nr. 4. 

4. Bewilligung von Zuſchüſſen für mehrere als un⸗ 
zureichend befundene Etatstitel, eines Gehalts für 
einen Hilfs⸗Exekutor beim Gewerbeſteuer-Amte 
und der für die Beſitzer der Grundſtücke 15 der 
Biſchofsſtraße und 2 des Prediger⸗Gäßchens feſt⸗ 
geſetzten Brandſchäden⸗Vergütigungen. 

5. Vorſchlag zu einem Abkommen mit der oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn⸗Direktion, bezüglich der Uebernahme 
der Beleuchtung des Chauſſeetraktus vom Auge’ 
gange der Tauenzienſtraße bis an das Ende des 
Bahnhofes. 

6. Erklärung des Magiſtrats auf den Antrag, betref- 
fend die Verminderung der Zahl der Nachtwächter. 


Der Vorſteher Dr. Grätzer. 


Bei dem 


geſchehen. 
Von der 


Kundmachung. 
In Folge des Finanzminiſterial⸗Erlaſſes vom 23. l. 
M. Z. 10,365 F. M. wird zur öffentlichen Kenntniß 


Kautionen auf das mit dem Circulare vom 15, d. M 
ausgeſchriebene Staatsanlehen anzunehmen. 


« 


genannten Banquierhauſe können daher 


die Einzeichnungen und der Erlag der Kautionen mit 
dem in den $$ 2 und 9 der Beſtimmungen über die 
Eröffnung dieſes Staats⸗Anlehens bezeichneten Erfolge 


Wien, am 24. September 1849. 


k. k. Univerſal⸗Staats⸗ und 
Bauk⸗Schulden⸗Kaſſe. 


Auf vorſtehende Kundmachung eines hohen k. k. 
öſterreichiſchen Finanzminiſterii mich beziehend, nehme 
ich Subſkriptionen zu dem neuen öſterreichiſchen 4½ pro⸗ 
zentigen Anlehen an und bin ermächtigt, den Subſkri⸗ 
benten bei Erlegung der Kaution ſofort die Original⸗ 
Certificate der k. k. Univerſal⸗Staats⸗ und Bank⸗ 
Schulden⸗Kaſſe zu übergeben; die erforderlichen Anmer⸗ 
dungs⸗Formulare 


ſind auf meinem Komptoir zu haben. 
E. Heimann, Ring Nr. 33. 


. —— . —＋—¹ -- —— . —2n,ñ . .. ener 


Theater⸗Nachricht. 


Mittwoch: Benefiz und letztes Gaſtſpiel 


des königl. ſächſ. Hof⸗Opernſängers Herrn 

Tichatſcheck aus Dresden. „Der 

Templer und die Jüdin.“ Große 

Oper mit Tanz in 3 Akten, Muſik von 

H. Marſchner. — Wilfried von Ivanhoe, 

Hr. Tichatſcheck. 

Donnerstag: Drittes Gaſtſpiel des Fräulein 
Babnigg, vom Stadt⸗Theater zu Ham⸗ 
burg: „Marie“, oder: „Die Tochter 
des Regiments.“ Komiſche Oper in 

2 Akten, Muſik von Donizetti. — Marie, 
Frln. Babnigg. 

Heute um 10 Uhr Morgens Fortſetzung 
der Ziehung der Abonnements⸗Verlooſung 
im Beiſein eines königl. Polizei⸗Kommiſ⸗ 
ſarius, im Foyer des Theaters. Für die 
Zuſchauer iſt der Eingang unter dem 
Portal geöffnet. - 

Looſe à 2 Rthlr. find fortwährend im 

Theater⸗Bureau zu haben. 


Die geehrten Abnehmer des Theaterzettels 
werden erſucht, die 8 für das 
vierte Quartal mit 10 Sgr. bei den bekann⸗ 
ten Zeitungskommanditen erneuern zu wollen. 

Graß, Barth und Comp. 
Verbindungs- Anzeige, 

Als ehelich Verbundene empfehlen ſich ihren 
Freunden und Bekannten: 

Jenny Prätorius, geb. Sievers. 
Heinrich Prätorius. 
Verbindungs⸗ Anzeige. 

Unſere heute vollzogene eheliche Verbindung 

zeigen wir hiermit ergebenſt an: 
Dr. Reichenbach. 
Emma Reichenbach, geb. Hoppe. 

Cottbus, am 25. September 1849. 


Todes- Anzeige. 

Heut Nachmittag 3 uhr entſchlief ſanft nach 
13wöchentlichen ſchweren Leiden mein innigſt 
geliebtes Weib Auguſte, geb. Herrmann. 
Mit ſchwerem Herzen und der Bitte um ſtille 
Theilnahme zeigt dies allen Verwandten und 
Freunden, ſtatt jeder beſonderen Meldung an: 

der hinterbliebene, tief betrübte Ehegatte 
ö Robert Kutſch, 
General⸗Landſchafts⸗Kaſſen⸗Kontroleur. 
Breslau, den 24. September 1849. 


Todes⸗Anzeige. 

Am 22ſten ſtarb nach achtwöchentlichem 
Krankenlager unſere geliebte Mutter, Schwie⸗ 
ger⸗ und Großmutter, der verw. Wirthſchafts⸗ 
Inſpektor Eliſabeth Vogt, geb. Fried⸗ 
rich, im Alter von 63 Jahren 10 Monaten. 
Dies beehren wir uns allen entfernten Ver⸗ 
wandten und Freunden ergebenſt anzuzeigen. 

Polkwie, den 23. Septbr. 1349. 

Die Hinterbliebenen. 


Herr Coxwell von London beebrt ſich, 
einem hohen Adel und geehrten Publikum 
hiermit ergebenſt anzuzeigen, daß er dem 
vielfach ausgeſprochenen Wunſche einer drit⸗ 
ten Luftſchifffahrt nicht entſprechen kann, weil 
er dazu nicht die nöthige polizeiliche Erlaub⸗ 
niß hat erhalten können. Er ſagt hiermit 
ſeinen herzlichen Dank allen Denen, die ihm 
ſo viel Theilnahme und Wohlwollen bewie⸗ 

en, und wird ſich ſeines Hierſeins ſtets mit 
+ befonderer Hochachtung für Alle erinnern. 


Bei meiner Rückreiſe von Leipzig iſt mir 
in Oppeln eine Reiſetaſche entwendet wor⸗ 
den, worin außer mehreren Meßrechnungen 

und ee auch ein Wechſel enthalten 
war auf Ely Gebrüder in Berlin per 
dato 15. November gezogen und in Blanco 
gerirt von S. G. Lasker u. Eidam in 
Breslau, vor deſſen Ankauf ich hiermit 


warne. 
J. Preiß in Reife. 


Bei ſeiner Abreiſe von hier empfiehlt ſich 
Verwandten und Freunden beftens: 
Robert Greppi, Maurermeifter, 
Breslau, den 25. September 1849. 


Meine Wohnung iſt jetzt 
Gartenſtraße Nr. 23 bei Hartmann. 
Prätorius, Zimmermeiſter. 


Theater = Lotterie. 
Bei der heut begonnenen Ziehung des Theater⸗Abonnements wurden folgende Gewinne 
gezogen. 

Gewinne zu 20 Thlr. 273. 968. 1056, 1687. 2085, 

Gewinne zu 25 Thlr. 440. 50. 1030. 2738. 2867. 2911. x . 

Gewinne zu 8 Thlr. 197. 282. 616. 912. 1034. 1100. 1204. 1596. 1931, 2087. 
2346. 2434. 2596. 

Gewinne zu 5 Thlr. 38. 69. 334. 469. 576. 612. 701. 34. 807. 929. 1015. 1383. 
88. 1638. 1787. 1825. 2093. 2145. 91. 2460. 2531. 2761. 2935. 

Gewinne zu 3 ½ Thlr. 3. 85. 105. 52. 57. 308. 33. 75. 433. 527. 42. 660. 750. 
829. 41. 92. 941. 70. 76. 1039. 97. 1131. 40. 63. 1212. 53. 60. 1371. 1500, 48; 
59. 1641. 48. 1710. 24. 25. 65. 1818. 43. 1911. 13. 34. 74. 2016, 44, 2115. 23. 69. 
en 2210. 77. 2343. 87. 2429, 41. 45. 99. 2604, 7. 42. 69. 2767. 80. 2832. 50. 

5. 46. 

Gewinne zu 2%, Thlr. 1. 11. 13. 70. 95. 104. 7. 11. 12. 16. 26. 34. 50. 60. 96. 
200. 18.30. 48. 255 85. 310. 55. 503. 28. 35. 37. 38. 41. 63. 77. 85. 88. 90. 95. 
617. 85. 700. 9. 24. 27. 37. 38. 67. 90. 831. 40. 68. 82. 90. 901. 26. 39. 87. 89. 
1005. 6. 80. 83. 92. 1111. 54. 56. 83. 84. 88. 1233. 94. 95. 1307. 14. 16. 39. 49. 
51. 55. 65. 67. 72. 76. 78. 87. 1425. 30. 50. 94. 95. 98. 1501. 12. 13. 18. 38. 46. 
63. 88. 90. 1613. 29. 34. 83. 97. 98. 1722. 46. 54. 85. 98. 99. 1845. 57. 87. 1912. 
16. 22. 48. 80. 91. 2035. 37. 54. 39. 61. 66. 75. 81. 84. 2126. 31. 38. 73. 77. 79. 
2219, 32. 48. 62. 63. 2300. 1. 7. 34. 39. 75. 81. 99. 2403. 13. 14. 30. 43. 82. 87. 
2501. 17. 22. 46. 64. 2602. 19. 21. 24. 30. 65. 97. 2712. 22. 36. 50. 54. 84. 2801. 
11. 28. 66. 81. 2901. 42. 45. 51. 57. 62. 66. 71. 82. 85. r - 
Die Ziehung wird fortgeſetzt und find Looſe zu 2 Thlr. während der Ziehung im 

Teater⸗Büreau zu haben. 


Mit dem 1. Oktober beginnt das Ate Quartal der im unterzeichneten Verlage erſchei⸗ 


nenden Zeitſchrift: 
Der Leuchtthurm. 


Wochenſchrift für Politik, Literatur und geſellſchaftliches Leben, 
redigirt von Ernſt Keil. 

Nach wie vor, trotz aller Hemmungen und Preßprozeſſe wird unſer Organ die 
Sache der Demokratie mit Entſchiedenheit vertreten, und dabei beſonders Oeſterreich 
und Preußen als die mächtigſten und gefährlichſten Träger des feindlichen Prinzips be⸗ 
rückſichtigen. Wenn die Verbreitung einer Zeitſchrift für die Erefflichkeit derſelben ſpricht, 
ſo mag die Thatſache, daß unſer Leuchtthurm von allen deutſchen Wochenſchriften den 
größten Abſatz hat, für uns ſprechen. , 

Der „Leuchtthurm“ erſcheint monatlich 4 Mal und zwar jeden Erſten des Monats 3—5 
Bogen und die übrigen Wochen 1—1½ Bogen ſtark, und bringt monatlich das vortreff⸗ 
lich ausgeführte g 

Portrait eines freifinnigen Zeitgenoſſen, 
und außerdem wöchentlich als Gratisbeilage das mit ſo großem Beifall aufgenom⸗ 
mene illuſtrirte Witzblatt: 


Die deutſche Reichsbremſe. 


Der Preis pr. Quartal iſt nur Einen Thaler. 
Leipzig, im September 1849. Er. Keil u. Co. 
Alle Poſtämter und Buchhandlungen nehmen Beſtellungen an. 


Intereſſante Neuigkeit. 


So eben erſcheint und iſt in allen Buchhandlungen zu erhalten: 


Briefe aus Frankfurt und Paris 
385 1848 1849 | 


von Friedrich v. Naumer: 
Gr. 12. Geh. 4 Thlr. 
F. A. Brockhaus. 


Deutſche Reform, 


politiſche Zeitung für das eonſtitutionelle Deutſchland. 

Mit dem 1. Oktober d. J. beginnt ein neues Abonnement auf dieſe täglich zweimal 
erſcheinende Zeitung, deren Abendblatt bereits mit den um 4½ Uhr Nachmit⸗ 
tags von hier abgehenden Eiſenbahnzügen verſandt wird. Alle Poſtämter 
nehmen Beſtellungen an; der Preis für das Quartal beträgt in ganz Preußen 2 Rthlr., 
Porto eingeſchloſſen. 

Die „Deutſche Reform“ kann ſich das Zeugniß geben, daß ſie ihren Leſern ſchnelle 
und zuverläffige Nachrichten mittheilt; der größere Theil der deutſchen Tagespreſſe 
beſtätigt dieſes Zeugniß durch häufigen Abdruck der Original: Artikel aus der Deutſchen 
Reform. — Die Aufgabe des Blattes iſt, die Grundſätze der wahrhaft conſtitu⸗ 
tionellen Monarchie zu vertreten. Berlin, im September 1849. / 


f Zwei Theile. 
Leipzig, im September 1849. 


Einladung zum Abonnement auf das vierte Quartal des 


3 Fortſchritt, 
volksthümliche, politiſche und humoriſtiſche Zeitſchrift für ehrlich denkende 
taatsbürger. 

Der Fortſchritt erſcheint wöchentlich zwei Mal, Montags und Donnerſtags in Folio⸗For⸗ 
mat, elegant ausgeſtattet. Bringt belehrende Artikel, die wichtigſten politiſchen Nachrich⸗ 
ten, dramatiſche Lieder und Spaͤße, mit Illuſtrationen, und erfreut ſich des bitterſten 
e N erteiägeger Abonnenentöpreis ix 127% Ege nel, Poftauffätag. | 

erteljähriger Abonnementspreis Sgr. incl. Poſtaufſchlag. 

Bunzlau im September 1849, Die Redaktion des Fortſchritts. 


Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 

Zum nothwendigen Verkaufe des hier Nr. 
1 Zauenzienftraße, Nr. 8 Gabitzerſtraße, Nr. 
36 Gartenſtraße belegenen, dem königl. Baus 
Inſpektor und Ritterguts⸗Beſitzer Georg 
Schulze gehörigen, auf 13,234 Thlr. 8 Sgr. 
3 Pf. geſchätzten Grundſtücks, von dem ein 
Ertrag zur Zeit nur durch Benutzung des 
allein vollendeten Stallgebäudes erzielt wer⸗ 
den kann, haben wir einen Termin auf den 
29. Dezember 1849, Vormittags 11 
uhr, vor dem Herrn Stadtgerichts-Rath 
Schmiedel in unſerem Parteizimmer an⸗ 
beraumt. Taxe und Hypothekenſchein können 
in der Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen 
werden. > 

Breslau, den 17. Mai 1849. 

Königl. Stadtgericht. II. Abtheilung. 

Subhaſtations⸗Bekauntmachung. 

Zum nothwendigen Verkaufe des hier 
Tauenzienſtraße Nr. 37 belegenen, dem 
Schloſſermeiſter Joſeph Wilhelm Adolph 
Tauer gehörigen, auf 11,240 Rtl. 20 Sgr. 
10 Pf. geſchätzten Grundſtücks, haben wir 
einen Termin auf / 
den 30. Jannar 1850, Vormit⸗ 

tags 11 Uhr, 

vor dem Herrn Stadtgerichts⸗Rath Schmie⸗ 
del in unſerem Parteien⸗Zimmer, Junkern⸗ 
ſtraße Nr. 10, anberaumt. a 

Taxe und Hypothekenſchein können in der 
Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 

Breslau, den 18. Juni 1849. 
Königliches Stadtgericht. II. Abtheilung. 


Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 

Zum nothwendigen Verkaufe des hier in 
der Wallſtraße Nr. 1b. belegenen, dem Par⸗ 
tikulier Eduard Julius Gottheiner gehö⸗ 
rigen, auf 21,400 Rthte. 22 Sgr. 5 Pf. ge: 
ſchätzten Grundſtücks, haben wir einen Zer- 
min auf den 28. November 1849, 
Vormittags 11 uhr vor dem Herrn Stadt 
gerichtsrach Schmiedel in unſerm Parteien: 
Zimmer anberaumt. 

Taxe und Hypothekenſchein können in der 
Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 

Breslau, den 1. Mai 1849. 

Königl. Stadt⸗Gericht. II. Abtheilung. 


Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 

Zum nothwendigen Verkaufe des hier in 
der Tauenzienſtraße Nr. 36 belegenen, dem 
Maurermeiſter Karl Pesch ek gehörigen, auf 
6783 Rthlr. 15 Sgr. 1 Pf. geſchätzten Grund⸗ 
ſtücks, haben wir einen Termin auf 
den 30. November 1849, Vormit⸗ 
N tags 11 Uhr 
vor dem Herrn Oberlandesgerichts⸗Aſſeſſor 
Hoffmann in unſerm Parteien⸗Zimmer an⸗ 
beraumt. 3 
„Taxe nnd. Hypothekenſchein können in der 
Subhaſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. 

Zu dieſem Termine werden die unbekann⸗ 
ten Intereſſenten der Adolph'ſchen Teichäcker⸗ 
Pächtermaſſe hierdurch vorgeladen. 

Breslau, den 24. April 1849. 

Königl. Stadtgericht. II. Abtheilung. 


Bekanntmachung 

Es wird beabſichtigt, die Beſchoffung des 
circa 1200 Klaftern betragenden Bedarfs an 
weichem Brennholz für die hieſigen Garniſon⸗ 
Anſtalten pro 1850 im Wege eines Submiſ⸗ 
ſions⸗ und Licitations⸗Verfahtens zu bewirken, 
und wird hierzu ein — 2 5 55 
Oktober d. J., Bart 13° von 
12 uhr, in 190 Geſchäfts⸗Lokal, Kirch⸗ 
ſtraße Nr. 29, anberaumt. 

Indem wir vieferungsluſtige hierdurch ein⸗ 
laden, ihre ſchriftlichen Offerten verſiegelt, 
vor Eröffnung des Termins, an uns abzu⸗ 
geben, und zu diefem in Perſon zu erſcheinen, 
bemerken wir, daß die der Lieferung zum 
Grunde gelegten Bedi⸗gungen vorher täglich 


bei uns eingeſehen werden können. 


Breslau, den 19. Sept. 1849, 
Königliche Garniſon⸗Verwaltung. 


Billard⸗Anzeige 
Ein gebrauchtes Billard, faſt wie neu, 
ſteht billig zum Verkauf bei 
Nobert Fahlbuſch jun., Billardbauer, 
Schuhbrücke Nr. 52. 


f 
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8 Für. Auswanderer. . 
rößer als je mag im nächften Jahr die Zahl der Eurepamüden fein, welche jenſeit des 
Pi 555 neue Heimath ſuchen und finden werden. Es gilt daher, im Herbſt und 
Winter zu dieſem Schritte ſich vorzubereiten, welchem Zwecke die im dritten Jahrgange 
ſtehende, unter Mitwirkung der HH. Dr. Büttner und Tr. Bromme von 


122 G. M. v. Roß redigirte = 
Allgemeine Auswanderungs⸗Zeitung 


N g 8 in 
entſpricht. Dieſelbe erſcheint im Verlage des Allg. Auswanderungs Bureau 
Rudolstadt (Leipzig, bei F. 75 Bey er) 21 ARE er und koſtet vierteljährlich 

nur 14 gGr. oder 1 Fl. r. ng 

Beſtellungen nehmen alle Poften und Buchhandlungen, in Breslau die Buch⸗ 
und Kunſthandlung Eduard Trewendt an. — Probeblätter werden auf Verlangen 
gratis geliefert. 


Bei Joh. Urban Kern, Junkernſtraße Nr. 7, iſt eingetroffen: 


trirter Kalender 1850. 


Ill Mit vielen Vignetten. 1 Rtl. 6 Sgr. 


— Streiks Bibliothek, 


Albrechtsſtraße Nr. 


über 40,000 Bände ſtark, empfiehlt ſich durch die reichſte Auswahl in allen Zwei⸗ 
gen der deutſchen wie der Franzöſiſchen und engliſchen Literatur. — 
Bereinigt damit find: Die Bibliothek für die Jugend, und ein Jour⸗ 
nalzirkel. Alles nur Rs» für ein ſolches Inſtitut paſſende 


Neue wird ſofort angeſchafft. 
A. Goſohorsky's Buchhandl. (L. F. Maske), 
Sechste Aufl. — In Umſchlag verſiegelt. — Preis 1 Dukaten. 


Albrechtsſtraße Nr. 3. 
Der persönliche Schut 
p nliche Schutz. 
Aerztlicher Rathgeber bei allen Krankheiten der Geſchlechtstheile, die 
in Folge heimlicher Jugendſünden, übermäßigen Genuſſes in der geſchlechtlichen 
Liebe und durch Anſteckung entſtehen, nebſt praktiſchen Bemerkungen über das 
männliche Unvermögen, die weibliche Unfruchtbarkeit und deren Heilung. Mit 
40 erläuternden anatomiſchen Abbildungen. Zuerſt publizirt von Dr. S. 
La' Mert in London. Stark vermehrt und unter Mitwirkung mehrerer prakt. 
Aerzte herausgeg. von Laurentius in Leipzig. Gte Aufl. 8. 170 S. 
Soll die Ehe wahrhaft die Quelle gegenſeitigen Glückes ſein, ſo erfordert ſie die Er⸗ 
füllung verſchiedener Bedingungen. Könnte man den Schleier heben, der den Urſprung 
ehelichen Unglücks bedeckt, wie häufig würde man die urſache deſſelben phyſiſchen Unfähig: 
keiten und folglich — getäuſchten Erwartungen zuſchreiben müſſen. — ueberſchreitungen 
find jederzeit nachtheilig. Die Gaben der Natur, deren man ſich bei mäßigem Genuffe 
mit Vortheil erfreut, werden durch Mißbrauch eine Quelle des Unglücks und des mehr 
oder weniger ſchnellen Verfalles aller Lebenskräfte. Die eigenthümlichen Ueberſchreſtungen 
aber, von denen dieſes Werk hauptfächlich handelt, verurſachen dem menſchlichen Geſchlecht 
mehr Leiden, als alle andern Ausſchweifungen, von denen es heimgeſucht wird. 
Die Gte Auflage dieſes Werkes enthält eine forgfältige und vollſtändige Erklärung der 
Anatomie und Phyſiologie der Zeugungsorgane im gefunden und kranken Zuſtande ꝛc. ꝛc. 
Es verdient daher die größeſte Aufmerkſamkeit; denn giebt es wohl etwas Wichtigeres, 
als die Erhaltung der Geſundheit derſelben und der phyſiſchen Fähigkei ten, die ein Jeder 
Hin 2 \ . 
wäre zu wünſchen, daß ſich namentlich auch Eltern, Lehrer, Erzieher und Geiſt— 
band vortreffliche Werk verſchafften, denn ſie würden Kae in — Ren N 
5 zu rechter Zeit gegebene Winke und Rathſchläge das Fortſchreiten jener traurigen 
Gewohnheit bei jungen Leuten zu verhindern, die, dem unheilvollen Einfluß derſelben ein⸗ 
mal hingegeben, das Bewußtſein des Gefährlichen ihrer Handlungsweiſe verlieren und einem 
ſicheren Untergange mit Rieſenſchritten entgegengehen. 
di Br Ste ſtark vermehrte Auflage ift auf Beſtellung durch jede Buchhandlung, fo wie 
irekt durch die Poſt (bei Angabe von bloßen Chiffern auch poste restante), gegen porto⸗ 
freie Einſendung' des obigen Preiſes, von Herrn Laurentius, jetzt Hohe Straſie 
Nr. 26 in Leipzig, der auf Verlangen auch weitere Auskunft ertheilt, zu beziehen. 
— — ͤ ͤAd— a—ä—b ' — — — ¼½i —̃˙--:i — ——ꝛs3s;᷑ëĩ ̃ͥ᷑ ë=ͤ⁊ͤÄñↄꝶ 


Antiquar Carl A. Wilh. Böhm am Neumarkt Nr. 17 offerirt: 

Stunden d. Andacht mit groß. Druck. 8 Bde. Hlbfrz. 121 fl. 
f. 4 Rthlr. Arndts wahr. Chrſſtch u. Paradies 2 1 
Goldſchnitt u. 64 Kupfern f. 3 Rthlr. Schubert, 
n ni er Landrecht, 4 Bde. 
erich rsordng. großer Druck. 3 Bde. 1822. f. 3 Rthlr. Pr. Criminalordng. 25 Sgr. Hypothek: 
ord. 15 Sgr. Landſchaftsreglement 20 Sgr. Heyde ren Geſindere ht 1832, f. 10 Sgr 
unausgeſetzt kaufe ich Bücherſammlungen. e u ” 


Bekanntmachung. 


Die im Laufe dieſes Sommers ſonntäglich ſtattgefundenen Extrazüge zwiſchen Breslau 
und Liſſn werden bei dem Eintritt der rauhen Witterung mit dem 30. September d. J. 
eingeſtellt werden, ſo daß an dieſem Tage ein derartiger Zug von Breslau nicht mehr ab⸗ 


f. neu 
„größter Druck in groß Format, mit 
Land⸗Kirchen u. Hauspoſtille. 1825 noch 
mit großem Druck f. 4 Rthlr. Preuß. 


geht. Berlin, den 19. September 1840. 


c Die Direktion 
der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbabn⸗Geſellſchaft. 


1510101010101070305303930187818101010827219787815751515151015701010797019, 
Nachdem ich der ſeparirten Rittmeiſter Lehmann, auf deren Anmuthung, den D 
im „Putſch“ entyaltenen Angriff auf dieſelbe zu verantworten, bereits privatim ver⸗ D 
fia lc 92 7 10 bi der an des 1 7 re 5 keiner Weiſe bethei: N 
f kann ieſe Erklärung nur öffentlich w . 8 
x zu 0 Naser ann ſtalt mir, Lies ich von ihr verlangt habe, denjenigen B 
B mich . 1 mich als Redakteur des „Putſch“ bezeichnet, es vorgezogen hat, N 
l geſchehen, öffentlich anzugreifen, fo kann ich dies Verfahren nur als einen N 
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BR ne 
Schiffsgelegenheiten nach Amerika. 


E 

Nach New Orleans, Mew Vork und Baltimore fertigen wir am 1. und 15. 
Oktober und am 1. when ya les. vorzüglich gute und ER ſchnellſegelnde dreima⸗ 
ſtige Schiffe erſter Kla Ktan een Lebensmitteln aufs Vollſtändigſte ausgerüſtet und 
don erfahrenen deutſchen Kap. 5 Nach Galveſton fertigen wir Mitte Okto⸗ 
ber ein für dieſe Fahrt ſich an lic gutes Schiff ab. Die ueberfahrtspreiſe ſind aufs 
Binigfte geftellt, und wolle man ſich wegen Belegung von Plätzen an unſere Agenten oder 
an uns baldigſt wenden. 

Bremen, im September 1840. 


. Lüdering u. Co. 
SHE: eigenthümer, Kaufleute und Konſuln. 


Auswanderer 


können zu den aufs Billigſte herabgeſetzten Ueberfahrtspreiſen 
more, Philadelphia, Neu⸗Orleans, Galveſton, San 
Port Adelaide, Rio de Janeiro, Valdivig in Chile ets gegen Einſendung des 
üblichen Handgeldes Kontrakte abſchließen bei F. A. Neumann in Charlottenbrunn. 


Steinauer Thon⸗Waaren, 


. früher bei Lerfch- und Richter, 
ſind ſtets zu Fabrik⸗Preiſen zu haben bei: 9 S. D. Ohagen, Nikolaiſtraße 68. 


nach New⸗Pork, Balti⸗ 
rancisco in Californien, 


a — | 


_ 


Steckbrief. > 

Der nachſtehend näher bezeichnete Schuh: 
machermeiſter Adolph Julius Traugott Hoff⸗ 
mann iſt des verſuchten Mordes verdächtig 
und hat ſich von Breslau heimlich entfernt, 
ohne daß ſein gegenwärtiger Aufenthalt zu 
ermitteln geweſen iſt. 

Es werden alle Civil⸗ und Militär⸗Be⸗ 
hörden des In- und Auslandes dienſter⸗ 
gebenſt erſucht, auf denſelben zu vigiliren, im 
Betretungsfalle feſtnehmen, und mit allen bei 
ihm ſich vorſindenden Gegenſtänden und Gel⸗ 
dern mittelſt Transports an die hieſige Ge⸗ 
fängnißexpedition abliefern zu laſſen. 

Es wird die ungeſäumte Erſtattung der 
dadurch entſtandenen baaren Auslagen und 
den verehrlichen Behörden des Auslandes 
eine gleiche Rechtswillfährigkeit verſichert. 

Breslau, den 21. September 1849. 

Königliches Stadt⸗Gericht. 
Abtheilung für Strafſachen. 

Signalement des Schuhmachermeiſters 
Adolph Julius Traugott Hoffmann: Alter 
28 Jahre, Religion evangeliſch, geboren zu 
Breslau, Größe 5 Fuß 2%, Zoll, Haare 
ſchwarz, Augenbraunen ſchwarz, Kinn rund, 
Geſichtsbildung länglich, Geſichtsfarbe geſund, 
Mund gewöhnlich, Bart ſchwarz, Zähne voll⸗ 
zählig, Geſtalt mittler, Sprache deutſch. 

olz⸗Lieferung. 

Es ſollen für die hieſige ſtädtiſche Armen⸗ 
Verwaltung für den Winter des Jahres 
1849 — 50 etwa 400 - 450 Klaftern gutes 
Kiefern⸗Leibholz oder Erlenholz zweiter Klaſſe 
bis Mitte November d. J. auf einem der 


ſtädtiſchen Holzhöfe hlerſelbſt Fre ‚gelten , 
e 


werden. Behufs Verdingung derſelben im 
Wege der Submiffion fordern wir Liefe⸗ 
rungsluſtige auf, ihre Gebote verſiegelt bis 
zum 30. September d. J. an uns einzurei⸗ 
chen, in dem 

auf den 1. 1 d. J., Vormittags 


Uhr, 
im rathhäuslichen Fürſtenſaale anberaumten 
Termine zu erſcheinen, und die Eröffnung der 
eingereichten Submiſſionsſchreiben zu gewär⸗ 
tigen. Die Wahl unter den Submittenten 
bleibt vorbehalten; keiner derſelben erlangt 
ein Recht auf den Zuſchlag. Die Koſten der 
Licitation und des Kontraktes einſchließlich 
des halben Werthſtempels übernimmt der 
Lieferant. 8 ; 
Breslau, den 13. September 1849, 
Die Armen⸗Direktion. 
(gez.) Anders. Leſſenthin. 


Proclama. 

Ueber das Vermögen des Kaufmanns 
Guſtav Lauterbach hierſelbſt iſt unterm 
13. Januar d. J. Concurs eröffnet, und der 
Rechts-Anwalt Krüger hierſelbſt vorläufig 
der Maſſe zum Curator beſtellt. 

Alle unbekannten Gläubiger des Gemein: 
ſchuldners werden hierdurch vorgeladen, in 
dem am - 

30. November e., Vormittags 9 uhr, 
vor dem Herrn Kreisrichter Pohler in un⸗ 
ferem Gerichtsgebäude am Ringe anſtehenden 
Termine ihre Anſprüche an die Maſſe gehörig 
anzumelden und deren Richtigkeit nachzuwei⸗ 
ſen, auch ſich mit den übrigen Creditoren 
für die Beibehaltung des beſtellten Interims⸗ 
Curators, oder die Wahl eines anderen zu 
PET 1 tm a 

er ſich in dieſem Termine nicht meldet 
wird mit allen Forderungen an ne 
ausgeſchloſſen, und ihm deshalb gegen die 
übrigen Gläubiger ein ewiges Stillſchweigen 
auferlegt. 

Denjenigen, welchen es hier an Bekannt⸗ 
ſchaft fehlt, werden zu Sachwaltern die 
Rechtsanwälte Juſtizrath Keck v. Schwartz⸗ 
bach und Dierſchke vorgeſchlagen. 

Jauer, den 12. Juni 1849. 

Königl. Kreisgericht. 1. Abtheilung. 


Nothwendiger Verkauf. 

Die Papiermühle Nr. 31 zu Egelsdorf 
nebſt den dazu gehörigen Gebäuden und 
Grundſtücken, wovon der Ertragswerth der 
Papierfabrik auf 4000 Rtl., 
der Werth der Ge⸗ 

bäude auf 10,190 Rtl., 
der Werth der 

Grundſtücke auf 2356 Rtl. 7 Sgr. 6 Pf. 
abgeſchätzt worden iſt, ſoll den 
22. Dezember, Vormittag 11 uhr, 
an Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. Taxe 
und Hypothekenſchein ſind bei uns einzuſehen. 

Friedeberg a. Q., den 12. Juni 1849. 

Königliche Kreis⸗Gerichts⸗Kommiſſion. 
c 


Rittergutskauf⸗Geſuch. 


Ein zahlungsfähiger Mann ſucht ſofort 
in der Gegend don Breslau oder Görlitz ein 
Rittergut in dem Preiſe von 30—50,000 Rtl. 
zu kaufen. Geneigteſte Offerten (ohne Un⸗ 
terhändler) bittet man, unter der Chiffre: 
H. G. Nr. 7 nach Königſtein in Sachſen 
portofrei gelangen zu laſſen. 


Penſions⸗Anzeige. 

Knaben, welche hieſige Schulen beſuchen, 
finden bei einer Familie, welche ſchon ſeit 
Jahren Penſionairxe hält, unter mäßigen Be⸗ 
dingungen freundliche, wahrhaft elterliche Auf: 
nahme, fo wie Nachhülfe in den Schularbei⸗ 
ten. Das Nähere hat die Güte mitzutheilen: 
Herr Gymnaſtal⸗Oberlehrer Kambly, Her⸗ 
renſtraße Nr. 19, Nachmittags zwiſchen 3 und 
5 uhr, ſo wie Herr Zanke, Schmiedebrücke 
Nr. 10, zu jeder Tageszeit. 


FBCHCFFFCURFRUTCCCCCCC 
922 Schaf⸗Vieh⸗Verkauf. 


1 


„Dem Verdienſt ſeine Kronen. 
Als die Cholera auch am bien Ort in 
den Monaten Juli und Auguſt d. J. ſtark 
und ſchonungslos wüthete und zu befürchten 
ſtand, daß die Lebenskraft der beiden hieſigen 
Herren Aerzte, welche Tag und Nacht ihrem 
damals ſchweren und gefährlichen Berufe uns 
ermüdlich oblagen, endlich unterliegen würde 
und keine Aſſiſtence zu ermöglichen war, da 
trieb das für fremde Leiden ſo empfängliche 
Herz des Herrn Doktors Schleſinger zu 
Breslau denſelben hierher in ſeine ehemalige 
Vaterſtadt. N 
Was dieſer brave, kenntnißreiche Ehren⸗ 
mann durch 12 Tage und bis zur Bezwin⸗ 
gung dieſer ſo gefürchteten Krankheit, in 
ſchönſter Harmonie mit feinen Herren Kolle⸗ 
gen den hieſigen Bewohnern auf eine ganz 
uneigennützige Weiſe geleiſtet, wird uns allen 
und ganz beſonders den Wiedergeneſenen ſtets 
in dankbarer Erinnerung bleiben. Wir be⸗ 
gleiten daher, vom Pflichtgefühl angetrieben, 
unſeren innigen Dank mit dem herzlichen 


Wunſche: daß die Gottheit dieſen ſchönen 


Beweis von Nächſtenliebe recht reichlich ſeg⸗ 
nen möge. N 
Prausnitz, 24. September 1849, 
Der Magiſtrat. 


Klafterholz⸗Verkauf. 

Am 10. Oktober von früh 10 Uhr an wer⸗ 
den vom unterzeichneten Forſtamte hierſelbſt 
an der Oder: 3 N 

1) 1577 ½ Klft. kiefern Leibholz I. Kl., 

2) 3 7 ‘ 


7. 77 . 
3) 322 7 77 Wrackholz, 
4) 206 ½% „ Fichtenholz | 
in Looſen bis zu 10 Klaftern an den Meiſt⸗ 
oe unter folgenden Bedingungen ver 
auft: b 
1) Unter der Taxe wird nicht zugeſchlagen, 
für die Taxe oder über dieſelbe ſogleich 
bei der Lizitation. 
Die Taxe iſt folgende: 


1 Klft. kiefern Leibholz I. Kl. 3 Rtl. 20 Sgr. 
1 70 „ 77 II. „ 7 1 7 
1 „, „ Wrache; „ „, 
1 „ Fichtenholz 3 


2) Bei der Licitation werden 
des Betrages gezahlt, der Reſt vor der 
Abfuhr der Hölzer, welche bis Johanni 
1850 beendet ſein muß, baar mit Abzug 
von einem Prozent oder in bankmäßigen 
Zmonatlichen Wechſeln bei Herren Eid): 

3) born u. Comp. in Breslau. 

Anfuhr der Hölzer nach Wunſch der 
Herren Käufer zu Waſſer oder zu Lande 
für die Selbſtkoſten. 

Auch lagert hieſelbſt an der Oder und in 
der Nähe derſelben ein bedeutendes Quantum 
kieferne Bauhölzer zum Verkauf zu feſten 
Preiſen. 

Jeltſch bei Ohlau, den 13. Sept. 1849. 
Das Gräflich Saurma⸗Jeltſcher Forſtamt.“ 

Zimare, Walbbereiter. 


Auktions⸗Anzeige. 

Aus dem Nachlaſſe der Dr, Krauß'ſchen 
Eheleute ſollen Donnerſtag den 27. d. M., Vor⸗ 
mittags 9 uhr und Nachm. 2 uhr in Nr. 11, 
alte Taſchenſtraße, gegen baare Zahlung, ver⸗ 
ſteigert werden, als: Silbergeſchirr, Porzel⸗ 
lan, Gläſer, Kupfer ꝛc., Kleidungsſtücke ꝛc., 
ſowie allerhand Vorrath zum Gebrauch. 

Breslau, den 18. Sept. 1849. 

Hertel, Kommiſſionsrath. 


Auktions⸗Anzeige. 
Der Mobiliar⸗Nachlaß der verwittwet ge⸗ 
weſenen Frau Profeſſor Suckow, beſtehend 
in Gold, Silber, Uhren, Porzellan, Gläfern, 


Kupfer, Zinn ꝛc., Möbeln, Betten und Lei⸗ 


nenzeug, Kleidungsſtücken, Küchengeräthen ꝛc. 
und in allerhand Vorrath zum Gebrauch, foll 
Freitag den 28ſten d. M., Vormittags 9 uhr 
und Nachmittags 2 uhr, in Nr. 1 Neue 
Schweidnitzer Straße gegen baare Zahlung 
verſteigert werden. 0 
Breslau, den 18. Sept. 1849. 
2 Hertel, Kommiſſionsrath. 


. ——— — —— — 
Biſchoff's Reſtauration, Ring 48, 


Immer Verguügt! 
empfiehlt wieder 
friſches Berliner Weißbier. 


Ein Trümeau 5 
ſteht billig zum Verkauf beim Glaſermeiſter 
Eifler, Schweidnitzer Straße Nr. 28. 
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In Klein⸗Sürding pr. Domslau, 
Bresl. Kreiſes, werden 100 Stück zur 
Zucht taugliche junge Mutterſchafe, ei⸗ 
nige Lämmer, fo wie 120 Stück Brad: 
ſchafe, theils Muttern und Schöpſe, & 
zum Verkauf ausgeboten. DiecHeerde 
J it frei von jeder erblichen Krankheit. 
a5 Sbendaſelbſt ſtehen auch einige 1000 
3 Schock Erlen⸗Pflanzen zum Verkauf. 
= arten beim daſigen Wirthſchafts⸗ 
718 e. 7 * 

den geehrten Herren Gutsbe⸗ 
ſitzern, Kaufleuten und andern Herrſchaf⸗ 
ten, welche Hausoffizianten bedürfen, 
empfiehlt ſich das Central: Möref: 
Büreau in Breslau, Kupferſchmledeſtr. 
Nr. 37, mit der Bitte um zahlreiche 
Aufträge. . 


— nn nn nn nn nn nn 
Altbüſſer⸗Straße Nr. 19 ift eine möblirte 
Stube nebſt Alkove bald zu beziehen. 5 
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„ 7 
25 Prozent. 


Das unterzeichnete Forſtamt beſorgt die 


“ 


22) Ketzerberg Nr. 14 a) eine Wohnung in 


quemlichkeiten verſehene Wohnung zu ver⸗ 


Zu vermiethen und Termin Michaelis 

d. J. zu beziehen: 0 ‚ 

1) Schmiedebrücke Nr. 40 die Zte Etage, 
aus 3 Stuben, Alkove, Küche und Bei: 
gelaß beſtehend; 

2) Gräupnergaſſe Nr. 2 mehrere kleine 
Wohnungen; 

3) Gräupnergaſſe Nr. 3 desgleichen; 

40 Bafteigaffe Nr. 6 zwei Wohnungen par 
terte, aus Stube, Alkove, Küche und 
Beigelaß beſt hend; 

5) Albrechts⸗Straße Nr. 45 a) eine geräu⸗ 
mige Hofwohnung, d) ein Verkaufsge⸗ 
wölbe, e) ein Pferdeſtall; 

6) Mäntler⸗Straße Nr. 9 mehrere kleine 
Wohnungen; 

7) Gellhorn⸗Gaſſe Nr. 1 desgleichen; 
8) Gellhorn⸗Gaſſe Nr. 3 desgleichen; 
9) Margarethen⸗Gaſſe Nr. 10 a) die Töpferei 
rg dazu gehöriger Wehnung, d) meh: 
ere kleine Wohnungen; 
10) Seminar⸗Straße Nr. 4 und 5 a) ein 
Garten, b) eine kleine Wohnung; 


11) Weidendamm Nr. 5 a) Stallung zu 4 


Pferden nebſt Heuboden und Remiſe, b) 
eine kleine Wohnung; 

12) Albrechts⸗Straße Nr. 48 a) eine Stube 
nebft Küche in der Iſten Etage, b) der 
Hausraum, c) eine Werkſtatt; 

13) Kloſter⸗Straße Nr. 1 d. a) ein geräu⸗ 
miges Souterrain⸗Lokal, b) zwei kleine 
Wohnungen; 

14) Laurentius-Platz Nr. 1 mehrere kleine 
Wohnungen; 

15) Laurentius⸗Platz Nr. 14 desgleichen; 

16) ufergaſſe Nr. 28 a) mehrere kleine Woh⸗ 
nungen, b) ein Garten, e) eine Bäckerei; 

17) Ohlauer Straße Nr. 50 zwei kleine 

10 Wohnungen; 


— 


Ohlauer Straße Nr. 41 eine möblirte 
Stube in der 2ten Etage vorn heraus; 
19) Biſchofs⸗Straße Nr. 9 ein Keller; 

20) Ohlauer Straße Nr. 23 mehrere kleine 
Wohnungen; 
21) ufergaſſe Nr. 37 desgleichen; 


der liten und eine desgleichen in der ten 

Etage, jede aus 3 Stuben, Küche und 

Beigelaß beſtehend; b) mehrere kleine 

Wohnungen, c) ein Garten; 

Urſuliner⸗Straße Nr. 4 eine kleine und 

eine mittlere Wohnung; 

Urſuliner⸗Straße Nr. 2 mehrere kleine 

Wohnungen; 

Albrechts⸗Straße Nr. 40 die 2te und Zte 

Etage, jede aus 2 Stuben, Alkove und 

Küche beftehends 

Neue Gaſſe Nr. 8 a) die Reſtaurations⸗ 

Lokale nebſt Garten, b) eine Feuerwerk⸗ 

ſtatt, e) zwei Remiſen, d) ein Pferdeſtallz 

Kloſter⸗Straße Nr. 49 a) mehrere kleine 

und mittlere Wohnungen, b) die Flei⸗ 

ſcherei; 

Hintermarkt Nr. 1 a) ein Verkaufsge⸗ 

wölbe par terre, b) eine mittlere und 

eine kleine Wohnung; 

20) Weiden⸗Straße Nr. 3 mehrere mittlere 
und kleine Wohnungen; 

30) Hummerei Nr. 31 desgleichen; 

31) Graben Nr. 42 desgleichen; 

32) Seitenbeutel Nr. 16 a) desgleichen, b) 
eine Tiſchlerwerkſtatt; 

33) Hirſchgaſſe Nr. 6 a) mehrere kleine Woh⸗ 
nungen, d) ein an der Oder gelegener 
geräumiger Waaren⸗Lagerungsplatz. 

5 Adminiſtrator Kuſche, 
Altbüßer⸗Straße Nr. 47. 


Im neuerbauten Hauſe, Schuhbrücke 
Nr. 13, Ecke der Kupferſchmiede⸗Straße, 
iſt eine aus 5 Zimmern nebſt Beigelaß 
beſtehende und mit allen ſonſtigen Be⸗ 


23 
24 
25 


m nn 


26 


— 


27 


28 


— 


— 


miethen und zu Michaelis zu beziehen. 


Zu vermiethen 

und bald oder Termin Michaeli d. J. 
zu beziehen iſt die dritte Etage, Junkern⸗ 
Straße Nr. 8, beſtehend aus 5 Zimmern, 
Entree und allem nöthigen Zubehör. Die 
Wohnung iſt vollſtändig renovirt und der 
Mieths⸗Zins den jetzigen Verhältniſſen 
angemeſſen. Näheres daſelbſt im Comptoir 
par terre, 


— — — 

Neuegaſſe 17, an der Promenade, ſind vom 
1. Oktober d. J. ab 1 auch 2 gut möblirte 
Stuben nebſt einem guten Flügel zu ver⸗ 
miethen. 


Ein Zimmer mit, auch ohne Möbel, iſt 
Eliſabetſtraße Nr. 1, in der erſten Etage, 
mit Ausſicht nach dem Ringe zu vermiethen. 


Heilige⸗Geiſt⸗Straße Nr. 17 iſt im zweiten 
Stock ein möblirtes Zimmer mit Ausſicht nach 
der Promenade vom 1. Okt. ab zu vermiethen. 


Friſche Großvoögel. 
Das Paar a 3% bis A Sgr. empfiehlt: 

W. Beier, Wildhändter, 

Kupferſchmiedeſtraße 16. 


Wagen⸗Verkauf. 
Ein moderner, wenig gefahrener Staats⸗ 
wagen (Batarde) iſt billig zu verkaufen. Das 
Nähere Kupferſchmiedeſtr. Nr. 18. 


Druck und Verlag von Gr 


Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchieben 
nebſt Abensbeot auf Donnerftag — 27. 
Septbr. ladet ergebenſt ein: 5 
Windberger, Mehlgaſſe 15. 
In einer Seifen: Fabrik wird ein tüchtiger 
Gehülfe, der ſich über feine Qualifikation ges 
nügend auszuweiſen im Stande ift, als Merk: 
führer geſucht. Näheres zu erfahren bei . 
J. Launer, Commiſſionair, 
Neumarkt Nr. 13. 


resin 
Ein im merkantiliſchen und juriftiihen Fache 
geübter kautions fähiger Mann wünſcht unter 
ſoliden Bedingungen als Fabrikaufſeher, Pri⸗ 
dat⸗Secretair oder Hausverwalter eine An⸗ 
ſtellung. Nähere Auskunft Ohlauer Straße 
Nr. 50, im Gewölbe. 2 

WUAöbgelagerte 
und wirklich alte 
echte Bremer 


Rencurel⸗Cigarren, 


(kräftig, gut brennend) 
pro Stück 4 Pfennige, 
„ 100 1 Rtl. 
Ferner: 
die beliebten 


Schweizer Cigarren, 
(von echtem Tabak gefertigt, jede einzelne 
fuftend) » . 
pro Stück 4 Pf. 
100 24 Sgr. 
Desgleichen: 


leichte Bruſt⸗Cigarren, 
(das leichteſte amerik. Blatt dazu verwandt) 
pro Stück 4 Pf. 
100 24 Sgr. 
empfiehlt zun beſondern Beachtung: 
Auguſt Hertzog, 
Schweidnitzerſtr. Nr. 5, im goldnen Löwen. 
Ein gebrauchter Flügel 
von 6 Oktaven, der ſich ſehr gut für Anfän⸗ 
ger eignet, iſt für 40 Rthlr. zu verkaufen: 
leine Groſchengaſſe Nr. 9, beim 
Inſtrumentenbauer Wackernagel. 
Demoiſelles 
im Putzfertigen gut geübt, aber nur ſolche 
finden Beſchäftigung; auch werden noch ei⸗ 
nige derſelben, welche daſſelbe zu erlernen 
wünſchen, angenommen bei J. Kölling, Eli⸗ 
ſabetſtraße Nr. 1. 


Ein Handwagen 
wird zu kaufen geſucht Taſchenſtr. Nr. 31. 


Die erſte Sendung 


achten fließenden 5 
aſtrachaniſchen Caviar 
und neue Bricken 
in vorzüglich ſchöner Qualität empfing und 
empfige F. W. Scheurich, 
ä 
aviar⸗Anzeige. f 

En 


fing fo eben und empfiehlt: 


Johann Noſſoff, & 
F. ite tbüherftrage Nr. 13, . ß 
FP 
Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel. 
Graf Pork von Wartenberg aus Klein⸗ 
En Hauptmann v. Aſſemuth aus Bins⸗ 
urg. 
Grambſchüz. Ober⸗Berghauptmann Graf 
von Beuſt aus Pangau. Gutsbeſitzer Graf 
von Frankenberg aus Broslawitz. Gutsbe⸗ 
ſitzer Graf von Poſadowski aus Centawa. 
Gutsbeſitzer Tietze aus Seitendorf. General: 
Pächter Bieler aus Sackrau. Kaufmann 
Sieber aus Leipzig. Kaufmann von Hoff⸗ 
mann aus Wien. Dr. Profeſſor Wolff aus 
8 Frau Neugebauer aus Langen⸗ 
bielau. 


— —— —  ——— 
24. u. 28. Sept. 4d. 10 u. Mrg. Uu. Nchm. Ju 
Barometer 277885, 2778 13% 3777,56. 


Thermometer 29,7 +80 + 129 
Windrichtung O ONO so 
Luſtkreis Schleiergw. überw. bed. Reg. 


Getreide: Oel- u. Zink⸗Preiſe. 
Breslau, 25. September. ! 


Sorte: beſte mittle geringfte 
Weizen, weißer 54 Sg. 50 Sg. 43 S 
Weizen, gelber 52 “ 85 2 5 u 
Roggen 29% 7% 5 
Gerſte 23 7 ur 15 423 
Hafer ....... er N 
Rothe Kleeſaalt 8 b. 11 Tol. 
. „ eee. 4% 5. 7E 

pirftus. N 
Nüböl, Noheb. =. elenmannn 15 Thlr. bez. 


Zink loco 4 Thlr. 7 Sgr. bez. 
3 * 106. 103. 101. 
Rübfen 9374. 92. 90. 


aß, Barth und Com p. 


Graf Henkel von Donnersmark aus 


93 bez. 


i i 1 18 
flau und Fonds und Aktien fanden zu erniedrigten Kourſen mehr Geber a 
neuen Anleihen wurde Einiges A 85 / und 85 ½ gemacht. 
5 Se dis 96%. 7 
am Ende eher über Notiz zu placiven, 


Einkäufe auf der jetzigen Leipziger Meſſe ift unſet Lager in 


Stickereien, 


als feine Chemiſettes, Cols, Taſchentũ er, Cane ous, . 
Manſchetten, Hauben u. ſ. w., fo wie e 3 Fichus. 


Weißen Waaren, 


Durch perſönliche 
jeder Art feiner 


Tüll⸗Gardinen, 

Gaze⸗Gardinen, nebſt den dazu gehörigen Be⸗ 

8 Wie 8 ſätzen, Borden, Spitzen, 
nn en, Haltern, 

Geſtreifte Gardinen, Franz Eh Quaften, 


Namage⸗Gardinen, 


glatte Mouſſeline, %,, 0%, % breit, 

Bettdecken in Pique, Halbpique, Damaſt, 

Weiße gemufterte Kleider, Jaconet, Mull, Cambrie, 

Batiſt, Wallis, Unterröcke, Strümpfe in allen Größen und Qua⸗ 
litäten, ſo wie in allen in dies Fach einſchlagenden Artikeln aufs Voll⸗ 


ſtändigſte ſortirt. 
Graefe u. Comp. 


Junkernſtraße, in Stadt Berlin, der goldnen Gans f&hrägüber, 


Franzöſiſche Mühlſteine. 


Von meiner Reiſe nach Frankreich und England zurückgekehrt verfehle ich nicht, die Her⸗ 
ren Mühlenbeſitzer und Mühlenbaumeiſter darauf aufmerkſam zu machen, daß ich bedeu⸗ 
tende Parthien der vorzüglichſten Steinſtücke aus den beſten Brüchen Frankreichs angekauft 
habe und daraus Mühlſteine nach dem neueſten verbeſſerten engliſchen Syſtem auf Beſtel⸗ 
lung in jeder beliebigen Größe anfertige, die alles bisher Gelieferte weit übertreffen, wo⸗ 
für ich völlige Garantie leiſte. K . 

Aufträge und Beftellungen bitte ich, bei Herrn Lorenz Salice in Breslau, Junkern⸗ 
ſtraße Nr. 6, der Bequemlichkeit wegen zu machen, deren prompteſte und reelſte Ausfüh⸗ 
rung hiermit verſichert wird. Karl Goltdammer, in Berlin, Neue Königstraße 32, 


Friſchen fließenden, aſtrachaniſchen Kaviar, 
Aſtrachaner Zuckererbſen 


8 5 empfehlen: *. 
Karl Straka, Herrmann Straka, 
Albrechts ſtr. 30, vis-A-vis der kgl. Bank. 


Dorotheen- u. Junkernſtraßen⸗Ecke Nr. 33. 
Coaks⸗Verkauf in der Gas⸗Anſtalt. 


Von heute ab werden die Coaks in unſerer Anſtart zu nachſtehende i : 
; ern Coaks pro Tonne Grubenmaaß von 6 Baer BER 
einer desgl. desgl. 13 Sgr. 
Breslau, den 26. September 1849, 
Direktorium der Gasbeleuchtungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft. 


Mein reichhaltiges Lager engliſcher Strumpf⸗ 
Wollen und Vigognien, een © uhr 
Kamm: und Seiden⸗Haſen⸗Garne empfehle ich 
zur gefälligen Beachtung. 5 

A. D. Seidel, Ring Nr. 27. 


Auktionen in Breslau. 
27. September, Vorm. 9 uhr und Nachm. 2 uhr, Taſchenſtraße Nr. 11: laß der 
Dr. Krauß ſchen Eheleute. * e ER 
27, it Vormittags 11 ½ uhr, Schuhbrücke Nr. 77: verſchiedene Wagen und 
eſchirre. i 


Börfenberichte. 
Paris, 22. September. 3% 56. 35. 5% 89. 25. 


Gld. 


Seehandlungs⸗Prämien⸗Scheine 101 01 


l. 


Die Börfe war in Folge schlechterer Frankfurter Kourſe 
Nehmer. Im 
2½ ubr 3% Metal. 90 
Comptanten und Devifen ſehr angetragen., waren 


Wien, 24. September. 


Nordbahn 109 ½ bis Ya+ 


Breslau, 25. September. (Amtlich.) Geld- und Fand Courſe: Holländiſche 
Rand Dukaten 96 Gl. Kalſerliche Se 96 Gl. Friedrichsd'or 113%, Br. Louis⸗ 
dor 1124, Br. Polniſches Courant 95 ½ Gld. Oeſterreichiſche Banknoten 95%, Br. See⸗ 
Handlungs = Prämien + Scheine 101 Gl. Freiwillige Preußiſche Anleihe 107 Br. Staats⸗ 
Schuld Scheine per 1000 Rtl. 3% % 89%, Br. le Poſener Pfandbriefe 4% 
993, Gl., neue 3 ½% 80 ½ Br. Schleſiſche prandbriefe a 1000 Rtl. 3 7% 94% Br., Lait. 
B. 4% 98¾ Br., 3% % 00% Gl. Alte Polniſche Pfandbriefe — — neue 94% Br. — 
Eifenbahn » Aktien: Breslau ⸗Schweidnig⸗ Freiburger 4% 803, Gl. Oberſchleſiſche 
Latt, A, 105 / Gld., Litt. B. 103 ½ Br. Krakau Oberſchleſiſche 3 / Br. Riederſchleſeſch⸗ 
Märkiſche 84% Br. Köln⸗Mindener 93 % Br. Friedrich Wilhelms ⸗ Nordbahn 40 Gl. — 


Redakteur: Nimbs. 


